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1 Gesamtabschluss der Kommune
Nach Ablauf des jeweiligen Haushaltsjahres ist von den Kommunen neben dem Jahresabschluss nach § 82 der

Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) gemal 8 83 BbgKVerf — spatestens fir das Haus-
haltsjahr 2013 - auch ein Gesamtabschluss aufzustellen. Das bedeutet, die aulRerhalb der Kernverwaltung ablau-
fenden und daher nicht in den Jahresabschluss der Kommune einflieRenden Handlungsbereiche sind einer Ge-
samtbetrachtung zuganglich zu machen. Der dafir aufzustellende Gesamtabschluss soll ein den tatséchlichen
Verhéltnissen entsprechendes Bild der Gesamtertrags-, Gesamtfinanz-, Gesamtvermdgens- und Gesamtschul-
denlage der Kommune unter Beachtung der Grundsétze ordnungsmaRiger Buchfilhrung (GoB) vermitteln und die
Chancen und Risiken der Kommune darstellen (§ 83 Abs. 4 i.V.m. § 104 Abs. 3 BbgKVerf). Zu diesem Zweck ist
der Jahresabschluss der Kommune mit den nach Handelsrecht, Eigenbetriebsrecht und Haushaltsrecht aufzustel-
lenden Jahresabschlissen der Unternehmen, die die Kommune auf Grundlage des § 92 BbgKVerf gegriindet hat,
sowie den Zweckverbanden, bei denen sie Mitglied ist (auf3er Sparkassenzweckverbande), zu konsolidieren.

Der Gesamtabschluss ist auf die Beseitigung der Informationsdefizite und -verzerrungen der Einzelabschlisse
der kommunalen Beteiligungen sowie die Vermittlung von entscheidungsrelevanten Informationen ausgerichtet.
Er zielt auf einen vollstandigen Uberblick der tatsachlichen finanziellen und wirtschaftlichen Lage der Kommune
ab und stellt die Grundlage dar fiir eine Beurteilung dartiber, inwieweit die Kommune kiinftig in der Lage bleiben

wird, ihre Aufgaben zu erfillen.

Der Gesamtabschluss soll die wirtschaftliche Lage der einbezogenen Unternehmen so darstellen, als ob diese
Unternehmen und die Kommune ein einziges gemeinsames Unternehmen (,Konzern Kommune*) waren und die
zu konsolidierenden Beteiligungen mit der Kernverwaltung der Kommune insgesamt eine wirtschatftliche Einheit
bildeten (Einheitsgrundsatz analog § 297 Abs. 3 Satz 1 HGB). Durch den kommunalen Gesamtabschluss wird der
Gesamtliberblick tber die wirtschaftliche Situation der Kommune einschlieBlich der ausgelagerten Aufgabenbe-
reiche (Gesamtvermdgens-, Gesamtfinanz-, und Gesamtertragslage) vermittelt. Gleichzeitig werden Steuerungs-

grundlagen dargestellt und das Portfolio der kommunalen Betétigung abgebildet.

2 Rechtsgrundlagen

2.1  Haushaltsrechtliche Vorschriften
Nach § 83 Abs. 1 Satz 1 BbgKVerf wird der Gesamtabschluss aus dem gemaR § 82 Abs. 1 Satz 1 BbgKVerf fiir

den Schluss eines jeden Haushaltsjahres aufzustellenden Jahresabschluss der Kommune sowie den Jahresab-



schllissen der kommunalen Beteiligungsunternehmen nach § 92 BbgKVerf einschliel3lich der Zweckverbande, an
denen die Kommune beteiligt ist, entwickelt.

Die Erstellung des Gesamtabschlusses orientiert sich derzeit an der Systematik der Konzernrechnungslegung
nach dem Handelrecht. Dabei ist herauszustellen, dass die Orientierung am Handelsrecht — und damit am Privat-
recht — dem Umstand geschuldet ist, dass die Kommunalverfassung und die Kommunale Haushalts- und Kas-
senverordnung auf eine Ubernahme von handelsrechtlichen Vorschriften in das kommunale — und damit in das
offentlich-rechtliche — Haushaltsrecht verzichtet und stattdessen Verweisungen auf Einzelvorschriften des Han-
delsrechts normiert. Daraus erlaubt sich jedoch nicht der Schluss, dass die dem Handelsrecht zugrunde liegen-
den Verhaltnisse und Erwagungen und deren Wirdigung im kommunalen Haushaltsrecht 1:1 und damit unreflek-
tiert zu Ubernehmen sind. Denn die beiden Rechtsbereiche verfolgen ganz verschiedene Zwecke: Das kommuna-
le Haushaltsrecht soll Transparenz schaffen, Informationen sicherstellen und Birger- oder Steuerzahlerschutz-
funktionen Ubernehmen. Dazu soll die Vermdgens-, Ertrags- und Finanzlage einer Kommune vollstandig im Sinne
der Ausfiihrungen unter Ziffer 1 dargestellt werden. Verbunden ist damit auch die Zielstellung der Gewéhrleistung
intergenerativer Gerechtigkeit. Daraus folgt, dass innerhalb eines Haushaltsjahres Ressourcenverbrauch und
Ressourcenaufkommen ausgeglichen sein sollen. Das Handelsrecht hingegen verfolgt in erster Linie Glaubiger-
und Gesellschafterschutzfunktionen und Schutzinteressen der Kapitalanleger. Die im kommunalen Haushalts-
recht zur Anwendung kommenden Regelungen des Handelsrechts sind vor diesem Hintergrund zu subsumieren.

In diesem Sinne sind fiir die Gesamtbilanz insbesondere folgende Konsolidierungsgrundséatze maf3geblich:

e Einheitlichkeit (Ansatz, Bewertung und Ausweisung)

o Vollstandigkeit (Gesamtabschluss und Konsolidierungskreis)

e Eliminierung [interner (,Konzern“-)Beziehungen]

e Stetigkeit (Konsolidierungsmethoden)

e Wirtschaftlichkeit (monetéres Verhéltnis von Output zu Input)

e Wesentlichkeit (Beriicksichtigung bedeutender Tatbestande bei gleichzeitiger Vernachlassigung unterge-

ordneter Tatbestande)

Erganzend zu den Vorschriften der Kommunalverfassung tber die Aufstellung und Priifung des Gesamtabschlus-
ses (§ 83i.V.m. § 141 Abs. 19 und 20, § 104 BbgKVerf) sind die Regelungen der brandenburgischen Kommuna-
len Haushalts- und Kassenverordnung (KomHKV), hier insbesondere die 8§ 62 bis 65 KomHKV zu beachten. Die
Regelungen der KomHKV Uber den Jahresabschluss der Kommune (vgl. Ziffer 3.1) sind auf den Gesamtab-
schluss entsprechend anzuwenden, soweit die KomHKV nichts anderes bestimmt (§ 62 KomHKV). Neben den
analog heranzuziehenden

e 8§54 KomHKYV - Ergebnisrechnung (vgl. Ziffer 3.3.1)
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e §58 KomHKYV - Anhang (vgl. Ziffer 3.3.5)
e 8§60 KomHKV - Anlagenubersicht, Forderungsibersicht, Verbindlichkeiteniibersicht (siehe Anlage 1 —
Formulare Gesamtubersichten).
e §61 KomHKYV - Beteiligungsbericht
gelten flir den Gesamtabschluss die speziellen Regelungen aus
e §63 KomHKV - Gesamtbilanz
e 8§64 KomHKV - Gesamtfinanzrechnung
e 8§65 KomHKYV - Konsolidierungsbericht)

2.2 Grundsétze ordnungsmaRiger Buchfiihrung und Konzernrechnungslegung
Die Kommunalverfassung schreibt in § 83 nicht unmittelbar die Anwendung der Grundsétze ordnungsmaRiger

Buchfuhrung fiir die Aufstellung des Gesamtabschlusses vor. Die Pflicht zu deren Anwendung ergibt sich viel-
mehr aus den in § 104 Abs. 3 Nr. 1 BbgKVerf vorgegebenen Kriterien fiir die Prifung des Gesamtabschlusses.

Bei den Grundsatzen ordnungsméfiger Buchfiihrung (GoB) handelt es sich um einen unbestimmten Rechtsbeg-
riff, der die Gesamtheit der kodifizierten und nicht kodifizierten Vorschriften und Normen umschreibt (General-
klausel). Als wesentliche Grundsatze konnen beispielhaft der Grundsatz der Ubersichtlichkeit, der Grundsatz der
Vollstandigkeit, der Grundsatz der Klarheit und Wahrheit oder die Bilanzierungsgrundsatze genannt werden. Wie
erwéhnt, kann es sich dabei um normierte Grundsatze oder um solche handeln, die sich z.B. in der Buchungspra-
xis herausgebildet haben. Konkrete Grundsétze ordnungsmaliger ,kommunaler Buchfihrung und Bilanzierung®
sind in der KomHKV normiert. Die dort ausgewiesenen Regelungen wurden in enger Anlehnung an die entspre-

chenden Vorschriften des HGB formuliert. Hierzu gehdren insbesondere

KomHKV vergleichbar HGB
§ 34 - Inventur, Inventar § 240

§ 35 - Inventurvereinfachungverfahren §241

§ 49 - Wertansétze § 243

§ 51 - Allgemeine Grundsatze der Gliederung §8§ 253 V; 265

§ 56 - Bilanz § 266

Hervorzuheben ist, dass sich die haushaltsrechtlichen Regelungen an den handelsrechtlichen Regelungen ,orien-
tieren®. Vor dem Hintergrund der mit den Grundsatzen der Wirtschaftsfihrung bei gewinnorientierten Wirtschafts-
unternehmen nicht vergleichbaren Aufgabenstellung der Kommunalverwaltung sind die handelsrechtlichen Vor-
schriften nicht ohne weiteres auf die haushaltsrechtlichen Vorschriften iibertragbar. Einzelne Regelungen der
KomHKV weichen von denen des HGB wesentlich ab. So werden z.B. VerdulRerungserlose aus VerauRerungen

von Grundstiicken, Gebauden und Finanzanlagevermdgen grundsatzlich als auf3erordentliche Ertrdge behandelt.
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Weiterhin weicht § 51 Abs. 4 KomHKYV von § 253 Abs. 5 hinsichtlich der Wahlfreiheit bei der Korrektur von Wert-

minderungen ab.

Neben den in der KomHKV vorgegebenen Grundsatzen der ordnungsmaRigen Buchfihrung und Bilanzierung
konnen die im HGB niedergelegten und die nicht normierten Grundsétze aber Anwendung finden, soweit dies fiir
die Rechnungslegung der kommunalen Haushalte sachgerecht ist. Da sowohl die Vorschriften zum handelsrecht-
lichen Konzernabschluss als auch zum kommunalen Gesamtabschluss nicht alle Sachverhalte regeln, sind offene
Fragen unter Heranziehung der Grundsétze ordnungsméafiger Konzernrechnungslegung (GoK) auszulegen. Die
GoK setzen sich aus den Grundsétzen ordnungsmafiger Buchfiihrung (GoB), den Grundsétzen ordnungsmali-

ger Konsolidierung (GoKons) und ergédnzenden Grundsétzen zusammen.

2.3 Grundsétze der Konsolidierung
Bei der Konsolidierung werden die Jahresabschlisse der einzubeziehenden Beteiligungen in den Jahresab-

schluss der Kommune integriert, um zu einem einheitlichen Gesamtabschluss zu gelangen. Dabei sind die bereits

erwédhnten Grundsatze der Konsolidierung zu beachten, die im Folgenden néher beschrieben werden:

e Grundsatz der Einheitlichkeit (Ansatz, Bewertung und Ausweis)

e Grundsatz der Vollstandigkeit des Konzernabschlusses und des Konsolidierungskreises
e Grundsatz der Eliminierung konzerninterner Beziehungen

e Grundsatz der Stetigkeit der Konsolidierungsmethoden

e Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Wesentlichkeit.

2.3.1 Einheitlichkeit (Ansatz, Bewertung und Ausweisung)
Ansatz:

Dieser Grundsatz ist in § 300 Abs. 2 Satz 1 HGB kodifiziert. Der Ansatz im Konzernabschluss richtet sich nach
dem Recht des Mutterunternehmens, es gelten demnach die fiir das Mutterunternehmen anzuwendenden Bilan-
zierungspflichten, Bilanzierungswahlrechte und Bilanzierungsverbote. Fir den Gesamtabschluss der Kommunen
stellt die Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) — ergénzt durch die Regelungen der
KomHKYV - die maf3geblichen Vorschriften dar, in denen allerdings auf weitere zu beachtende Vorschriften des
HGB verwiesen wird (siehe Ziffer 3.4.3.).

Bewertung:



Die im Gesamtabschluss angesetzten Vermégenswerte und Schulden sind nach den auf den Jahresabschluss
der Kommune anwendbaren Bewertungsmethoden einheitlich zu bewerten (8 308 Abs. 1 Satz 1 HGB). In der
Regel sind deshalb die Vorschriften nach BbgKVerf sowie KomHKV zu beachten, soweit nicht aus sachlichen

Griinden ein Abweichen davon angezeigt ist (siehe Ziffer 3.4.3).

Ausweis:
Bei der Erstellung der Handelsbilanz Il (HB I1) sind die einzelnen Positionen entsprechend der Vorschriften der

KomHKYV in ihrer Gliederung einheitlich anzupassen (siehe Ziffer 3.4.4).

2.3.2 Vollstandigkeit (Gesamtabschluss und Konsolidierungskreis)
Grundsatz der Vollstandigkeit des Konzernabschlusses:

Alle Vermdgensgegensténde, Schulden, Rechnungsabgrenzungsposten, Ertrdge und Aufwendungen der einbe-

zogenen Unternehmen sind vollstandig in den Konzernabschluss aufzunehmen (8 300 Abs. 2 Satz 1 HGB).

Grundsatz der Vollstandigkeit des Konsolidierungskreises:
Der Jahresabschluss der Kommune ist mit den Jahresabschliissen aller rechtlich definierten Einheiten zu konso-

lidieren, sofern nicht von einem Wabhlrecht zur Nichteinbeziehung Gebrauch gemacht wird.

2.3.3  Eliminierung interner (,,Konzern“-)Beziehungen
Grundsatz der Eliminierung konzerninterner Beziehungen:

Dieser Grundsatz ergibt sich aus dem Kompensationszweck des Gesamtabschlusses (Schwachen der Einzelab-

schlisse (iberwinden) und dem Einheitsgrundsatz.

2.3.4  Stetigkeit (Konsolidierungsmethoden)
GemaR § 297 Abs. 3 Satz 2 HGB sind die auf den vorhergehenden Gesamtabschluss angewandten Konsolidie-

rungsmethoden beizubehalten. In bestimmten sachlich begriindeten Ausnahmefallen ist ein Abweichen vom
Grundsatz der Stetigkeit zul&ssig. Dies flihrt zur Verpflichtung entsprechender Erlduterungen im Anhang. Ein
begriindeter Ausnahmefall liegt (in analoger Anwendung der IDW RS HFA 38) vor, wenn
e die Abweichung durch eine Anderung der rechtlichen Gegebenheiten (insbesondere bei Anderung der
Rechtslage oder Anderung der Rechtsprechung) veranlasst wurde,
e die Abweichung unter Beachtung der Grundsatze ordnungsmaéRiger Buchfiihrung ein den tatsachlichen
Verhéltnissen besser entsprechendes Bild der Vermdgens-, Finanz- oder Ertragslage vermitteln soll,
e die Abweichung dazu dient, Ansatz- oder Bewertungsvereinfachungsverfahren in Anspruch zu nehmen

oder



e die Abweichung im Jahresabschluss zur Anpassung an konzerneinheitliche Bilanzierungsrichtlinien er-

folgt.

2.3.5  Wirtschaftlichkeit
Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und der nachfolgend beschriebene Grundsatz der Wesentlichkeit stehen

in wechselseitiger Beziehung und besagen, dass eine erzielbare Informationsverbesserung in einem angemesse-
nen Verhaltnis zu dem damit verbundenen Aufwand stehen muss. Diese Grundsatze entfalten besondere Wir-
kung im Bereich der Gesamtrechnungslegung und spiegeln sich unter Anderem in verschiedenen Wahlrechten
zum vollstandigen oder teilweisen Verzicht auf Konsolidierungsmalinahmen wider. So kann zunéchst gepruft
werden, ob die bestehenden Beteiligungen fir die Vermdgens-, Ertrags und Finanzlage der Kommune von nur
geringer Bedeutung sind und ggf. auf die Einbeziehung in die Konsolidierung verzichtet werden kann (vgl. hierzu
Ziffer 3.4.6, S. 25 ff.). Soweit sich die Einbeziehung der jeweiligen Beteiligung in den Konsolidierungskreis als
erforderlich erweist, kann bei der Durchfiihrung der Konsolidierung gleichwohl auf die Schuldenkonsolidierung,
die Zwischenergebniseliminierung oder die Aufwands- und Ertragskonsolidierung verzichtet werden, wenn deren
Anwendung fur die Vermittlung eines den tatsachlichen Verhéltnissen entsprechenden Bildes der wirtschaftlichen
Lage von untergeordneter Bedeutung ist. Die Operationalisierung der ,untergeordneten Bedeutung® ist dabei
problematisch. Auf eine Konkretisierung wird jeweils bei der Abgrenzung des Konsolidierungskreises (Ziffer 3.2),
der Durchfuihrung der die Konsolidierung vorbereitenden Malinahmen (Ziffer 3.4) und den Konsolidierungsmetho-
den (Ziffer 3.5) eingegangen.

Der Verzicht auf die Einbeziehung einer Beteiligung oder die Umsetzung einzelner Konsolidierungsschritte muss

begriindet und hinreichend dokumentiert werden.

2.3.6  Wesentlichkeit (Berlicksichtigung bedeutender Tatbesténde)
Nach dem Grundsatz der Wesentlichkeit sind alle Tatbesténde zu beriicksichtigen und offenzulegen, die fir die

Adressaten des Jahres- und des Gesamtabschlusses von Bedeutung sein kdnnen. Das heil3t im Umkehrschluss,
dass Sachverhalte von lediglich geringer (untergeordneter) Bedeutung, die wegen ihrer GroRenordnung keinen
nennenswerten Einfluss auf die Darstellung der Vermdgens-, Ertrags- und Finanzgesamtlage der Kommune ha-
ben, vernachlassigt werden kénnen (vgl. hierzu ausfihrlich Ziffer 3.5.5). Dementsprechend sehen § 83 Abs. 2
Satz 3 BbgKVerf (88 296 Abs. 2 Satz 1, 311 Abs. 2 HGB) vor, dass einzelne Jahresabschlisse der unter Ziffer
3.2 aufgeflihrten Beteiligungen, die fiir die Vermdgens-, Ertrags- und Finanzlage der Kommune von nur geringer

Bedeutung sind, nicht in die Konsolidierung einbezogen werden miissen.



24  Interne Regelungen
Fur die Aufstellung des Gesamtabschlusses sollten konkrete Vorgaben in Form einer Konzernabschlussrichtlinie

und/oder eines Konzernabschlusshandbuches aufgestellt werden. Die Regelungen missen im Interesse der Ein-
heitlichkeit im “Konzern Kommune* sowie wegen der erforderlichen ordnungsmaRigen, zielorientierten und den
gesetzlichen Fristen entsprechenden Aufstellung des jahrlichen Gesamtabschlusses verbindlich vorgegeben und
bedarfsgerecht aktualisiert werden. Die Vorgaben binden die Kommune unmittelbar (Dienstanweisung). Die Ver-
bindlichkeit ist auch fiir die zu konsolidierenden Beteiligungen festzulegen. Dies kann — je nach Grad der Beteili-
gung — durch interne Regelungen in den Beteiligungen festgelegt oder vereinbart werden. Es sollten inshesonde-
re folgende Regelungen aufgenommen werden:

e Festlegung personeller Zustandigkeiten

e Terminplanung

e Berichtswesen

e Beteiligungsverzeichnisse etc.

3 Konsolidierung

3.1  Jahresabschluss der Kommune

Verfahren und Inhalt des Abschlusses richten sich nach § 82 BbgKVerfi. V. m. § 52 ff. KomHKV und erganzend -
durch den Verweis auf die GoB — nach dem HGB, sofern dies sachgerecht ist und durch die Brandenburgische

Kommunalverfassung keine einschlagigen Regelungen getroffen werden.

Der Jahresabschluss ist an die Stelle der bisherigen kameralen Jahresrechnung getreten. Durch ihn soll ein den
tatsachlichen Verhéltnissen entsprechendes Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Kommune (Kern-
verwaltung) zum Ende eines Haushaltsjahres ermittelt werden (vgl. auch § 264 Abs. 2 Satz 1 HGB). Der Jahres-
abschluss besteht aus:

e Ergebnisrechnung (§ 54 KomHKYV)

e Finanzrechnung (8 55 KomHKV)

e Teilrechnungen (8 56 KomHKYV)

e Bilanz (8 57 KomHKV)

e Rechenschaftsbericht (§ 59 KomHKV).

Dem Jahresabschluss sind als Anlagen beizufiigen:
e Anhang (§ 58 KomHKV)
e Anlagenubersicht (§ 60 KomHKV)



e Forderungstbersicht (§ 60 KomHKV)
e Verhindlichkeiteniibersicht (§ 60 KomHKV)
e grds. Beteiligungshericht (8 61 KomHKYV).

3.2 Einzubeziehenden Beteiligungen (Konsolidierungskreis)
Der Gesamtabschluss ist aufzustellen bei Vorhandensein mindestens

e eines Unternehmens nach § 92 Abs. 2 Nr. 1 - 3 BbgKVerf

e eines Unternehmens nach § 92 Abs. 2 Nr. 4 BbgKVerf als Gemeinschaftsunternehmen oder unter be-
herrschendem oder maf3geblichem Einfluss der Kommune oder

e eines Zweckverbands nach dem Gesetz Uber die kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Branden-

burg, bei dem die Kommune — mit Ausnahme von Sparkassen — Mitglied ist.

Zu den Unternehmen nach § 92 Abs. 2 BbgKVerf zéhlen:
1. Eigenbetriebe
2. Anstalten des 6ffentlichen Rechts (AGR)
3. Eigengesellschaften
4. Beteiligungen an AGR und Gesellschaften in Privatrechtsform.

Eigenbetriebe i. S. v. § 93 BbgKVerf handeln ohne eigene Rechtspersonlichkeit. Als Sondervermdgen mit Son-
derrechnung besitzen sie keine rechtliche, im Gegensatz zu Regiebetrieben aber eine organisatorische und eine
wirtschaftliche Selbststandigkeit gegenuber der Kernverwaltung der Kommune. Sie unterliegen den Vorschriften
des offentlichen Haushaltsrechts.

Anstalten des offentlichen Rechts i. S. v. § 94 f. BbgKVerf handeln mit eigener Rechtspersénlichkeit. Gegen-
uber der Kernverwaltung der Kommune sind sie rechtlich, organisatorisch und wirtschaftlich selbststandige juristi-
sche Personen des oéffentlichen Rechts. Als rechtlich getrennte Vermdgensmassen unterliegen sie den Vorschrif-

ten des HGB, die fir die groRen Kapitalgesellschaften gemar § 267 Abs. 3 HGB gelten.

Eigengesellschaften i. S. v. § 96 BbgKVerf handeln ebenfalls mit eigener Rechtspersonlichkeit, jedoch in Form
des Privatrechts. lhre Anteile liegen vollstandig bei der Kommune. Sie treten hauptsachlich als GmbH oder als

AG (Kapitalgesellschaften) in Erscheinung. Fiir diese gelten die Vorschriften des HGB.

Gemeinschaftsunternehmen (vgl. 8 310 Abs. 1 HGB) fiihrt die Kommune gemeinsam mit Dritten. Als solche
kommen sowohl andere Kommunen als auch Private (Kapitalgesellschaften, nicht aber Personengesellschaften,
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wie OHG oder KG) in Betracht. Gemeinschaftsunternehmen werden immer at Equity konsolidiert (8 83 Abs. 3
Satz 2 BbgKVerf).

Zweckverbande nach dem Gesetz (iber die kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg sind vor

allem in den Bereichen ,Wasserver- und Abwasserentsorgung* sowie ,Abfallbeseitigung* angesiedelt.

Die Festlegung, ob und nach welcher Methode die kommunale(n) Beteiligung(en) einer Kommune zu konsolidie-

ren ist (sind), kann nach folgendem Schema festgestellt werden:
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Liegt beherrschender
Einfluss nach § 290 _
Kommunales Unter- HGB vor? lisérdlgirnﬁgﬂu?n
nehmen geman § 92 ; * Die Mehrheit der ; . qs
Abs. 2 gbgKVegrf 2 51 Stimmrechte liegt bei »( den Gesamtab- 2, Vollkonsolidie-
der Gemeinde oder schluss wesent- rung
: « der Gemeinde steht das lich?
schaz;tBseL:n?(Srmnghnr%en Recht 2u, die Mehrheit
_______________ der Organmitglieder zu
! bestellen oder abzube- nein
! rufen, oder
! + der Gemeinde steht das >
! Recht zu, einen be-
' herrschenden Einfluss
i auf Grund eines Be- Bilanzierung zu
I herrschungsvertrages Anschaffungskosten
! oder einer Satzungsbe-
! stimmung auszuben.
i nein ) Y
! nein nein
' A
E Liegt ein mafigebli- )
! cher Einfluss durch ja
E die Gemeinde vor? 7
i Ist der Anteil an
; der Einheit fiir Equity-
den Gesamtab- .y
Gemeinschaftsun- schluss wesent- konsolidierung
ternehmen (8 83 Abs. lich?
3 BbgKVerf)
Zweckverband nach ja R ja
GKG. >
(Sparkassenzweck-
verbénde werden nicht
konsolidiert.)

Wenn keine Beteiligungen an Unternehmen nach § 92 Abs. 2 BbgKVerf bestehen und keine Anteile an Zweck-
verbanden vorhanden sind, deren Anteil fur die Darstellung eines den tatséchlichen Verhéltnissen entsprechen-
den Bildes der Gesamtvermdgens-, Gesamtfinanz- und Gesamtertragslage von Bedeutung ist, kann auf die Auf-
stellung eines Gesamtabschlusses verzichtet werden. In diesen Fallen erfolgt der Nachweis der Anteile nur in der

Einzelbilanz. In diesem Fall richtet sich die Erstellung des Beteiligungsberichts nach § 82 Abs. 2 BbgKVerf.

Die alleinige Anwendung der Equity-Methode bei Zweckverbénden (derzeit gesetzliche Vorgabe nach § 83 Abs. 3
Satz 2 BbgKVerf) wurde im Ergebnis der Erprobung des Gesamtabschlusses in den Fallen als ungeeignet ange-
sehen, in denen die Anteile der Kommunen an den Zweckverbénden einen beherrschenden Einfluss gemald §
290 Abs. 2 HGB darstellen. In diesen Féllen sollte den Kommunen die Moglichkeit eingerdumt werden, die Voll-

konsolidierung anzuwenden. Die (brigen Verbandsmitglieder haben dann - unter Beriicksichtigung des auch fir
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die Zweckverbande geltenden Grundsatzes der Wesentlichkeit (§ 83 Abs. 2 Satz 3 BbgKVerf) - die Vorausset-

zungen flir eine Equity-Konsolidierung zu priifen.

Eine gesetzliche Anpassung im Sinne der vorstehenden Anregung soll im Rahmen einer zukiinftigen Novellierung
der gemeindewirtschaftlichen Vorschriften erfolgen. Vor diesem Hintergrund bestehen keine Bedenken, bereits
vor einer rechtlichen Anpassung der Vorschriften, bei Vorliegen der genannten Voraussetzungen auch Zweckver-

bande voll zu konsolidieren.

3.2.1 Beherrschende Beteiligungen
Ein beherrschender Einfluss der Kommune liegt regelméfig bei einer mehr als 50%igen Beteiligung an einem

Unternehmeni. S. v. § 92 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 BbgKVerf vor.
Wenn eine Kommune beispielsweise an einem Unternehmen einen Anteil von 51 v.H. hélt, jedoch keine entspre-
chende Stimmenbindung gegeben ist (Stimmenmehrheit liegt bei Mitgesellschafter[n]), erfolgt die Zuordnung

dennoch als beherrschende Beteiligung.

Von einem beherrschenden Einfluss stets in den folgenden Fallen auszugehen:

e Die Kommune besitzt als Gesellschafterin die Mehrheit der Stimmrechte der Gesellschafter (vgl. § 290
Abs. 2 Nr. 1 HGB).

e Die Kommune verfiigt als Gesellschafterin iber das Recht, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-,
Leitungs- oder Aufsichtsorgans des Unternehmens zu bestellen bzw. abzuberufen (vgl. § 290 Abs. 2 Nr.
2 HGB).

e Der Kommune steht das Recht zu, die Finanz- und Geschéftspolitik aufgrund eines mit dem Unterneh-
men geschlossenen (Beherrschungs-)Vertrags oder einer Satzungsbestimmung des Unternehmens zu
bestimmen (§ 290 Abs. 2 Nr. 3 HGB).

e Die Kommune tragt bei wirtschaftlicher Betrachtung die Mehrheit der Risiken und Chancen eines Unter-
nehmens, das zur Erreichung eines eng begrenzten und genau definierten Ziels des Mutterunternehmens
dient (Zweckgesellschaft). Neben Unternehmen konnen Zweckgesellschaften auch sonstige juristische
Personen des Privatrechts oder unselbstandige Sondervermégen des Privatrechts, ausgenommen Spe-
zial-Sondervermdgen im Sinn des § 2 Abs. 3 des Investmentgesetzes, sein (8 290 Abs. 2 Nr. 4 HGB).
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Schematische Darstellung des beherrschenden Einflusses:

Control-Konzept

¢ oder ¢

direkt indirekt
| oder |
Mehrheit der Organbestel- Beherrschungs- Mehrheit der
Stimmrechte lungsrechte* recht nach Chancen und
(Gesellschafter- Satzung/Vertrag Risiken einer
stellung) Zweckgesellschaft

* Organ ist in der Lage, Geschafts- und Finanzpolitik zu bestimmen, hat nicht nur beratende Funktion
—

Ein beherrschender Einfluss (8 290 Abs. 1 HGB) eines Mutterunternehmens ist stets gegeben, wenn eine der vier
oben aufgezeigten Voraussetzungen erflillt ist. Hierbei kommt es nicht auf die tatsachliche Austibung eines be-
herrschenden Einflusses an, sondern es reicht aus, wenn die Mdglichkeit hierzu besteht.

Die Tatbestande nach § 290 Abs. 2 HGB sind nicht abschlieBend. Beherrschungstatbestande auf3erhalb der Ty-

pisierung liegen z.B. vor bei

¢ nachhaltiger Prasenzmehrheit in der Hauptversammlung (Mehrheit der anwesenden
oder vertretenen Stimmen),
o kombinierter Beherrschung (gesellschafts- und schuldrechtliche Tatbesténde, z.B. durch
Nebenabreden verschafft),
e potentiellen Stimmrechten (Bezugsrechte und Kaufoptionen).
Ein beherrschender Einfluss liegt immer dann vor, wenn das Mutterunternehmen die Mdglichkeit hat, die Finanz-
und Geschaftspolitik eines anderen (Tochter-)Unternehmens dauerhaft zu bestimmen, um aus dessen Tétig-

keit Nutzen zu ziehen.

Der ehemals in § 83 Abs. 1 Nr. 1 BbgKVerf vorhandene umfassende Verweis auf § 290 HGB wurde durch das
Gesetz vom 9. Januar 2012 (GVBI. 1/2012) so modifiziert, dass nur noch auf § 290 Abs. 2 bis 4 HGB
(beherrschender Einfluss) bzw. 8§ 290 Abs. 1 bis 4 HGB (mittelbare Beteiligung) verwiesen wird. Auf § 290 Abs. 5
HGB, wonach ein Mutterunternehmen von der Pflicht einen Konzernabschluss und einen Konzernlagebericht
aufzustellen befreit ist, wenn es nur Tochterunternehmen hat, die geméaf? § 296 HGB nicht in den Konzernab-
schluss einbezogen werden miissen, wird insoweit nicht mehr in Bezug genommen. Vielmehr ist § 83 Abs. 2 Satz
3 BbgKVerf anzuwenden, wonach analog der Regelung in 8 296 Abs. 2 HGB Jahresabschliisse dann nicht in die

Konsolidierung einbezogen werden missen, wenn sie fur die Verpflichtung, ein den tatsachlichen Verhaltnissen
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entsprechendes Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Kommune zu vermitteln, von untergeordneter
Bedeutung sind. Eine generelle Befreiung von der Pflicht zur Aufstellung des Gesamtabschlusses analog § 290
Abs. 5 HGB ist damit nicht verbunden.

Die Beteiligungen konnen zundchst dem aktuellen Beteiligungsbericht (8 61 KomHKV) und den in dem Jahresab-
schluss der Kommune bilanzierten Finanzanlagen entnommen werden. Daneben sollten die Gesellschaftsvertra-
ge bzw. Satzungen durchgesehen werden. Ferner sind die Verhaltnisse im Einzelfall zu beurteilen. Von Bedeu-
tung ist insbesondere, wie die Vereinbarungen zwischen den Beteiligten ,gelebt” werden. Zu einer korrekten Fest-

legung des Konsolidierungskreises zahlt schlieBlich eine umfassende Dokumentation der Entscheidungsfindung.

3.2.2 Malgebliche Beteiligungen
Ein malgeblicher Einfluss der Kommune ist regelmaRig gegeben bei einer mehr als 20%igen und weniger als

50%igen Beteiligung an einem Unternehmen i. S. v. § 92 Abs. 2 Nr. 4 BbgKVerf, wobei die Einflussmaglichkeiten
nicht durch Vereinbarungen beschrénkt sein diirfen (vgl. § 311 Abs. 1 Satz 2 HGB).

Daneben kann ein mal3geblicher Einfluss der Kommune u. a. in den folgenden Fallen gegeben sein:
e Die Kommune ist im Aufsichtsrat/ Vorstand des Unternehmens mehrheitlich vertreten.
e Zwischen der Kommune und dem Unternehmen bestehen erhebliche wirtschaftliche Abhé&ngigkeiten bei
der Leistungserstellung und der Finanzierung.
e Die Kommune wirkt an Entscheidungen (ber die Gewinnverwendung, wichtigen Personalfragen oder der

Besetzung der Organe des Unternehmens mit, verfligt also tiber erhebliche Mitspracherechte.

3.3 Bestandteile des Gesamtabschlusses
Der Gesamtabschluss besteht geméal § 83 Abs. 4 BbgKVerf aus:

e Gesamtergebnisrechnung
e Gesamtfinanzrechnung
e Gesamthilanz
o Konsolidierungsbericht.
Als Anlagen beizufiigen sind:
e (Gesamtanhang
e Gesamtanlagentibersicht
o Gesamtforderungstibersicht
e Gesamtverbindlichkeitentibersicht

e Beteiligungsbericht.
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Uberschneidungen von Angaben im Konsolidierungsbericht und dem als Anlage beizufiigenden Gesamtanhang

sollten vermieden werden.

3.3.1 Gesamtergebnisrechnung
In der Gesamtergebnisrechnung werden samtliche den vollkonsolidierten Einheiten einschlief3lich der Kommune

zuzurechnenden Aufwendungen und Ertrdge zusammengefasst und um Doppelerfassungen und rein konzernin-
terne Vorgénge bereinigt. Sie beinhaltet so die konsolidierte Darstellung der Gesamtertragslage der Kommune (8
62 1. V. m. § 54 KomHKV; ergénzt durch die einschl&gigen Vorschriften des HGB). Danach sind in der Gesamter-
gebnisrechnung die dem Haushaltsjahr zuzurechnenden Gesamtertrdge und Gesamtaufwendungen gegenuber-
zustellen. Dabei durfen Ertrage und Aufwendungen nicht miteinander verrechnet werden. Fir die Gliederung der
Gesamtergebnisrechnung gilt — wie fir den Jahresabschluss — § 4 KomHKV entsprechend.

Zur Ermittlung des Gesamt-Jahresergebnisses sind die Summen der Gesamtertrdge und Gesamtaufwendungen
gegeniber zu stellen. Den in der Gesamtergebnisrechnung nachzuweisenden Ist-Gesamtergebnissen sind die
Gesamtergebnisse der Rechnung des Vorjahres voran zu stellen. Da eine Konzernplanung nicht erfolgt, wird

auch kein Plan-/Ist-Vergleich aufgestellt.

3.3.2 Gesamtfinanzrechnung
Die Gesamtfinanzrechnung ergénzt die Gesamtbilanz und die Gesamtergebnisrechnung um Informationen zur

Herkunft und Verwendung liquider Mittel und ermdglicht damit einen Einblick in die Finanzlage des ,Konzern
Stadt". Auf die Gesamtfinanzrechnung findet der Deutsche Rechnungslegungsstandard Nr. 2 (DRS 2) zur Kapital-
flussrechnung Anwendung (8 64 KomHKYV; ergénzt durch die einschldgigen Vorschriften des HGB). § 64
KomHKYV ist als dynamischer Verweis auf den DRS 2 zu verstehen. Als Gliederungsschema fiir die Kapitalfluss-
rechnung (indirekte Methode) ist das Muster gemal} Anlage 2 (Gliederung der Kapitalflussrechnung) als Min-
destgliederung zugrunde zu legen. Die darin abgebildete Tabelle ist nach den Bedlirfnissen der Unternehmen
entwickelt worden. Spezifische Belange der Kommunen sind insoweit nicht berticksichtigt. In den Fallen, in denen
sich bei der Zusammenfihrung der Daten der Kommune mit denen der verbundenen Unternehmen ein Ergén-

zungsbedarf ergibt, ist die Tabelle entsprechend anzupassen.

Die Ein- und Auszahlungen im investiven Bereich errechnen sich bei der indirekten Kapitalflussrechnung durch
die Anderung des Anlagevermégens und der Anderung der daraus vorangegangenen Verbindlichkeiten. Im Un-
ternehmen ist jeglicher Anlagenerwerb mit entsprechenden Zahlungen verbunden. Im kommunalen Bereich kann
es aber durch Schenkungen und/oder Zuordnungen zu Anlagezugangen ohne Geldfluss kommen. Solche Be-

sonderheiten sind in der Kapitalflussrechnung zu beriicksichtigen. Ebenso muss Uberlegt werden, wie die frem-
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den Finanzmittel darzustellen sind. Diese konnten rein theoretisch sowohl im allgemeinen Geschéftsablauf, als
auch im investiven Bereich liegen. Hier wird eine generelle Zuordnung zu Ein- und Auszahlungen aus der allge-

meinen Geschaftstatigkeit angeregt.

In der Projektgruppe wurde auf die Schwierigkeit fir die Kommune hingewiesen, die sich aus der Anwendung der
in der Anlage 2 ausgewiesenen Kapitalflussrechnung ergeben. Die Zuordnung der kommunalen Finanzrechnung
auf die einzelnen Positionen der Cashflowrechnung hat sich als aufwendig und in einzelnen Fallen im Hinblick auf
notwendige Konsolidierungsschritte als problematisch erwiesen. Vor diesem Hintergrund wurde eine aggregierte
Zusammenflihrung der kommunalen Finanzrechnung mit der ihrer Beteiligungen vorgeschlagen. Die verkirzte

Form der konsolidierten Kapitalflussrechnung kann wie folgt dargestellt werden:

1 Cashflow aus Ifd. Geschéftstatigkeit (Nr. 9 geméald Anlage 2)

2 + Saldo der Ein- und Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstatigkeit
3 = konsolidierter Cashflow aus Ifd. Geschaftstatigkeit

4 Cashflow aus Investitionstatigkeit (Nr. 20 geméaR Anlage 2)

5 + Saldo aus Investitionstatigkeit

6 + Saldo aus Liquiditatsreserven

7 = konsolidierter Cashflow aus Investitionstatigkeit

8 Cashflow aus der Finanzierungstéatigkeit (Nr. 25 geméal Anlage 2)
9 + Saldo aus Finanzierungstatigkeit

10 = konsolidierter Cashflow aus Finanzierungstétigkeit

11 + Finanzmittelbestand zum Beginn des Haushaltsjahres

12 = Finanzmittelbestand zum Ende des Haushaltsjahres

Die Anwendung der oben beschriebenen Methode setzt eine entsprechende Anderung von § 64 KomHKYV vor-
aus, dessen Umsetzung noch zu prifen ist. Bis zur Entscheidung tber eine Anpassung der Regelung wird die

Anwendung der verkirzten Kapitalflussrechnung toleriert.

3.3.3 Gesamtbilanz
Die Gesamtbilanz beinhaltet die konsolidierte Darstellung des Gesamtvermégens und der Gesamtschulden des

,Konzerns Kommune* (88§ 63, 62 i. V. m. § 57 KomHKYV, die durch die Vorschriften des HGB ergénzt werden).

3.3.4 Konsolidierungsbericht
Mit dem Konsolidierungshericht soll dem Leser ein Gesamtberblick Gber die wirtschaftliche und finanzielle Lage

vermittelt werden, um ein den tatséchlichen Verhéltnissen entsprechendes Gesamtbild zu erhalten.
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Der Konsolidierungsbericht sollte des Weiteren, soweit nicht im Beteiligungsbericht gem. 8 83 Abs. 4 S. 2 Nr. 5

BbgKVerf enthalten, folgende Inhalte aufgreifen:

Informationen zur Abgrenzung des Konsolidierungskreises und angewandte Konsolidierungsmethoden,
Erlauterungen zu den einzelnen Positionen des Gesamtabschlusses sowie zu den Nebenrechnungen,

Einzelangaben zur Zusammensetzung wesentlicher Jahresabschlusspositionen,

Ausblick auf die kiinftige Entwicklung, insbesondere bestehend aus:

Angaben uber Vorgange von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss der Konsolidierungsperiode
eingetreten sind und

Angaben (iber die erwartete Entwicklung wesentlicher Rahmenbedingungen, insbesondere Uber die finan-
ziellen und wirtschaftlichen Perspektiven und Rahmenbedingungen.

Uberschneidungen von Angaben im Gesamtanhang einerseits und im Konsolidierungsbericht andererseits sollten

vermieden werden.

3.35 Gesamtanhang
In den Gesamtanhang sind diejenigen Angaben aufzunehmen, die nach § 58 KomHKV auch fiir die einzelnen

Positionen der Ergebnisrechnung und der Finanzrechnung sowie fir die einzelnen Posten der Bilanz vorge-

schrieben sind. Danach sind insbesondere anzugeben und zu erlautern:

die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden und die angesetzten Nutzungsdauern,

. Abweichungen angewandter Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, Zuschreibungen und auf3erplan-

malige Abschreibungen mit Begrindung sowie deren Auswirkungen auf die Vermogens-, Finanz- und
Ertragslage der Kommune,

. Vermdgensgegenstande mit zum Bilanzstichtag noch ungeklérten Eigentumsverhaltnissen (inklusive

Buchwert und Risikoabschatzung),

Sachverhalte, aus denen sich kunftig finanzielle Verpflichtungen ergeben kénnen (zum Beispiel Birg-
schaften, Gewéhrleistungsvertrage, Finanzderivate, Haftungsverhéltnisse) sowie Verpflichtungen aus
kreditédhnlichen Rechtsgeschéften, soweit diese nicht bereits in der Verbindlichkeiteniibersicht angege-
ben sind,

der Gesamthetrag der nicht in der Bilanz ausgewiesenen mittelbaren Pensionsverpflichtungen,

eine Ubersicht tiber die von der Kommune bewirtschafteten Treuhandmittel und tiber das Stiftungsver-

mogen.
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Dariiber hinaus gehende Informationen sollten bei Bedarf in den Konsolidierungsbericht aufgenommen werden.

Hierzu gehoren:

1. Erlauterungen zu den einzelnen Positionen der Ergebnisrechnung und den Posten der Bilanz, wobei auf
wesentliche Abweichungen zum Vorjahr einzugehen ist; aulRerordentliche Ertrége und Aufwendungen
sowie das periodenfremde Ergebnis sind hinsichtlich inres Betrages und ihrer Art zu erlautern, soweit sie
fir die Beurteilung der Ertragslage nicht von untergeordneter Bedeutung sind,

2. inwelchen Féllen aus welchen Griinden die lineare Abschreibungsmethode nicht angewendet wird,
3. Veranderungen der urspriinglich angenommenen Nutzungsdauer von Vermdgensgegenstanden,

4. Angaben (ber die Einbeziehung von Zinsen fiir Fremdkapital in die Herstellungskosten.

An dieser Stelle ist nochmals darauf hinzuweisen, dass Uberschneidungen von Angaben im Gesamtanhang ei-

nerseits und im Konsolidierungsbericht andererseits vermieden werden sollten.

In der kommunalen Bilanz werden die rechtlich unselbstandigen ortlichen Stiftungen (8 86 Abs. 1 Nr. 2 BbgKVerf)
als Sondervermdgen ausgewiesen. Dieses Sondervermdgen unterliegt den Vorschriften tber die Haushaltswirt-
schaft und ist als Teil des kommunalen Haushalts dort gesondert nachzuweisen (§ 86 Abs. 3 BbgKVerf). Insoweit
erfolgt der Ausweis in dem jeweiligen Vermdgensposten der gemeindlichen Bilanz. Das nach § 87 BbgKVerf von
einer Kommune verwaltete Treuhandvermégen (selbstandige értliche Stiftungen sowie nach besonderem Recht
treuhdnderisch verwaltetes Vermdgen) wird — unabhangig von der Darstellung in besonderen Haushaltspléanen
und der zu fuhrenden Sonderrechnung - nicht in der kommunalen Bilanz nachgewiesen. Das zugrunde liegende
Treuhandvermdgen ist regelmalRig in der Bilanz des Treugebers auszuweisen, der das wirtschaftliche Eigentum
an diesem Vermdgen hat. Rechtsféhige Stiftungen sowie Treuhandvermdgen sind somit wegen des fehlenden

wirtschaftlichen Eigentums der Kommune als Pflichtanlage zum Gesamtabschluss darzustellen.

3.3.6  Konsolidierungsrelevante Konten
Der kommunale Kontenrahmen kann als Grundlage fiir die Konsolidierung angesehen werden, da sich die Glie-

derungsmuster zur Gesamtbilanz und zur Gesamtergebnisrechnung im Wesentlichen an diesen anlehnen. Im
Zuge der Konsolidierung werden jedoch zusatzliche Positionen und Konten benétigt, um die notwendigen Konso-
lidierungsbuchungen durchfiihren zu kdnnen. Nachfolgend finden Sie Vorschldge zur Erweiterung des kommuna-

len Kontenrahmens. Diese Konten sind nur bei Bedarf anzulegen.

Konto 0171 GFW - Bei der erstmaligen Einbeziehung einer kommunalen Tochterorganisation entsteht im Falle
eines gegenliber dem Beteiligungsbuchwert niedrigeren anteiligen Eigenkapitals eine sogenannte aktive Auf-
rechnungsdifferenz. Diese ist als Geschéfts- oder Firmenwert (GFW) in der Gesamtbilanz auszuweisen (8 301
Abs. 3 HGB). Der Ausweis des GFW erfolgt im Sinne des § 63 Abs. 2 Ziffer 1.1 KomHKV im Bereich der immate-
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riellen Vermdgensgegensténde. Ein gesonderter Ausweis des GFW unter den immateriellen Vermogensgegens-
tdnden ist in der Gesamtbilanz laut Mindestgliederung des § 62 KomHKYV bislang nicht erforderlich. Ein gesonder-
ter Ausweis konnte jedoch vor dem Hintergrund zukiinftiger kommunaler Risiken bezlglich des jeweiligen Unter-
nehmens fiir den kommunalen Konzern empfehlenswert sein (siehe auch Anlage 4 — Meldebdgen Gesamtbi-
lanz und Ziffer 1.1.2.1).

Konto 2200 Unterschiedsbetrag aus der Kapitalkonsolidierung - Bei der erstmaligen Einbeziehung eines
kommunalen Tochterunternehmens entsteht im Falle eines gegentber dem Beteiligungsbuchwert htheren antei-
ligen Eigenkapitals der Tochterorganisation eine sogenannte passive Aufrechnungsdifferenz. Diese ist als passi-
ver Unterschiedshetrag aus der Kapitalkonsolidierung (PUB) in der Gesamtbilanz auszuweisen (8 301 Abs. 3
HGB). Der Ausweis des PUB sollte gem. § 83 Abs. 1 BbgKVerfi.V.m. 8 301 Abs. 3 HGB innerhalb der Eigenkapi-
talposition erfolgen.

Konto 2100 Ausgleichsposten fiir Anteile anderer Gesellschafter - Flir Minderheitsheteiligungen ist bei der
erstmaligen Einbeziehung von Tochterunternehmen bei der Kapitalkonsolidierung ein sogenannter Ausgleichs-
posten flir andere Gesellschafter im Eigenkapital darzustellen. Die Bilanzierung erfolgt gem. § 83 Abs. 1 BbgK-
Verfi.V.m. § 307 HGB. Der Ausweis erfolgt gem. § 63 Abs. 3 Ziffer 1.7 KomHKYV innerhalb der Eigenkapitalpositi-
on.

Konto 5712 Abschreibungen auf Geschafts- und Firmenwerte - Bei der Kapitalkonsolidierung entstandene
GFW werden als immaterielle Vermogenswerte in der Gesamtbilanz angesetzt. Die Wertfortschreibung des GFW
ist im Sinne des § 83 Abs. 3 BbgKVerf i.V.m. § 309 HGB und im Sinne des § 255 HGB durchzufiihren. (Hinweis:
Aufgrund der BilMoG-Anderungen erfolgt die Abschreibung iiber die voraussichtliche Nutzungsdauer des GFW).
Die Abschreibungen sollten in Anlehnung an den DRS 4 Tz. 31 ff. (Abschreibung iber maximal 20 Jahre) erfol-
gen und in der Gesamtergebnisrechnung gesondert ausgewiesen werden.

Konto 4584 Ertrdge aus assoziierten Unternehmen - Beim ersten Gesamtabschluss wird der Beteiligungs-
buchwert des Mutterunternehmens dem anteiligen Eigenkapital des Tochterunternehmens gegeniibergestellt und
die Differenz ermittelt, die dann als davon Vermerk in der Bilanz bzw. im Anhang vermerkt wird. In den Folgejah-
ren wird nach dem anhangenden Berechnungsmodul erneut der Beteiligungsbuchwert dem anteiligen Eigenkapi-
tal gegenlibergestellt. Wenn es Verluste gibt, wird der erstmalig festgestellte Differenzbetrag in einer Nebenrech-
nung fortgeschrieben. Liegt der anteilige Eigenkapital-Betrag unter dem Beteiligungsbuchwert hat je nach Gesell-
schaftervertrag eventuell auch eine Rickstellung wegen Risiken (bsp. Nachschusspflicht, Haftungen) zu erfolgen
und der Beteiligungsbuchwert ist abzuschreiben; im schlimmsten Fall bis auf den Erinnerungswert von einem
Euro.

Bei Jahrestiberschiissen aus der Beteiligung sind in der Nebenrechnung erst alle Verluste, Auflésungen und
Sonstiges aufzurechnen und nur, wenn der anteilige Eigenkapital-Anteil den erstmalig festgestellten Differenzbe-
trag Uberschreitet ist ein Ertrag aus assoziierten Unternehmen zu buchen. Damit wird erreicht, dass der Beteili-
gungsbuchwert sich erhéht und der Differenzbetrag des anteiligen Eigenkapitals in der Nebenrechnung in glei-
cher Hohe bestehen bleibt.

Bsp.: Ersthewertung: Differenzbetrag fiir Nebenrechnung = 100.000 EUR
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1. Abschluss: Eigenkapital-Anteil sinkt um 50 TEUR, dann Nebenrechnung

2. Abschluss: Eigenkapital-Anteil erhéht sich um 100 TEUR, dann werden die Verluste aus dem Vorjahr ge-
gengerechnet (in Nebenrechnung) und 50 TEUR sind Ertrage aus assoziierten Unternehmen und der
Beteiligungsbuchwert steigt um 50 TEUR.

Der Landkreis Dahme-Spreewald hat fir einzelne KonsolidierungsmalRnahmen weitere Konten eingerichtet, die
nachfolgend beschrieben werden:

Konto 1799000 Wertpapiere des Umlaufvermdgens - Die Position entspricht der Position 2.3 der kommunalen
Bilanz im Einzelabschluss. Die Unterscheidung zu den Wertpapieren des Anlagevermdgens ergibt sich aus der
Laufzeit.

Konto 1899000 Ausgleichsposten nach dem KHG und Konto 3899000 Ausgleichsposten nach dem KHG -
Das Sachkonto ist im kommunalen Kontenrahmen nicht vorhanden. Hier handelt es sich um eine krankenhaus-
spezifische Position der Bilanz. Auf diesem Konto werden die Ausgleichsposten fir die Eigenmittel- bzw. Darle-
hensforderung der Krankenhéduser ausgewiesen. Der Ausgleichsposten ist kein Vermdgensgegenstand sondern
nur eine Bilanzierungshilfe. Mit Einflihrung des Gesetzes zur wirtschaftlichen Sicherung der Krankenh&user und
zur Regelung der Krankenhauspflegesétze (KHG) zum 1.10.72 bernehmen Bund und L&nder (spater nur L&n-
der) die Finanzierung des investiven Bereichs. Ziel des Ausgleichspostens ist die Neutralisierung der Abschrei-
bungen von Anlagen, die vor Inkrafttreten des KHG mit Eigenmitteln finanziert wurden. (Beim Klinikum Dahme-
Spreewald wird im JA nur ein Ausgleichsposten fiir die Eigenmittelférderung ausgewiesen). Der Ausgleichsposten
wurde beim Landkreis Dahme-Spreewald im Sinne einer Erweiterung der Bilanzgliederung aufgenommen, um die
besonderen Bilanzpositionen des Klinikums auf Aktiv- und Passivseite der Bilanz entsprechend abbilden zu kon-
nen. Aufgrund des erheblichen Umfangs der Positionen wollte der LDS diese separat abbilden. Der Ausgleichs-
posten fiir Eigenmittelfdrderung ist dem Ausgleichsposten nach dem KHG zuzuordnen.

Konto 2019000 Kapitalrticklagen - Der Posten wurde aufgenommen, um die Zuordnung der Eigenkapitalpositi-
onen der Kapitalgesellschaften zu vereinfachen. Grundsatzlich werden in dieser Position nach erfolgter Kapital-
konsolidierung (Eliminierung Beteiligungsbuchwert gegen ausgewiesenes Eigenkapital des verbundenen Aufga-
bentrégers) im Gesamtabschluss keine Werte mehr ausgewiesen.

Konto 2100000 Jahresfehlbetrag/Jahresuberschuss - Dieser Ausweis wurde ebenfalls aufgenommen, um eine
pragmatische Uberleitung der Jahresabschlisse der Kapitalgesellschaften zu gewahrleisten.

3.4 Vorbereitung des Gesamtabschlusses

3.4.1 Einheitlichkeit der Stichtage

Der Stichtag fiir die Aufstellung des Gesamtabschlusses ist der 31.12. des jeweiligen Haushaltsjahres (8 83 Abs.
2 Satz 1 BbgKVerf). Liegt der Abschlussstichtag einer einbezogenen Tochterorganisation mehr als 3 Monate vor
dem Stichtag des Gesamtabschlusses, so ist fiir die Tochterorganisation ein Zwischenabschluss aufzustellen (8
299 Abs. 2 HGB). Liegt der Bilanzstichtag der Tochterorganisation innerhalb des Drei-Monats-Zeitraumes, ist im

Einzelfall festzulegen, ob auf die Aufstellung eines Zwischenabschlusses verzichtet werden kann. Bei Betrieben
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mit gleich bleibendem Geschaftsverlauf, deren Abschlussstichtag um mehr als drei Monate, aber nicht mehr als
sechs Monate vom Abschlussstichtag des Gesamtabschlusses abweicht, kann von der Aufstellung eines Zwi-
schenabschlusses abgesehen werden. Die Drei-Monats-Frist aus § 299 HGB sollte auf sechs Monate ausgewei-
tet werden. Die Entscheidung, keinen Zwischenabschluss aufzustellen, ist zu begriinden und zu dokumentieren.
Unabhé&ngig von der Festlegung sollten vor Ort alle Mdglichkeiten ausgeschopft werden, im Vorfeld der Aufstel-
lung des Gesamtabschlusses eine Anpassung der abweichenden Abschlussstichtage auf den 31. Dezember

vorzunehmen.

Beispiel:

Betriebe im Kulturbereich haben aufgrund ihrer Spielzeiten meist einen um mehr als drei Monate
abweichenden Abschlussstichtag. Bei einem gleichférmigen Geschéftsverlauf kann die Situation
entstehen, dass die Aufstellung eines Zwischenabschlusses keine héhere Aussagekraft herbei-
fuhrt. Damit steht der Aufwand der Erstellung nicht im Verhaltnis zur Aussagekraft des Zwischen-
abschlusses. Eventuell gegeben Abweichungen unterhalb der Wesentlichkeit kdnnen vernachlas-
sigt werden. Wesentliche Abweichungen entstehen dagegen, wenn z. B. gréRere Investitionen im
Zeitraum zwischen dem Abschlussstichtag und dem Stichtag des Gesamtabschlusses vorgenom-

men werden.

Soweit die einzubeziehenden Jahresabschliisse zum Zeitpunkt der Erstellung des Gesamtabschlusses noch nicht
geprift wurden oder keiner Priifungspflicht unterliegen, sind jeweils die erstellten ungepriiften Jahresabschliisse
zur Konsolidierung heranzuziehen (8 83 Abs. 2 BbgKVerf).

3.4.2 Einheitlichkeit der Gliederungsvorschriften
Es gilt der Grundsatz der Stetigkeit, nach dem die Form der Darstellung (inshesondere die Gliederung von Ge-

samtergebnisrechnung, Gesamtfinanzrechnung und Gesamtbilanz) beizubehalten ist, soweit nicht in Ausnahme-
fallen auf Grund besonderer Umstande Abweichungen erforderlich sind (§ 52 Abs. 1 KomHKV).

Die Gesamtbilanz ist unter Beachtung der Vorschriften des 8 63 KomHKV zu gliedern. Eine zusatzliche Unter-
gliederung der Posten im Rahmen der vorgeschriebenen Gliederung ist zul&ssig, wobei auch neue Posten hinzu-
gefligt werden darfen, wenn ihr Inhalt nicht von einem vorgeschriebenen Posten gedeckt wird. Die Erganzung ist
im Anhang anzugeben und zu begriinden. (§ 52 Abs. 4 KomHKYV).

Die Gliederung der Gesamtergebnisrechnung wird auf die Ausflinrzungen unter Ziffer 3.3.1, zur Gesamtfinanz-

rechnung unter Ziffer 3.3.2 verwiesen.
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3.4.3 Einheitlichkeit des Ansatzes
GemaR § 83 Abs. 3 BbgKVerf i.vV.m. § 300 Abs. 2 HGB sind die Vermégensgegenstande und Schulden der

kommunalen Tochterorganisationen im Sinne des Einheitsgrundsatzes vollstéandig in den Gesamtabschluss auf-
zunehmen. Gemal dem Einheitsgrundsatz sollen jedoch nur diejenigen Vermdgensgegenstande und Schulden in
den Gesamtabschluss aufgenommen werden, die nach dem Recht der Konzernmutter bilanziell ansatzfahig sind
(8 300 Abs. 2 Satz 1 HGB). Vermdgensgegenstande und Schulden, die aus Sicht der Bilanzierungsvorschriften der
Kommune einem Bilanzierungsverbot unterliegen, durfen im Gesamtabschluss nicht angesetzt werden.: Bilanzie-
rungswahlrechte dirfen im Gesamtabschluss unabhangig von ihrer Ausiibung in den Einzelabschliissen neu

ausgedibt werden.?

3.4.4 Einheitlichkeit der Bewertung

3.4.4.1 Rechtslage

Aufgrund des kommunalrechtlichen Verweises auf die handelsrechtlichen Regelungen lber den Konzernab-
schluss in § 83 Abs, 3 BbgKVerf findet auch § 308 HGB Anwendung, wonach die einbezogenen Vermdgensge-
genstande und Schulden der voll konsolidierten Tochterorganisationen einheitlich zu bewerten sind. Grundlage
fir die Bewertung des ,Konzernvermdgens” und der Schulden sind die Rechnungslegungsvorschriften der Kom-
mune. Weicht die Bewertung von Posten der Einzelabschliisse von den Bewertungsvorschriften des Gesamtab-
schlusses ab, so sind diese Posten fir den Gesamtabschluss neu zu bewerten (8 308 Abs. 2 Satz 1 HGB). Die
Neubewertung findet durch Korrektur der Posten der Einzelabschliisse auf Ebene der Bilanz Il und der Ergebnis-
rechnung Il statt. Durch die Neubewertung auf Ebene der Bilanz Il und Ergebnisrechnung Il werden die Buchwer-
te aus den Einzelabschliisse korrigiert. So ist es denkbar, dass insbesondere im Bereich der Gebaude oder des
Infrastrukturvermégens erhebliche Abweichungen zwischen den angewendeten Bewertungen (z.B. unterschiedli-
che angewendete Nutzungsdauern bei Gebauden) entstehen.® Die Abweichungen miissten daher angepasst
werden. Bei den Korrekturbuchungen der Bilanz Il und der Ergebnisrechnung Il handelt es sich nicht um eine
Neubewertung im Sinne der Neubewertungsmethode mit beizulegenden Zeitwerten nach § 301 Abs. 2 HGB,
sondern zunachst um eine Korrektur der Buchwerte der Einzelabschlusse.4 § 308 Abs.2 Satz 3 u. 4 HGB erlau-
ben einen Verzicht auf Anpassung der Wertansatze von Vermdgensgegenstanden und Schulden, wenn diese fir
die Darstellung eines den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechenden Bildes der Vermogens-, Finanz- und Er-
tragslage von untergeordneter Bedeutung ist. Dariiber hinausgehende Abweichungen sind in Ausnahmeféllen
zulassig, missen jedoch im Konsolidierungsbericht erlautert werden (8 308 Abs. 2 Satz 4 HGB).

1 MaRgebendes Recht sind die Rechnungslegungsvorschriften der Gemeinde (KomHKV).

2Vgl. dazu auch Anlage 3 zum Konsolidierungsleitfaden: Gegentiberstellung Vorschriften zur Bilanzierung nach dem brandenburgischen
Haushaltsrecht und Regelungen nach HGB.

3Vgl. auch Anlage 3 Nr. 25: Gegenliberstellung der Vorschriften zur Bilanzierung nach dem brandenburgischem Haushaltsrecht und der
Regelungen nach HGB.

4 Es handelt sich dabei zuné&chst um eine Umbewertung. Durch die anschlieRende Neubewertung in der Bilanz IIl kommt es dagegen zu
einer Bewertung samtlicher Vermégensgegenstande und Schulden zum beizulegenden Zeitwert (realisierbare Marktwerte).
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Es ist bei der Vollkonsolidierung zu beachten, dass manche Beteiligungen gezogene Skontobetrdge als Ertrag
und nicht als Absetzung vom Aufwand buchen. Das ist vor der Konsolidierung in der Beteiligung zu berichtigen
um eine gleiche Ausgangsbasis zu haben.

Ebenso ist auf die Verbuchung von gewéhrten Forderungen, insbesondere bei Kapitalgesellschaften zu achten.
Diese mussen nach dem Steuerrecht gewahrte Forderungen entweder im gleichen Jahr als Betriebsertrag, oder
als Absetzung von den AHK buchen. Sollte dieses vorkommen, macht dies zumindest ab Beginn des Gesamtab-
schlusses eine HB Il unumganglich.

Die Bewertung der Vermdgensgegenstande und Schulden muss dabei unter Beriicksichtigung des Grundsatzes
der Einzelbewertung und des Einheitsgrundsatzes im Gesamtabschluss erfolgen. Sind zu bewertende Sachver-
halte gleich oder gleichartig und weisen sie die gleiche Funktion unter gleichen Funktionsbedingungen auf, dann
sind diese Sachverhalte im kommunalen Konzern einheitlich zu behandeln. Voraussetzung fiir die einheitliche
Bewertung nach gleichen Methoden ist das Vorliegen gleicher wertbestimmender Faktoren. Wertbestimmende
Faktoren richten sich nach dem rechtlichen Umfeld (z.B. bei Schuldbeziehungen) oder dem Einsatz- oder dem
Nutzenzusammenhang (z.B. bei Geb&uden) in dem der Schuldposten oder Vermdgensgegenstand steht. Wei-
chen die wertbestimmenden Faktoren bei gleichartigen Sachverhalten voneinander ab, so stehen sie der Verein-
heitlichung im Einzelfall entgegen. Die Vereinheitlichung ist nicht durchzufiihren, wenn

1. die Sachverhalte ungleich sind oder
2. gleiche oder gleichartige Sachverhalte in einem abweichenden rechtlich oder sachlichen Umfeld bewertet

werden missen.

Abweichende (rechtliche-, nutzungs- oder einsatzbedingte) Umfeldbedingungen kénnen sich beispielsweise aus
unterschiedlichen Téatigkeitsgebieten der kommunalen Tochterorganisationen ergeben.

3.4.4.2 Erfahrungen der Erprobung

Im Rahmen der Erprobung des Gesamtabschlusses wurde eine Flexibilisierung der gesetzlichen Vorgaben tiber
die Neubewertung angeregt. Als sinnvoll wird es erachtet, eine Neubewertung (ggf. unter Beriicksichtigung des
Grundsatzes der Wesentlichkeit (siehe hierzu Ziffer 3.4.6) nicht verbindlich vorzugeben. Von Seiten der Gemein-
de Boitzenburger Land wurde beispielsweise darauf verwiesen, dass Neubewertungen keinen wesentlichen Er-
kenntnisgewinn bringen und nur unter unvertretbar hohem Aufwand zu realisieren sind. Fiir das Bestehen von
stillen Reserven und Lasten bieten die Jahresabschliisse der voll zu konsolidierten Tochteroganisationen, die
durch Wirtschaftsprifer testiert sind, hinreichende Anhaltspunkte. Im Rahmen der Jahresabschlussprifung ist
gemaR § 53 Haushaltsgrundsatzegesetz (HGrG) eine Prifung der OrdnungsmaRigkeit der Geschéftsfiihrung und

der wirtschaftlichen Verhéltnisse durchzufiihren, in dem der Fragenkreis 11 das Vorhandensein von stillen Reser-
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ven und Lasten abfragt. Die Anwendung der Neubewertungsmethode scheint fir Kommunen nur dann sachge-
recht, wenn es sich beim betroffenen Finanzvermdgen um die Erfullung von Aufgaben handelt, die nicht Pflicht-
aufgaben sind und am Markt im Wettbewerb stehen: zum Beispiel Arbeitsbeschaffungsgesellschaften oder Woh-
nungsgesellschaften. Zu beachten ist, dass die Anwendung der Neubewertungsmethode dann durchgéngig fort-
zusetzen ist (Bilanzstetigkeit).

Zwar wurden innerhalb der Projektgruppe auch Bedenken gegen einen Verzicht auf die Bewertungsanpassung
vorgetragen, weil es dadurch zu einem bewussten Durchbrechen des Einheitsgrundsatzes im Gesamtabschluss
komme und letztlich die Darstellung der tatsdchlichen Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage im Gesamtabschluss
nicht mehr gewahrleistet werden kénne. Gleichwohl wird von der Projektgruppe als Ausfluss der oben beschrie-
benen Erfahrungen fir die Fortentwicklung der kommunalrechtlichen Vorgaben angeregt, bei der Anwendung der
Neubewertungsmethode aus Griinden der Sachgerechtigkeit eine Wahimdglichkeit der Kommunen zu schaffen

(siehe nachstehend: Ergebnis der Erprobung).

3.4.4.3 Ergebnis der Erprobung

In dem gegenliber dem Landtag abgegebenen ,Evaluierungsbericht tber die Erfahrungen mit der Kommunalver-
fassung* wurde die Thematik der Neubewertung und eine damit verbundene Prifung einer gesetzlichen Rege-
lungsanpassung mit aufgenommen. Bis zu einer abschlieBenden Entscheidung (iber eine gesetzliche Neurege-
lung erscheint der der Verzicht auf die Neubewertung tolerierbar.

3.4.5 Erstellung der Handelsbilanz Il
Die Handelshilanz Il (HB II) stellt eine Fortschreibung der Einzelabschllisse im Hinblick auf die Notwendigkeiten

des Konzernabschlusses dar. Saldenabstimmungen sind von den zu konsolidierenden Unternehmen in eigener
Verantwortung zum Bilanzstichtag vorzunehmen. Die Saldenabstimmungen werden durch die jeweils zu leistende
Seite ausgeldst. Von der Kommune sollte ein systematisch gegliedertes Verzeichnis erstellt werden, welches die
Kontenzusammenhange vorgibt. Fiir die Ubermittlung der Meldedaten sollte von der Kommune eine Frist (z.B. bis
zum 31.03. des Folgejahres) vorgegeben werden. Prifungspflichtige Beteiligungen sollten den Umfang der Jah-

resabschlussprifung auf die Prifung der HB Il erweitern.

Das Verfahren der Gesamtabschlusserstellung wird unter Ziffer 4 ausftihrlich dargestellt.

3.4.6 Wesentlichkeit
§ 83 Abs. 2 Satz 3 BbgKVerf (88 296 Abs. 2 Satz 1, 311 Abs. 2 HGB) sehen vor, das einzelne Jahresabschlisse

der unter Ziffer 3.2 aufgefiihrten Beteiligungen, die fiir die Vermdgens-, Ertrags- und Finanzlage der Kommune

von nur geringer Bedeutung sind, nicht in die Konsolidierung einbezogen werden missen. Woran die untergeord-
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nete bzw. geringe Bedeutung oder Wesentlichkeit im Allgemeinen zu messen ware, wird nicht vorgegeben. Auch
in den handelsrechtlichen Vorschriften ergeben sich dazu keine Anhaltspunkte. Es ist daher im Wege einer sach-
gerechten Auslegung sowie unter Beriicksichtigung des Zwecks des Gesamtabschlusses und des konkreten
Einzelfalles durch die jeweilige Kommune zu ermitteln, ob auf eine Einbeziehung in die Konsolidierung verzichtet
werden kann. Dabei sind die Auswirkungen auf die Vermdgens-, Finanz- und Ertragsgesamtlage gesondert zu
bewerten. Als ein Kriterium kdnnen quantitative Kennzahlen herangezogen werden, etwa das Verhaltnis von An-
lage- oder Umlaufvermdgen, der Bilanzsumme oder des Fremdkapitals der einzubeziehenden Beteiligungen zu
den entsprechenden Posten aus der Summenbilanz, und qualitative Kriterien, z. B. die Auswirkungen auf das
Gesamtabschlussergebnis infolge struktureller Verluste, besondere Risiken oder Verpflichtungen in Form von
Ruckstellungen. Bei Zweckverbanden konnen als qualifizierbare EinflussgroRen u. a. das Verhdltnis der einge-
brachten Kapitalanlagen, das Verhéltnis der satzungsmaRigen Stimmverteilung der Mitglieder in der Verbands-
versammlung oder das Verhéltnis, mit dem das einzelne Mitglied an den jahrlichen Betriebsumlagen herangezo-

gen wird, dienen.

Da im Konsolidierungsbericht nach § 65 Abs. 2 Nr. 1 a) KomHKV Erlauterungen zur Abgrenzung des Konsolidie-
rungskreises verlangt werden, ist auch eine Begriindung der Nichteinbeziehung von Unternehmen in den Ge-

samtabschluss zu liefern, die objektiv nachvollziehbar sein muss.

Die hier angesprochenen Kennzahlen kénnen nur auf der Grundlage einer sogenannten Summenbilanz bzw.
Summenergebnisrechnung ermittelt werden. Es sind also zun&chst die Jahresabschlussdaten aller Unternehmen
zu summieren, um dann feststellen zu kdnnen, ob ein einzelnes Unternehmen unter Bezugnahme auf die jeweili-
ge Gesamtsumme von untergeordneter Bedeutung ist. Folgende quantitative Kennzahlen sind denkbar:
e Anlagevermdgen im Vergleich zum Anlagevermdgen aus der Summenbilanz
o0 desgleichen zum Umlaufvermégen,
o0 desgleichen zur Bilanzsumme,
o Fremdkapital des einzelnen Unternehmens zum Fremdkapital aus der Summenbilanz,
e Summe aller Ertrdge des einzelnen Unternehmens zur Summe aller Ertrage aus der Summenergebnis-
rechnung,
0 desgleichen fur die Aufwendungen,
o Cashflow-bezogene Kennzahlen in Bezug auf die laufende Geschaftstétigkeit, die Investitionstatigkeit und

die Finanzierungstétigkeit.

Dariiber hinaus sind weitere monetére Kriterien heranzuziehen, wie z. B. Auswirkungen auf das Gesamtab-
schlussergebnis infolge struktureller Verluste, besondere Risiken oder Verpflichtungen in Form von Ruckstellung

(z. B. Deponien) oder anderen wesentlichen finanziellen Verpflichtungen (z.B. Birgschaften), die im Gesamtan-
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hang anzugeben waren. Neben diesen monetéren Kriterien kénnen fiir die Wesentlichkeit auch weitere kommu-
nalspezifische Faktoren entscheidend sein (z.B. kommunalpolitische Ziele, Fragen der Standortentwicklung etc.).
Insoweit kann in diesem Leitfaden eine allgemeine Empfehlung nur dahingehend ausgesprochen werden, ver-
schiedene Kriterien, z.B. drei harte (monetére) Kriterien und ein weiches Kriterium (siehe oben), anzuwenden.
Auch eine Empfehlung beziiglich eines Prozentsatzes zur Bestimmung der untergeordneten Bedeutung kann aus
der Erprobung heraus nicht gegeben werden. Eine mdgliche Anwendung soll aber an einem Praxisbeispiel ver-
deutlicht werden:

Ein Tochterunternehmen ist von untergeordneter Bedeutung, wenn die folgenden Kennzahlen je-
weils unter 3 % der entsprechenden Summe aller verbundenen Unter nehmen (inklusive Konzern-
mutter) liegen:

- Anlagevermdgen

- Umlaufvermdgen

- Eigenkapital (einschliel3lich Sonderposten)

- Fremdkapital (Verbindlichkeiten, einschlieflich Riickstellungen)
- Jahresergebnis

Fur die Auswertung des Jahresergebnisses sind die Ergebnisse unabhéngig vom Vorzeichen (Abso-
lutwerte) zu summieren und zu vergleichen.

Zusatzlich zu dieser Einzelfallbetrachtung ist eine Summenbetrachtung Gber alle nicht konsolidierten
Betriebe anzustellen. Hierbei muss die Summe aller nicht konsolidierten Betriebe beziiglich der ge-
nannten Kennzahlen insgesamt unter 10 % der Gesamtsumme aller verbundenen Betriebe liegen.

Sollten die Betriebe von untergeordneter Bedeutung aus der Einzelbetrachtung in der Summenbe-
trachtung die Wertgrenzen insgesamt Uberschreiten, so sind die Betriebe mit der gréfiten Bilanz-
summe so lange in den Konsolidierungskreis zu ubernehmen, bis fur die verbleibenden Betriebe die
Kriterien der Summenbetrachtung erfullt sind.

Die Bedeutung eines Tochterunternehmens fiir den Gesamtabschluss ist jedoch nicht allein von star-
ren Verhaltniszahlen abhangig zu machen. Diese Verhéltniszahlen kénnen lediglich hilfreich bei der
Entscheidung sein, ob eine untergeordnete Bedeutung eines Tochterunternehmens vorliegt.

Da bei der Bestimmung allein die Ertrags-, Finanz- und Vermogenslage betrachtet werden ist es
notwendig, auch das Tatigkeitsfeld des Tochterunternehmens innerhalb des ,Konzerns Kommune* in
die Uberlegungen einzubeziehen. Daher sollte immer die Frage gestellt werden: Kann die Kommune
sinnvoll und entsprechend ihrer Aufgaben auch ohne dieses bestimmte Tochterunternehmen tétig
sein? So kann z. B. ein Unternehmen aus dem Gesamtabschluss auch heraus fallen, bei dem eine
der 0. g. Kennzahlen tiber der 3 % Hirde liegt, sofern das Unternehmen firr die Erfullung der Aufga-
ben der Kommune nicht zwingend notwendig ist.
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Wenn ein Tochterunternehmen das Gesamtergebnis strukturell mit Verlusten belastet und standiger
Zuschiisse bedarf sowie in anderen Zweifelsfallen, sollte es immer in den Konzernabschluss einbe-
zogen werden.

Werden mehrere Betriebe aus Wesentlichkeitsaspekten heraus nicht konsolidiert, ist darauf zu achten, dass diese
in der Summe ebenfalls von untergeordneter Bedeutung sind. Auch wenn die landesrechtliche Vorschrift nicht
explizit auf den § 296 HGB Bezug nimmt, ist davon auszugehen, dass auch der zweite Satz von § 296 Abs. 2
HGB gelten soll: ,Entsprechen mehrere Tochterunternehmen der Voraussetzung des Satzes 1, so sind diese
Unternehmen in den Konzernabschluss einzubeziehen, wenn sie zusammen nicht von untergeordneter Bedeu-
tung sind.” Es wiirde nicht den Grundsétzen ordnungsmaRiger Konzernrechnungslegung entsprechen, wenn alle
Beteiligungen einzeln betrachtet als von untergeordneter Bedeutung eingestuft wiirden und daraus ein Verzicht
auf die Aufstellung eines Gesamtabschlusses abgeleitet wiirde.

Eine erste Einschétzung der untergeordneten Bedeutung kann anhand der nachfolgend aufgeftihrten Verhéltnis-

zahlen vorgenommen werden:

Vermégenslage
Anlagevermdgen des einzelnen Betriebes / Anlagevermdgen aus der Summenbilanz
Umlaufvermdgen des einzelnen Betriebes / Umlaufvermdgen aus der Summenbilanz

Bilanzsumme des einzelnen Betriebes / Summenbilanzsumme

Schuldenlage
Fremdkapital des einzelnen Betriebes / Fremdkapital aus der Summenbilanz
Sonderposten sind dem Eigenkapital zuzuordnen. Ist eine Zuordnung nicht mdglich, kann eine sachgerechte

Schétzung erfolgen.

Ertragslage
Summe aller Ertrége des einzelnen Betriebes / Summe aller Ertrdge aus der Summenergebnisrechnung
Summe aller Aufwendungen des einzelnen Betriebes / Summe aller Aufwendungen aus der Summenergebnis-

rechnung
Die Summe aller Ertrdge bzw. Aufwendungen beinhaltet sowohl die ordentlichen als auch die auf3erordentlichen

Posten. Ist eine detaillierte Betrachtung im Einzelfall notwendig, richtet sich die Einordnung der Ertrags-

/Aufwandsarten nach dem Gliederungsschema der KomHKV.
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Ein ausfuhrliches Beispiel fiir die Festlegung von Verhaltniszahlen, das von der Gemeinde Boitzenburger Land
entwickelt wurde, ist in der Anlage 5 (Beispiel flr die Festlegung von Verhéltniszahlen) dargestellt.

Fur die assoziierten Beteiligungen, also die Beteiligungen, auf die die Kommune einen mafRgeblichen jedoch
keinen beherrschenden Einfluss austibt, kdnnen folgende Verhéltniszahlen von Bedeutung sein:

Vermdgens-/Schuldenlage
Differenz zwischen dem Buchwert und dem anteiligen Eigenkapital des einzelnen Betriebes / Bilanzsumme oder

Anlagevermdgen aus der Summenbilanz

Ertragslage
Das anteilige erzielte Ergebnis des einzelnen Betriebes muss dahingehend untersucht werden, ob ein wesentli-
cher Einfluss auf die Gesamtertragslage besteht. BezugsgréRen konnten z.B. das Finanz- oder das Jahresergeb-

nis sein.

Finanzlage

Die Finanzlage wird grundsétzlich durch Gewinnausschiittungen begiinstigt und durch Kapitalzufihrungen an
assoziierte Betriebe belastet, unabhé&ngig davon, ob es sich um eine Einbeziehung "at equity" oder "at cost" han-
delt. Daher ist eine weitergehende Priifung der Finanzlage nicht erforderlich.

Das Vorliegen geringer Bedeutung ist jahrlich erneut zu prifen. Eine Anpassung der zugrunde zu legenden Ver-
haltniszahlen ist nur bei l&ngerfristiger Verénderung (in zwei aufeinander folgenden Jahren) vorzunehmen.
Grundsatzlich ist zu priifen, ob der Nichteinbeziehung eines Aufgabentrégers aufgrund des Kriteriums der gerin-
gen Bedeutung die kommunal-politische Relevanz eines Aufgabentrégers entgegensteht.

Sofern einzelne untergeordnete Jahresabschllisse der unter Ziffer 3.2 aufgefiihrten Beteiligungen in ihrer Ge-
samtheit eine nicht nur geringe Bedeutung fiir die Vermdgens-, Ertrags- und Finanzlage der Kommune haben,
sind sie entsprechend der Grundsétze ordnungsméfiger Konzernrechnungslegung (GoK) mit dem Jahresab-

schluss der Kommune zu konsolidieren (vgl. § 296 Abs. 2 Satz 2 HGB).

Beide Fallgestaltungen sind in dem Konsolidierungsbericht hinreichend zu begriinden (§ 65 Abs. 2 Nr. 1 a
KomHKYV, vgl. § 296 Abs. 3 HGB).
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3.5  Methoden der Konsolidierung
Die Vorgaben der Kommune fiir den Ansatz und die Bewertung der in den Gesamtabschluss aufzunehmenden

Vermdgensgegenstande, Schulden und Rechnungsabgrenzungsposten richten sich nach den fiir die Kommune
geltenden offentlich-rechtlichen Haushaltsvorschriften und sind fiir die zu konsolidierenden Beteiligungen verbind-
lich.

Die Konsolidierung der Jahresabschlisse der Unternehmen nach § 92 Abs. 2 Nr. 1 - 3 BbgKVerf sowie der Un-
ternehmen nach 8§ 92 Abs. 2 Nr. 4 BbgKVerf mit beherrschender Beteiligung der Kommune richtet sich nach den
88 300 - 309 HGB (Vollkonsolidierung), die der Unternehmen nach § 92 Abs. 2 Nr. 4 BbgKVerf mit mal3geblicher
Beteiligung der Kommune, der Gemeinschaftsunternehmen sowie der Zweckverbénde jeweils nach den 88§ 311 -
312 HGB.

Grundsatzlich sind die im Rahmen der Vollkonsolidierung einzubeziehenden Unternehmen auf Basis der Einzel-
abschliisse in den Gesamtabschluss aufzunehmen. Unter Beachtung der nachstehenden Bedingungen kdnnen
Teilkonzernabschliisse (handelsrechtliche Konzernabschliisse eines kommunalen Betriebes) in den Gesamtab-

schluss der Kommune einbezogen werden:

e Es wird ein vollstandiger handelsrechtlicher Konzernabschluss eines kommunalen Betriebes aufgestellt.
Innerhalb dieses Teilkonzerns werden alle konzernrelevanten Leistungs- und Geschaftsbeziehungen eli-
miniert.

e Die Kapitalverflechtungen und Leistungsbeziehungen zwischen den im Teilkonzern voll zu konsolidieren-
den Betrieben und der Kommune bzw. den anderen voll zu konsolidierenden kommunalen Betrieben
missen aufgedeckt und berticksichtigt werden.

¢ Im handelsrechtlichen Konzern aufgedeckte stille Reserven miissen auf Ebene des Teilkonzerns fortge-

schrieben werden.

Beispiel aus dem Landkreis Dahme-Spreewald

Der Konsolidierungskreis des Landkreises beinhaltet mit der RVS mbH und den Téchtern NAN

Busverkehr GmbH und NAN Service GmbH folgende Teilkonzernstruktur:
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Landkreis Dahme-Spreewald

100 %

2 J A J

Verkehrsunternehmen weitere Beteiligungen
RVS mbH

100 % 100 %

\J v

Tochter Tochter
NAN Busverkehr GmbH NAN Service GmhH

Fur die RVS besteht keine handelsrechtliche Konsolidierungspflicht, vielmehr wird ein freiwilliger
Konzernabschluss vom Verkehrsunternehmen erstellt. Nach den Vorgaben der Gesamtabschluss-
richtlinie des Landkreises stellt die RVS mbH zudem einen (Teil-) Konzernabschluss auf, der vom
Abschlussprifer von der RVS mbH hinsichtlich OrdnungsmaRigkeit geprift und anschliefend im
Rahmen der Konsolidierungsarbeiten zum Gesamtabschluss verarbeitet wird.

Dabei ist sicherzustellen, dass in den Konzernmeldungen auch die (konsolidierten) Leistungsbe-
ziehungen zum Landkreis und den dbrigen voll zu konsolidierenden Aufgabentragern des Konsoli-
dierungskreises abgebildet werden, um eine Schuldenkonsolidierung sowie Aufwandskonsolidie-
rung zu ermdglichen.

Im vorliegenden Fall ergibt sich keine Anderung in der Konsolidierungsstruktur. Die Téchter wer-
den bereits (iber eine Vollkonsolidierung einbezogen. In anderen Féllen muss jedoch noch gepriift
werden, ob ein im Teilkonzern ber(cksichtigtes Equity-Unternehmen durch eine unmittelbare Be-
teiligung die Konsolidierungsstruktur verandert. So muss an Stelle der Equity Methode eine Voll-
konsolidierung erfolgen.

In der Einbeziehung eines Teilkonzernabschlusses besteht der Vorteil Giberwiegend darin, dass al-

le konzernrelevanten Informationen dem Unternehmen direkt vorliegen.

3.5.1 Vollkonsolidierung
Der Vollkonsolidierung liegt die Intention zugrunde, dass an die Stelle der gemeindlichen Anteile an den Beteili-

gungen die Vermdgensgegenstande, Sonderposten, Schulden und Rechnungsabgrenzungsposten der Beteili-
gungen treten. Letztere gehen vollstandig in den Gesamtabschluss ein, d. h. sie werden ibernommen. Dazu wer-
den die einzelnen Jahresabschllisse zundchst in einem Abschluss aufsummiert (Summenabschluss). AuRerdem

erfolgen:
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e Kapitalkonsolidierung (§ 301 HGB),

e Schuldenkonsolidierung (§ 303 HGB),

e Zwischenergebniseliminierung (§ 304 HGB),

e Aufwands-/ Ertragseliminierung (§ 305 HGB) und

e Eliminierung steuerlicher Einflisse/ latenter Steuern (8§ 306 HGB)

Da der Gesamtabschluss ausschlieBlich unter kommunalhaushaltsrechtlichen Gesichtspunkten erstellt wird und
nicht Grundlage flir steuerrechtliche Bewertungen ist (die haushaltsrechtlichen Vorschriften stellen auch nach
Einfuhrung der Doppik bei den Kommunen keine ,anderen Gesetze* im Sinne von § 140 AO dar; vgl. BMF-
Schreiben vom 9. Februar 2012 - Gewinnermittlung bei Betrieben gewerblicher Art), kdnnen latente Steuern beim
kommunalen Gesamtabschluss aul3er Betracht bleiben. Auch latente Steuern, die bereits in den Einzelabschliis-
sen der Tochterorganisationen gemaR § 274 HGB ausgewiesen wurden, kdnnen unter diesem Gesichtspunkt

unbertiicksichtigt bleiben.

3.5.1.1 Kapitalkonsolidierung
Bei der Kapitalkonsolidierung handelt es sich um ein Verfahren, durch das die Kapitalverflechtungen zwischen

der Kommune und ihren Beteiligungen (Dritte) eliminiert werden. Dabei wird der in der Summenbilanz zunachst
erfasste Beteiligungswert der Kommune mit dem auf diese Anteile entfallenden anteiligen Eigenkapital des Dritten
verrechnet. In der zusammengefassten Vermogensrechnung des Gesamtabschlusses sind dann weder das Ei-
genkapital des Dritten noch der zugehdrige Beteiligungswert der Kommune enthalten.

Bei der Kapitalkonsolidierung fiir voll konsolidierte Einheiten ist derzeit (s. Ausflihrungen auf S. 24 zur
Neubewertung ) die Neubewertungsmethode vorgeschrieben (8 301 Abs. 1 Satz 2 HGB; § 83 Abs. 3 Satz 1
BbgKVerf). Ist ein Mutterunternehmen erstmalig zur Aufstellung eines Konzernabschlusses verpflichtet (Erstkon-
solidierung bei der Kommune), sind die Wertansétze zum Zeitpunkt der Einbeziehung des Tochterunternehmens
in den Gesamtabschluss zugrunde zu legen, soweit das Unternehmen nicht in dem Jahr Tochterunternehmen

geworden ist, fir das der Gesamtabschluss aufgestellt wird (§ 301 Abs. 2 Satz 3 HGB).

Ein verbleibender aktiver Unterschiedsbetrag wird als Geschéfts- oder Firmenwert ausgewiesen (8 301 Abs. 3
Satz 1 HGB, 1. Alternative). Er ist planméaRig abzuschreiben (§ 309 Abs. 1 HGB, § 246 Abs. 1 Satz 4 HGB, § 253
Abs. 3 Satz 1 HGB). Aufgrund fehlender haushaltsrechtlicher Bestimmungen sollte die Abschreibungsdauer in
Anlehnung an den DRS 4 Tz. 31 ff. auf max. 20 Jahre festgesetzt werden (vgl. Ziffer 3.3.6). Die Notwendigkeit der

Vornahme auBerplanmaRiger Abschreibungen bleibt davon unbertihrt.
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Ein verbleibender passiver Unterschiedsbetrag ist als ,Unterschiedsbetrag aus der Kapitalkonsolidierung* auf der
Passivseite der Bilanz auszuweisen (8 301 Abs. 3 Satz 1 HGB, 2. Alternative). Ein passiver Unterschiedsbetrag
darf ergebniswirksam nur in dem MaRe aufgelst werden, in dem eine erwartete ungtinstige Entwicklung der
kunftigen Ertragslage des Unternehmens eingetreten ist oder erwartete Aufwendungen zu berticksichtigen sind
oder soweit am Abschlussstichtag feststeht, dass er einem realisierten Gewinn entspricht. Eine Verrechnung mit
den Riicklagen zum Zeitpunkt der Erstkonsolidierung ist sachgerecht, wenn es sich bei dem Unterschiedsbetrag

um Gewinnthesaurierungen vor Erstkonsolidierung handelt.

Die Anteile anderer Gesellschafter werden nach § 307 HGB bericksichtigt. Das heil3t, fur die nicht der Kommune
gehdrenden Anteile an die im Gesamtabschluss einbezogenen Beteiligungen wird ein Ausgleichsposten fiir die

Anteile der anderen Gesellschafter in Hohe von deren Anteilen am Eigenkapital unter entsprechender Bezeich-

nung innerhalb des Eigenkapitals gesondert ausgewiesen.

Bei mehrstufiger Konzernorganisation findet die stufenweise Simultankonsolidierung Anwendung. Dabei wird die
Konsolidierung pro Konsolidierungskreis simultan durchgefihrt. Bei einem Konsolidierungskreis, der weitere Kon-
solidierungskreise enthalt, werden zunéchst die Konsolidierungskreise der untersten Ebene simultan konsolidiert.
Anschliel3end erfolgt die Simultankonsolidierung in den hoher gelegenen Konsolidierungskreisen, wobei die Er-
gebnisse der enthaltenen Konsolidierungskreise berticksichtigt werden. Es ergeben sich also dieselben Ergebnis-
se wie bei einer reinen Simultankonsolidierung. Die Ergebnisse werden jedoch pro Konsolidierungseinheit und

pro Hierarchiestufe korrekt ausgewiesen

3.5.1.2 Schuldenkonsolidierung
Schuldenkonsolidierung ist die Verrechnung der Forderungen gegeniiber einbezogenen Einheiten mit den ent-

sprechenden Verbindlichkeiten gegentber einbezogenen Einheiten.

Im Rahmen der Erstellung der Einzelabschliisse sind die Konten, die Betrdge gegeniber zu konsolidierenden
Einheiten aufzuweisen, zwischen den in den Gesamtabschluss einzubeziehenden Einheiten abzustimmen. Kor-
rekturen sogenannter ,unechter* Aufrechnungsdifferenzen, auf Grund buchungstechnischer Fehler aus Konzern-
sicht, sind in der HB lI-Erstellung zu eliminieren. Sogenannte ,echte* Aufrechnungsdifferenzen, die aus zwingen-
den oder dispositiven Bilanzierungs- oder Bewertungsunterschieden resultieren, sind erfolgswirksam zu verrech-
nen (8 303 Abs. 1 HGB).

Bei einer untergeordneten Bedeutung der Betrage (Ziffer 3.4.5) kann auf eine Schuldenkonsolidierung verzichtet
werden (8§ 303 Abs. 2 HGB).

Beispiele der Schuldenkonsolidierung:
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Beispiel 1:
Unternehmen 1 stellt Rechnungen fir Energielieferungen an die Kommune und andere stédtische
Unternehmen, die zum Bilanzstichtag noch nicht ausgeglichen sind:

Das Unternehmen 1 weist daraus Forderungen gegen verbundene Unternehmen aus. Die Leis-
tungsempfanger weisen Verbindlichkeiten gegen verbundene Unternehmen aus. Im Rahmen der
Schuldenkonsolidierung erfolgt eine Aufrechnung der Forderungen gegen die Verbindlichkeiten.

Beispiel 2:
Die Kommune mietet Verwaltungsgebaude beim kommunalen Eigenbetrieb. Die Miete fiir den
Monat Januar 01 ist im Voraus im Dezember 00 fallig:

Beim Eigenbetrieb wird die Zahlung der Miete im Jahr 00 im Posten ,Passive Rechnungsabgren-
zungsposten” erfasst. Bei der Kommune wird die Zahlung im Jahr 00 im Posten ,Aktive Rech-
nungsabgrenzungsposten” ausgewiesen. Im Rahmen der Schuldenkonsolidierung erfolgt eine Auf-
rechnung der Aktiven und Passiven Rechnungsabgrenzungsposten.

Beispiel 3:
Die Kommune hat eine Kapitalforderung in Form einer Ausleihung gegentber einem Eigenbetrieb.

Die Kommune weist diese Forderung im Finanzanlagevermdgen im Posten ,Ausleihungen an ver-
bundene Unternehmen® aus. Der Eigenbetrieb bilanziert ,Verbindlichkeiten gegen verbundene Un-
ternehmen®. Im Rahmen der Schuldenkonsolidierung erfolgt eine Aufrechnung dieser beiden Pos-
ten.

Liegen die im Rahmen der Schuldenkonsolidierung zu eliminierenden Beziehungen in beiden Einheiten in glei-
cher Hohe vor, erfolgt die Schuldenkonsolidierung erfolgsneutral und die Bilanzsumme verkirzt sich. Kommt es
zu Aufrechnungsdifferenzen, miissen diese durch eine erfolgswirksame Verrechnung uber die Gesamtergebnis-

rechnung eliminiert werden.

3.5.1.3 Aufwands- und Ertragseliminierung
GemaR § 305 HGB sind Innenumsétze aus Lieferungen und Leistungen und andere Aufwendungen und Ertrége

aus konzerninternen Beziehungen zu eliminieren. Die Innenumsétze — Aufwendungen und Ertrdge aus internen
Beziehungen zwischen den Dritten — sind vollstdndig zu verrechnen. Das gleiche gilt fiir Steueraufwendungen
und -ertrage zwischen den Dritten und der Kommune. Sofern die Aufwendungen und Ertrdge von untergeordneter
Bedeutung sind (Ziffer 3.3.3), kann auf eine entsprechende Konsolidierung verzichtet werden (8 305 Abs. 2
HGB).

Beispiele fur Aufwands- und Ertragseliminierung

Beispiel 1:
Die Kommune leistet Zuwendungen flir laufende Zwecke an ein Kulturunternehmen:
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Diese Zuwendungen finden sich im Posten ,Ertrdge aus Zuwendungen® beim Kulturunternehmen
wieder, bei der Kommune sind diese Zuwendungen ,Transferaufwendungen®. Im Rahmen der
Aufwands- und Ertragskonsolidierung findet eine Aufrechnung der beiden Posten statt.

Beispiel 2:
Unternehmen 1 liefert Energie an Unternehmen 2:

Unternehmen 1 hat ,Umsatzerlose”, Unternehmen 2 weist ,Sonstigen ordentlichen Aufwand“ aus.
Im Rahmen der Aufwands- und Ertragskonsolidierung findet eine Aufrechnung der beiden Posten
statt.

Beispiel 3:
Ein Unternehmen beantragt bei der Kommune eine Melderegisterauskuntt:

Die Gebiihren fiir die Auskunft stellen bei der Kommune ,Offentlich-rechtliche Leistungsentgelte
dar; beim Unternehmen wird ,Sonstiger ordentlicher Aufwand” ausgewiesen. Im Rahmen der Auf-
wands- und Ertragskonsolidierung findet eine Aufrechnung der beiden Posten statt.

Beispiel 4:
Ein Unternehmen zahlt fiir sein Grundstiick an die Kommune Grundsteuer:

Diese Steuereinnahmen werden bei der Stadt als Ertrdge aus ,Steuern und &hnlichen Abgaben®
ausgewiesen. Das Unternehmen hat Aufwendungen aus ,Sonstigen Steuern“. Im Rahmen der
Aufwands- und Ertragskonsolidierung findet eine Aufrechnung der beiden Posten statt.

Die Steueraufwendungen bzw. -ertrdge zwischen den zu konsolidierenden Unternehmen und der Kommune sind
im Rahmen der Gesamtabschlusserstellung zu eliminieren. Stichtagsbezogene Differenzen sind im Rahmen der
Aufstellung der HB Il auszugleichen. Eine Besonderheit der 6ffentlichen Gesamtrechnungslegung ist, dass Steu-
ern nicht nur Aufwendungen oder Erstattungsanspriiche darstellen, sondern bei der Kommune auch Ertrége ge-
nerieren. Auf Grund des hoheitlichen Charakters der Steuererhebung wird jedoch beispielsweise im Gesamtab-
schluss der LHP in Abweichung von der Einheitsfiktion des Konzerns auf eine Konsolidierung der Aufwendungen
und Ertrége aus Steuern verzichtet und ein Bruttoausweis vorgenommen. Hinsichtlich der Behandlung von laten-

ten Steuern wird auf die Ausfiihrungen unter Ziffer 3.5.1 (Seite 32) verwiesen.

3.5.1.4 Zwischenergebniseliminierung
In den Gesamtabschluss zu tibernehmende Vermdgensgegenstinde, die ganz oder teilweise auf Lieferungen

oder Leistungen zwischen in den Gesamtabschluss einbezogenen Unternehmen beruhen, sind in der Gesamtab-
schlusshilanz mit einem Betrag anzusetzen, zu dem sie in der auf den Stichtag des Gesamtabschlusses aufge-
stellten Jahreshilanz dieses Unternehmens angesetzt werden kénnten, wenn das in den Gesamtabschluss einbe-
zogenen Unternehmen auch rechtlich ein einziges Unternehmen bilden wiirden (304 Abs. 1 HGB). Aus Vertrags-
abwicklungen innerhalb des Konsolidierungskreises diirfen keine Gewinne oder Verluste entstehen. Werden bei-
spielsweise Vermdgensgegenstande innerhalb der Konsolidierungskreises veréuf3ert, so ist der entstandene Ge-

winn oder Verlust des verauRernden Unternehmens und der unzutreffende Bilanzansatz des erwerbenden Unter-
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nehmens nach § 83 Abs. 3 BbgKVerf i.V.m. § 304 HGB zu bereinigen. Die Zwischenergebniseliminierung setzt
bei Vermogensgegenstanden an, die am Stichtag tatsachlich vorhanden und damit in den Jahresabschllissen der

Dritten sowie in der Summenbilanz erfasst sind.

Beispiel fur die Zwischenergebniseliminierung:

Unternehmen 1 verkauft ein Gebaude mit einem Restbuchwert von 500.000 € an Unternehmen 2
zu einem Verkaufpreis von 600.000 €:

Es entsteht ein Zwischenergebnis i.H.v. 100.000 €. Da das Gebdude sich aus Konzernsicht immer
noch im Unternehmen befindet, ist dieses Zwischenergebnis aus den Konzernanschaffungskosten
zu eliminieren.

Auf die Zwischenergebniseliminierung kann verzichtet werden, wenn die Behandlung der kumulierten Zwischen-
ergebnisse flir die Vermittlung eines den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechenden Bildes der Vermdgens-,
Finanz- und Ertragslage des Konzerns nur von untergeordneter Bedeutung ist (§ 304 Abs. 2 HGB). Zur Einschét-
zung daruber, ob im Einzelfall Zwischenergebnisse von untergeordneter Bedeutung vorliegen, kénnen keine kon-
kreten Vorgaben gemacht werden. Hinsichtlich der Beurteilungsmethodik ist auf die Ausfihrungen zur Wesent-

lichkeit unter Ziffer 3.5.5 zu verweisen.

3.5.2 Equity-Konsolidierung
Die Equity-Konsolidierung (Eigenkapitalmethode) stellt eine vereinfachte Form der Kapitalkonsolidierung dar

(konsolidierungsahnliches Verfahren). Der Beteiligungsbuchwert wird in der zusammengefassten Vermdgens-
rechnung der Kommune spiegelbildlich zu der Entwicklung des anteiligen Eigenkapitals des konsolidierten Dritten
weiterentwickelt und in dem zusammengefassten Jahresabschluss gesondert ausgewiesen. Durch das Bilanz-
rechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) wird im Rahmen der Eigenkapitalmethode ausschlief3lich die sog. Buch-
wertmethode angewendet. Bei der Buchwertmethode wird der Beteiligungsbuchwert der Kommune in der Ge-
samtbilanz angesetzt. Ein etwaiger Unterschiedsbetrag zwischen diesem Wert und dem anteiligen Eigenkapital
des assoziierten Unternehmens ist in der ersten Gesamthilanz zu vermerken oder im Gesamtanhang anzugeben
(8 312 Abs. 1 S. 2 HGB). Die im entstehenden Unterschiedsbetrag enthaltenen stillen Reserven und Lasten sind
den Vermogensgegenstanden und Schulden des assoziierten Unternehmens zuzuordnen und entsprechend der
Wertansétze der Behandlung dieser im Jahresabschluss des assoziierten Unternehmens fortzufiihren, abzu-
schreiben oder aufzuldsen (§ 312 Abs. 2 HGB). Die Fortfiihrung der stillen Reserven und Lasten erfolgt in einer
Nebenbuchhaltung zum Gesamtabschluss.

Das konsolidierungspflichtige Eigenkapital umfasst bei assoziierten Unternehmen in Form einer Kapitalgesell-
schaft gem. § 266 Abs. 3 HGB anteilig:
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o das gezeichnetes Kapital (Grundkapital/Stammkapital);
o die Kapitalriicklage;

o die Gewinnriicklagen;

o gesetzliche Riicklage;

e satzungsmaliige Riicklagen;

e andere Gewinnriicklagen;

e den Gewinnvortrag/Verlustvortrag;

o den Jahresiiberschuss/Jahresfehlbetrag

Die Fortfuhrung des Equity-Wertes erfolgt entsprechend dem nachfolgenden Schema®:

> Baetge/Kirsch/Thiele, Konzernbilanzen, 2004, S. 411.
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Beteiligungsbuchwert im Jahr t

RegelmaRige Fortschrei- | + Anteiliger Jahrestiberschuss (- anteiliger Jahresfehlbetrag) des Beteiligungsunternehmens
bungen des Equity-
Wertes bei der Equity-
Methode

Erhaltene Dividendenzahlungen vom Beteiligungsunternehmen

Auflésung/Abschreibung der aufgedeckten stillen Reserven

+ Auflésung/Verminderung der aufgedeckten stillen Lasten

Abschreibung des Geschéfts- oder Firmenwerts

+ Auflésung eines passivischen Unterschiedsbetrags

+- Ergebniswirkung der -mdglichen- Neubewertung gem. § 312 Abs. 5 HGB (Anwendung
konzerneinheitlicher Bewertungsmethoden)

-1+ Eliminierung von Zwischengewinnen/Zwischenverlusten

UnregelmaRige Fort- - AuRerplanmé&Rige Abschreibungen
schreibungen des Equity-
Wertes bei der Equity- .
Methode + Zuschreibungen
+ Kapitaleinzahlungen/Zugange

Kapitalriickzahlungen/Abgénge

= Beteiligungsbuchwert im Jahr t + 1

Gem. § 312 Abs. 5 S. 3 und 4 HGB i. V. m. 8 304 HGB sind Zwischenergebnisse aufgrund von innerkonzernli-
chen Geschaften zu eliminieren. Somit ist analog der Vollkonsolidierung auch im Rahmen der Equity-Methode
eine Zwischenergebniseliminierung erforderlich. Zur Sicherstellung der Durchfiihrung der Eliminierung von Zwi-
schenergebnissen zeigen die assoziierten Unternehmen der Konsolidierungsstelle an, innerhalb welcher Ge-
schaftsbeziehungen zu anderen dem Konsolidierungskreis zugehdrigen Unternehmen Vermdgensgegenstande
veraufRert wurden.

3.6 Ergebnis der Erprobung
Zur Schaffung einheitlicher Bilanzierungsstandards ist die Erstellung einer Gesamtabschlussrichtlinie durch die

Kommune angeraten. Sie bindet sowohl die Kommune als auch die zu konsolidierenden Beteiligungen und sollte
u. a. ein Recht der Kommune beinhalten, die zur Erstellung des Gesamtabschlusses erforderlichen Aufklarungen

und Nachweise ohne weiteres von den Beteiligungen verlangen zu konnen.
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Die Richtlinie kdnnte sich wie folgt gliedern:

1 Aufgabe und Zweck der Richtlinie

2 Grundlagen des Gesamtabschlusses

2.1 Rechtsgrundlagen

2.2 Geltungshereich

2.3 Grundsétze der Gesamtrechnungslegung
24 Zustandigkeiten

2.5 Zeitplan

2.6 Formularwesen

2.7 Technische Unterstiitzung

2.8 Konsolidierungskreis

3 Vorbereitung des Jahresabschliisse fiir die Konsolidierung
31 Stichtage

3.2 Bilanzierungsstandards

4 Konsolidierung

4.1 Vollkonsolidierung

4.2 Equity-Methode

5 Anhang

6 Anlagen

7 Konsolidierungsbericht

8 Priifung und Offenlegung
9 Inkrafttreten

4 Verfahren des Gesamtabschlusses — Beispiele und Erfahrungen aus der kommuna-
len Praxis

Ausgangspunkt des Gesamtabschlusses sind die Einzelabschliisse (Handels- oder Kommunalbilanz 1) der zu
konsolidierenden Unternehmen.

Der ersten Gesamtbilanz liegt im Gegensatz zur ersten Einzelbilanz der Kommune keine Gesamt-
Erdffnungsbilanz zugrunde. Eine dem § 85 BbgKVerf (Er6ffnungsbilanz) vergleichbare Regelung fiir den gesam-
ten Konsolidierungsbereich gibt es nicht. In der Projektgruppe wurde im Hinblick auf den zusatzlichen Aufwand
Verstandigung darlber erzielt, die Aufstellung einer Gesamt-Erdffnungshilanz nicht vorzuschlagen. Die durch
deren Fehlen eintretenden systembedingten Liicken beim ersten Gesamtabschluss kdnnen hingenommen wer-
den. Soweit haushaltsrechtlich geforderte Bestandteile des Gesamtabschlusses aufgrund der fehlenden Gesamt-
Erdffnungsbilanz nicht erstellt werden kdnnen, wird es als ausreichend angesehen, diese mit dem fiir das nach-

folgende Haushaltsjahr aufzustellenden Gesamtabschluss zu erarbeiten.

Die nachfolgenden Schaubilder zeigen die Schritte der Konzernrechnungslegung von den Einzelabschlissen bis
zum Gesamtabschluss. Der Vollstandigkeit halber werden dabei alle Schritte der Vollkonsolidierung nach HGB
aufgezeigt.
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Einleitend ist darauf hinzuweisen, dass die bestehenden Vorschriften zur Gesamtbilanz und Gesamtergebnis-
rechnung (88 4 und 5 KomHKV i.V.m. 8§ 54 |, 55 Il und 62 KomHKV sowie § 63 KomHKYV) die Mindestgliederun-
gen darstellen. Durch die bewusst offen gehaltene Gliederung werden bestimmte konzernrelevante Posten in der
Gesamtbilanz und der Gesamtergebnisrechnung nicht vorgegeben. Im Rahmen der Erprobung ist deutlich ge-
worden, dass weitere Positionen aufgenommen werden miissen. Dabei handelt es sich beispielsweise um den
Geschéfts- oder Firmenwert und den Unterschiedsbetrag aus der Kapitalkonsolidierung. Um eine Darstellung der
jeweiligen Positionen im Gesamtabschluss zu gewéhrleisten, kann auf die in der Anlage 6 (Positionenplan zum
kommunalen Gesamtabschluss) wiedergegebenen Erweiterungen der Bilanz- und Ergebnisrechnungspositio-
nen zurlickgegriffen werden. In diesen sind die bestehenden Mindestgliederungen der Gesamtbilanz und der
Gesamtergebnisrechnung um die entsprechenden Positionen fiir den Gesamtabschluss erweitert worden. Auler-
dem sind noch Unterpositionen zur Abgrenzung konsolidierungsrelevanter Sachverhalte eingefiigt. Diese Erweite-
rung kann ggf. als Ausgangspunkt fiir ein ,Konten-Mapping" innerhalb der Konsolidierungssoftwarelésungen der

Kommunen genutzt werden.

Vollkonsolidierung

Siehe hierzu die schematische Darstellung auf der nachfolgenden Seite:
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Krankenhaus Stadtwerke Wohnbauten Konzermutter
HE | HE | HE | KB |

|| | | || | |

Treffen von Mal nahmen zur Vorberaitung der Konsolidie rung
Z. B. Zwischenabsc hivss, Elnheiic el von Ansalz, Bewertung, Answels (Bianzpositionhen)

JL Jb  Jb  JL

Erstellung der HB/KE Il

(konsolidierungsfahiger Einzelabschiuss)

Aufdeckung ssdmtlicher stiller Reserven wnd Lasten
(Nepbewertung T8 Zeftwerten)

>

Erstellung der HB/KE il

Addition aller Enzelabschiusswe e

1

Summenahschluss

Kapitalkon- Schuldenkon-  Aufwands- und Er-  Zwischenergeb-
solidisring solidisring tragshonsolidisrung  niseliminie ring

Equity-Methode (Buchwertmethode nach BilMoG):

Die Erstkonsolidierung erfolgt mit den Anschaffungswerten zum Zeitpunkt des Unternehmenserwerbs.

1.

Beteiligungsbuchwert der Konzernmutter (Finanzanlage) in den Gesamtabschluss ibernehmen
Ermittlung des anteiligen Eigenkapitals am assoziierten Unternehmen

Ermittlung des Unterschiedsbetrages (UB) zwischen Beteiligungshuchwert und anteiligem Eigenkapital
Aufteilung des UB auf stille Reserven/Lasten und Geschéfts- oder Firmenwert in einer Nebenbuchhaltung

Ausweis des UB als Davon-Vermerk im Jahr der Erstkonsolidierung oder als Anhangsangabe (DRS 8 — Bi-
lanzierung von Anteilen an assoziierten Unternehmen im Konzernabschluss)

Fortschreibung des Beteiligungsbuchwertes in Folgejahren

Abschreibung der stillen Reserven/Lasten und des aktiven/passiven UB entsprechend den Nutzungsdauern
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Klassifizierung des Unterschiedsbetrages:

positiver hegativay
Geschafts- o Geschafts- o Anteiline stille
Firmenwert Firmenwert Resenen und
Lasten
Anteiline stille
Anschaffunos- Reseren und
kosten des ass. Lasten
LInternehmens 1 Anschaffungs-
Beteiligungs- kosten des ass.
huchwert Lnternehmens f Anteiliges
Beteiligungs- Eigenkapital
Anteiliges buchwert
Eigenkapital
III. Prozess der Gesamtabschluss-
erstellung (1)
Ausgangspunkt
Einzelabschliisse
KEBIHBI: \\
Vorbereitung der Aufstellung/ Addition der
Kommune K Konzerabschluss- Fortfiihrung KE!III einheitlichen
erstellung {sofern erforderlich) KBIVKEBII
KBl
Stadiwerke AG 'm Sty
einheitlicher abschluss:
Ansatz Stadtwerke AG + Kommune K
= Stadt-
Wohnbau- IM werke AG
gesensl::haﬂ mbH einheitliche > Im - Wohnbau—
Bewertung gesellschaft
I Wohnbau- mbH
Theater der m gesellschaft mbH = Theater der
Stadt K GmbH sinheitlicher Stadt K
Ausweis GmbH
Altenzentren Im = Altenzentren
{Eigenbetrieb) JZ:::;"LE'S';

Seite 14 | 20. Mai 2011| Herr Dr. Marc-Alexander Vaubel
Beispiel: Verfahren in der Gemeinde Boitzenburger Land

In den Probeabschliissen 2008 und 2009 wurde auf Neubewertungen verzichtet, da diese keinen
wesentlichen Erkenntnisgewinn bringen und zudem nur unter unvertretbar hohem Aufwand zu rea-
lisieren waren. Dieser hohe Aufwand ware dann wegen der Fortschreibung jedes Jahr neu zu be-
treiben und birgt damit fiir Folgejahre auch ein groRes Fehlerpotenzial. Insofern ist die HB | der
Tochter mit der HB Il identisch.
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Von den voll zu konsolidierenden Tdchtern werden alle Saldenangaben per Excel geliefert und
diese werden nach einer Umwandlung als csv-Datei eingelesen. Um die unterschiedlichen Konten
zu vereinheitlichen bietet die verwendete Software Kontenbrlcken an, die im Jahr 2009 noch ein-

mal in Abstimmung aller am Konzern Beteiligten Uberprift wurde.

Beispiele fur die Zusammenflhrung der Einzelabschliisse
Kontenbriicke Gemeinde/KEB Abwasser (teilweise)

O & B3 B v B\ 4% K §#& 2009 |3 e
IMandant-Nr.  andant Zielkonto
- FER ng Auberordentliche

2 KEB Abwaszzerentzorgng S265000 4617 Finzertrage van

2 kEB Abwaszerentzorgng S26R007 4517 Finzertrage van

2 KEB Abwaszerentzorgng S270a00 4711 Aklbivierte Eigenleistungen

2 KEB Abwaszzerentzongng S270900 4311 Yenwaltungzgebiibren

2 KEB Abwiaszerentzorgng 5270901 |4FE2 S dumnizzuzchlage

2KEE Abwiazzerentzongng 5270902 4FE2 S aumnizzuzchlage

2 KEB Abwaszerentzorgng 15270903 |4FE2 S dumnizzuzchlage

2KEE Abviazzerentzongng 5270904 4552 Séumniszuschlégé

2 KEB Abwaszzerentzorgng 5270905 |4FE2 S dumnizzuzchlage

2 KEB Abwaszzerentzongng 5270906 |4FE2 S dumnizzuzchlage

2 KEB Abwaszerentzorgng S270907 4862 S aumnizzuzchlage

2 KEB Abwaszzerentzongng 5270909 4862 S dumnizzuzchlage

2 KEB Abwiaszerentzorgng S270910 4311 Yenwaltungzgebuhren

2KEE Abviazzerentzongng 5273100 4592 Penodentremde ordentliche

2 KEB Abwaszerentzorgng 15275000 4411 Mieten und Pachten

2KEE Abwaszerentzongng 15373000 |4FER Weitere sonstige ordentlich

2 KEB Abwaszerentzorgng /5375000 :4411 Mieten und Pachten

w

|| >

oder Gemeinde/ KEB Wohnungen

T enplan

O & 8 B v B 4% K 2003 |8 e
Mandant-Hr. kandant Guelkanta Ziglkanta F.antenbezeichnung »
4 KEB "wWohnungswvenwaltung'' a0z 5211 Unterhaltung der Grundstiic
4 KER 'Wuhnungévelwaltung" 103 5211 Unterhaltung der Grundstiic
4 KER 'Wuhnungs:velwaltung" 104 5211 Unterhaltung der Grundstiic
4 KEB "wohnungsvenwaltung'' 2105 5211 Unterhaltung der Grundstiic
4 KEB "wohnungsvenwaltung' a107 5211 Unterhaltung der Grundstiic
4 KEB "wohnungsvenwaltung'' |B108 5211 Unterhaltung der Grundstiic
4 KEB "wohnungsvenwaltung'' l#10a 5211 Unterhaltung der Grundstiic
4 KEB "wohnungsvenwaltung'' #1100 441 Steuern, Wersicherungen,
4KEE "“wohnungsvenwalung' 8250 h429 'Sonstige .&ufwendungén fiit
4 KEB 'Wohnungéverwaltung" 8251 R429 Sonztige Aufwendungen il
4 KEB 'Wohnungéverwaltung" |a25R R429 Sonztige Aufwendungen fi
4 KEB "wohnungsvenwaltung'' 2290 R4RT Erstattungen an private
4 KEB "wohnungsvenwaltung'' 2549 Lirac) | Abgchreibungen auf daz
4 KEB "wohnungsvenwaltung'' |8mED LT Abgchreibungen auf
4 KEB "wohnungsvenwaltung'' |BR05 43 Geszchaftzaubwendungen
4 KEB "wohnungsvenwaltung'' |BR08 L | Gezchaftzaufwendungen
4KEB "wiohnungevenwalung ' la7on BR1Y 'Zinsaufwendungen an
4 KEB 'Wohnungé_verwaltung" :8?01 BR1T Zinzaufwendungen an
-
i 2
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Beim Einlesen der Salden von den Tdchtern werden diese dann in das Zielkonto umgewandelt.
Zur Prifung der Vollstandigkeit kdnnen dann die eingelesenen Einzelabschliisse noch einmal ver-
glichen werden. Ein Beispiel ist in der Anlage 7 (Abgleich EB Tochter) wiedergegeben. Bereits
im Vorfeld erfolgt die Saldenabstimmung mit den zu konsolidierenden Beteiligungen in Bezug auf
die Ergebniskonsolidierung: Uber Unterkonten und auch tiber die Abstimmung der Personenkon-
ten wird abgeglichen, ob im vergangenen Wirtschaftsjahr die Leistungsbeziehungen untereinander
uber einstimmen.

So ist die von der Tochter (KEB) zu zahlende Grundsteuer (Aufwand) in gleicher Hohe Ertrag bei
der Gemeinde als Mutter. Abwassergebuhren sind in gleicher Hohe Aufwand bei der Mutter, wie
Ertrag bei der Tochter.

Gleiches gilt fir die Konsolidierung im Bereich der Forderungen und Verbindlichkeiten.

Auftretende Differenzen sind zu klaren und kénnen z.B. auftreten, weil die Tochter noch in das alte
Jahr gebucht hat und die Mutter bereits im neuen Jahr. Die Differenzen werden entsprechend do-
kumentiert und (wenn Korrektur im Einzelabschluss nicht mehr maglich) im Rahmen des Konzern-
abschlusses vor der Schuldenkonsolidierung nachgeholt. Man spricht hierbei von unechten Auf-
rechnungsdifferenzen.

Es gibt auch echte Aufrechnungsdifferenzen, die nicht aus Buchungsproblemen, sondern aus un-
terschiedlichen Bilanzierungs- und Bewertungen resultieren. In diesen Fallen ist eine erfolgswirk-
same Verrechnung der Aufrechnungsdifferenzen erforderlich. Auch hier sind die Grinde fiir die

Differenzen zu klaren und zu dokumentieren.

Schematische Darstellung zur Verdeutlichung:

IV. Erstmalige Aufstellung - Aufwands- und
Ertragskonsolidierung (2)

Kommune K Stadtwerke Entsorgungs- Wohnbau-
AG betriebe gesellschaft

(Eigenbetrieb)

Kommune K - Strom- und Abwasser- Bereitstellung
Wasserlieferung | entsorgung Asylunterkiinfte
- etc.
Stadtwerke - Personal- Abwasser- Vermietung
AG gestellung entsorgung Immobilie
- etc.

Entsorgungs- - Ubernahme - Strom- und
betriebe Buchhaltung Wasserlieferung
(Eigenbetrieb) - Ubernahme - Abrechnung

Personal- Abwasser

abrechnung
ErschlieBungs- Ubernahme -Strom- und Abwasser-
gesellschaft Buchhaltung Wasserlisferung | entsorgung
GmbH -etc.

KoMMuNALES 7,
Seite 23 | 20. Mai 2011| Herr Dr. Marc-Alexander Vaubel L BILDUNGSWERK ¢. V.‘-,
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Um die Ordnungsmaéligkeit der ibermittelten Angaben der verbundenen Unternehmen sicherzustellen bietet es

sich an, die sachgerechte Umgliederung der erstellten KB-II sowie ER-II der verbundenen Unternehmen durch
den Abschlussprifer des Tochterunternehmens bestatigen zu lassen. Die verbundenen Unternehmen beim
Landkreis Dahme-Spreewald bermitteln die auf Grundlage der gepriften Jahresabschliisse erstellten KB-lI
sowie ER-II des auf den Abschlussstichtag folgenden Kalenderjahres an die Konsolidierungsstelle des Landkrei-
ses in Form der in der Anlage 4 (Meldebdgen Gesamtbilanz) beigefligten Formblétter.

Im Rahmen der Erstkonsolidierung stellen die assoziierten Unternehmen des Landkreises in Form eines Mel-

debogens eine Ubersicht tiber die im Unternehmen befindlichen Vermégensgegenstande und Schulden sowie die
zugehdrigen stillen Reserven und Lasten dar. Des Weiteren geben sie Auskunft iber die geplante verbleibende

Nutzungsdauer der Vermdgensgegenstande.

Die Werte fur die Folgekonsolidierung kénnen dann den Jahresabschliissen der assoziierten Unternehmen

entnommen werden. Nur Verénderungen in der Bewertung von Vermdgensgegenstanden, Verdnderungen im
Bereich der Nutzungsdauer sowie die Auflésung von stillen Reserven und Lasten sind mittels Meldebogen dem

Mutterunternehmen mitzuteilen

Anschauliche Beispiele fir die Aufwands- und Ertragskonsolidierung sowie die Schulden- und Kapitalkonsolidie-

rung finden sich in der Anlage 8 (Konsolidierungsbeispiele).

5 Beschlussfassung uber den Gesamtabschluss und Entlastung

GemaR § 83 Abs. 6 BbgKVerf hat die Vertretungskorperschaft bis zum 31. Dezember des auf das Haushaltsjahr
folgenden Jahres sowohl iiber den Gesamtabschluss als auch iber die Entlastung des Hauptverwaltungsbeam-
ten zu entscheiden. Die Bekanntmachung beider Beschliisse erfolgt 6ffentlich (§ 83 Abs. 7 Satz 1 BbgKVerf). Der
Beschluss (iber den Gesamtabschluss ist der zustandigen Kommunalaufsichtshehdrde vorzulegen. Der Be-
schluss uber die Entlastung des Hauptverwaltungsheamten ist der Kommunalaufsichtsbehorde mitzuteilen (8 83
Abs. 7 Satz 2 und 3 BbgKVerf).

Im Hinblick auf die Regelung des § 104 Abs. 4 BbgKVerf, wonach das Rechnungsprifungsamt die Ergebnisse
der Priifung des Jahresabschlusses und des Gesamtabschlusses in einem Schlussbericht zusammenfasst und
zugleich einen Beschlussvorschlag zu Entlastung des Hauptverwaltungsheamten abzugeben hat, wurde in der
Projektgruppe die Frage aufgeworfen, ob in dem Schlussbericht zwei Entlastungsvorschlége unterbreitet werden,

und wie zu verfahren ist, wenn die Entlastung nicht firr beide Abschliisse ausgesprochen werden kann. Dariiber
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hinaus ergibt sich die Frage, ob die Beschllisse tiber den Jahresabschluss (8 82 Abs. 4 BbgKVerf) und den Ge-
samtabschluss (8 83 Abs. 6 BbgKVerf) aufgrund des einheitlichen Schlussberichtes durch das RPA auch zu-
sammengefasst und in einem Beschluss festgelegt werden konnen. Da der zusammengefasste Beschluss des
RPA nicht zwangslaufig einen gemeinsamen Beschluss (iber den Jahresabschluss und den Gesamtabschluss
bedingt, sollten aus Griinden der Rechtssicherheit entsprechend den Vorgaben der 88 82 Abs. 4 und 83 Abs. 6
BbgKVerf jeweils einzelne Beschlusse gefasst werden.

Hinsichtlich der Entlastung des Hauptverwaltungsbeamten beim Gesamtabschluss wurde im Rahmen des Projek-
tes festgestellt, dass bei der Aufstellung des Gesamtabschlusses keine Geschéftsvorfélle anfallen, die eine Ent-

lastung erfordern. Aus diesem Grunde wird die Entlastung beim Gesamtabschluss als entbehrlich angesehen.

Im Rahmen einer Novellierung der haushaltswirtschaftlichen Vorschriften kénnen die vorstehenden Punkte auf-

gegriffen und notwendige Anpassungen gepruft werden.
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Anlagen

Anlage 1 - Formulare Gesamtbersichten (vgl. S. 5)

Anlage 2 - Gliederung der Kapitalflussrechnung (vgl. S. 16)

Anlage 3 — Gegenliberstellung der haushaltsrechtlichen Regelungen zu HGB (vgl. S. 23)
Anlage 4 - Meldebdgen Gesamtbilanz (vgl. S. 20 und S. 45)

Anlage 5 — Beispiele fiir die Festlegung von Verhéltniszahlen (Vgl. S. 29)

Anlage 6 - Positionenplan zum kommunalen Gesamtabschluss (vgl. S. 40)

Anlage 7 — Abgleich EB Tochter (vgl. S. 44)

Anlage 8 — Konsolidierungsbeispiele (vgl. S. 45)

Anlage 9- Gesamtergebnis (Erganzung zu Anlage 8)

Anlage 10 Geschéfts- oder Firmenwert (Erganzung zu Anlage 8)
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Stichwortverzeichnis

Anstalten des offentlichen Rechts 9
Beherrschende Beteiligungen 12
Beherrschender Einfluss 13
Priifungsgrundlagen 14
Buchungskonten
konsolidierungsrelevante ... 18
Eigenbetriebe 9
Eigengesellschaften 9
Einheitsgrundsatz 22
Equity-Methode 40
Anwendungsbereich 11
Eigenkapitalmethode 35
Gemeinschaftsunternehmen 9
Gesamtabschluss 14
Beschlussfassung 44
Entlastung 45
Ergebnis der Erprobung 23
Neubewertung 23
Stichtag 20
Verfahren 38
Gesamtanhang 17
Gesamtergebnisrechnung 15
Gesamtfinanzrechnung 15
Kapitalflussrechnung 15
Grundsatz der Stetigkeit 21
Grundsatz der Wesentlichkeit 7
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Grundsatz der Wirtschaftlichkeit 7
Grundsétze ordnungsgemé&Rer Buchflihrung 2, 4, 8
Grundsétze ordnungsmaRiger Konzernrechnungslegung 5
Handelsbilanz Il 24
Haushaltsrechtliche Vorschriften 2
intergenerative Gerechtigkeit 3
Kapitalflussrechnung siehe Gesamtfinanzrechnung
Konsolidierung 29
Aufwands- und Ertragseliminierung 33
Kapitalkonsolidierung 31
Mehrstufige Konzernorganisation 32
Schuldenkonsolidierung 32
Vollkonsolidierung 29, 30
Vollkonsolidierung (Schema) 39
Zwischenergebniseliminierung 34
Konsolidierungsbericht 16, 25
Konsolidierungsgrundséatze 3
Konsolidierungsschema 10
Konzern Kommune 2, 8, 16
MaRgeblicher Einfluss 14
Neubewertung siehe Gesamtabschluss
Ortliche Stiftungen 18
Vollkonsolidierung siehe Konsolidierung
Wesentlichkeit 24
Zweckverbande 10






Rechtsvorschriften (Ausziige)

BbgKVerf
(Anderungen aufgrund des Gesetzes vom 9. Januar 2012 (GVBI. 1/2012) sind hervorgehoben.)

§83
Gesamtabschluss, Konsolidierungsbericht

(1) Der Jahresabschluss der Gemeinde ist mit den nach Handels-, Eigenbetriebs- oder Haushaltsrecht aufzustellenden Jahresabschliis-
sen

1. der Unternehmen nach § 92 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 sowie der Unternehmen nach § 92 Absatz 2 Nummer 4, soweit
die Gemeinde beherrschend (§ 290 Absatz 2 bis 4 des Handelsgesetzbuches) oder mindestens malgeblich (§ 311 Ab-
satz 1 Satz 2 des Handelsgesetzbuches) beteiligt ist; fir mittelbare Beteiligungen gilt § 290 Absatz 1 bis 4 des Handelsge-
setzbuches,

2. anderer Unternehmen nach § 92 Abs. 2 Nr. 4, die von der Gemeinde gemeinsam mit Dritten gefilhrt werden (Gemein-
schaftsunternehmen), und

3. der Zweckverbande nach dem Gesetz (iber die kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg, bei denen die Ge-
meinde Mitglied ist; ausgenommen sind Zweckverbande, die ausschliefilich Beteiligungen an Sparkassen halten,

zu konsolidieren. Eine Konsolidierung mit Sparkassen erfolgt nicht.

(2) Der Stichtag firr den Gesamtabschluss ist auf den 31. Dezember des betreffenden Haushaltsjahres (§ 82 Abs. 1) zu legen. Soweit
die Jahresabschliisse nach Absatz 1 Satz 1 zum Zeitpunkt der Erstellung des Gesamtabschlusses der Gemeinde gemaf Absatz 5 nicht
geprtft wurden oder keiner Priifungspflicht unterliegen, sind jeweils die erstellten ungepriiften Jahresabschliisse zur Konsolidierung
heranzuziehen. Die Jahresabschliisse missen nicht in die Konsolidierung einbezogen werden, wenn sie fir die Verpflichtung, ein den
tatséchlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Gemeinde zu vermitteln, von geringer
Bedeutung sind.

(3) Die Jahresabschliisse der Unternehmen nach § 92 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 sowie der Unternehmen nach § 92 Absatz 2
Nummer 4 unter beherrschendem Einfluss der Gemeinde sind entsprechend den §§ 300 bis 309 des Handelsgesetzbuches zu
konsolidieren. Die Jahresabschliisse der Unternehmen unter mafRgeblichem Einfluss der Gemeinde, der Gemeinschaftsunternehmen
und der Zweckverbande sind entsprechend den 8§ 311 und 312 des Handelsgesetzbuches zu konsolidieren.

(4) Der Gesamtabschluss besteht aus:

1. der Gesamtergebnisrechnung,
2. der Gesamtfinanzrechnung,
3. der Gesamthilanz und
4. dem Konsolidierungsbericht.
Dem Gesamtabschluss sind als Anlagen beizufiigen:

der Gesamtanhang,

die Gesamtanlagenibersicht,

die Gesamtforderungstibersicht,

die Gesamtverbindlichkeiteniibersicht und

o > w e

der Beteiligungsbericht, soweit dieser nicht gemaR § 82 Abs. 2 erstellt wurde.

(5) Der Kédmmerer stellt den Entwurf des Gesamtabschlusses mit seinen Anlagen auf und legt den gepriiften Gesamtabschluss dem
Hauptverwaltungsheamten zur Feststellung vor. Der Hauptverwaltungsbeamte leitet den von ihm festgestellten Gesamtabschluss mit
seinen Anlagen der Gemeindevertretung rechtzeitig zur Beschlussfassung nach Absatz 6 zu.

(6) Die Gemeindevertretung beschlie3t iber den gepriften Gesamtabschluss bis spatestens zum 31. Dezember des auf das Haushalts-
jahr folgenden Jahres; zugleich entscheidet sie in einem gesonderten Beschluss (ber die Entlastung des Hauptverwaltungsbeamten.
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Verweigert die Gemeindevertretung die Entlastung oder spricht sie diese mit Einschrankungen aus, so hat sie dafiir die Griinde an-
zugeben.

(7) Die Beschliisse iiber den Gesamtabschluss und die Entlastung sind nach den fiir Satzungen geltenden Vorschriften éffentlich be-
kannt zu machen. Der Gesamtabschluss ist mit seinen Anlagen unverzlglich nach Beschluss der Kommunalaufsichtsbehdrde vorzule-
gen. Der Beschluss Uber die Entlastung ist der Kommunalaufsichtsbehérde mitzuteilen.

(8) Soweit sich nach der Erstellung des Gesamtabschlusses oder nach der Beschlussfassung tiber den Gesamtabschluss bei den in
Absatz 1 Satz 1 genannten Jahresabschliissen Verénderungen ergeben, die erhebliche Auswirkungen auf die Vermdgens-, Schulden-,
Ertrags- oder Finanzgesamtlage der Gemeinde haben oder haben kénnen, hat der Hauptverwaltungsbeamte der Gemeindevertretung
hierzu unverziglich zu berichten und einen Beschluss der Gemeindevertretung tber diesen Bericht herbeizufilhren. Der Bericht und der
Beschluss der Gemeindevertretung sind der Kommunalaufsichtsbehdrde vorzulegen. Die Sétze 1 und 2 finden entsprechende Anwen-
dung, soweit sich die wirtschaftliche Situation eines der in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 genannten Unternehmen oder einer der in Absatz 1
Satz 1 Nr. 3 genannten Zweckverbande im laufenden Haushaltsjahr unvorhergesehen verschlechtert, sodass unmittelbare und erhebli-
che Wirkungen fir die Haushaltswirtschaft der Gemeinde entstehen oder entstehen werden.

§104
Prifung des Jahresabschlusses und des Gesamtabschlusses

(1) Die Priifung des Jahresabschlusses und des Gesamtabschlusses hat sich darauf zu erstrecken, ob die gesetzlichen Vorschriften und

die sie ergénzenden ortsrechtlichen Vorschriften eingehalten worden sind. Es ist auch zu prifen, ob Risiken, die die stetige Aufgabener-
fullung und die Haushaltswirtschaft der Gemeinde geféhrden, zutreffend dargestellt sind.

@1
(3) Der Gesamtabschluss ist insbesondere daraufhin zu priifen, ob

1. erein den tats&chlichen Verhdltnissen entsprechendes Bild der Gesamtertrags-, Gesamtfinanz- und Gesamtvermdgens- und
Gesamtschuldenlage der Gemeinde unter Beachtung der Grundsétze ordnungsgemalier Buchfiihrung ergibt und

2. der Konsolidierungsbericht die Chancen und Risiken fiir die kiinftige Entwicklung der Gemeinde zutreffend darstellt.

(4) Die Ergebnisse der Prufung gemal den Absétzen 1 bis 3 sind zusammengefasst in einem Schlussbericht darzustellen. Der Schluss-
bericht hat eine Bewertung zum Jahresabschluss und zum Gesamtabschluss der Gemeinde einschlieBlich des Vorschlags zur Entlas-
tung des Hauptverwaltungsbeamten zu enthalten. Dem Hauptverwaltungsbeamten ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Der

Schlussbericht ist zusammen mit der Stellungnahme der Gemeindevertretung vorzulegen.

§92
Kommunale Unternehmen

(1) Die Gemeinde kann unter den Voraussetzungen des 8§ 91 zur wirtschaftlichen Betétigung auf der Grundlage eines Beschlusses der
Gemeindevertretung Unternehmen griinden.

(2) Unternehmen der Gemeinde kdnnen sein:
1. Unternehmen ohne eigene Rechtspersonlichkeit (Eigenbetriebe),

2. Unternehmen mit eigener Rechtspersonlichkeit in einer Form des 6ffentlichen Rechts (kommunale Anstalten des 6ffentlichen
Rechts - AGR),

3. Unternehmen mit eigener Rechtspersonlichkeit in einer Form des Privatrechts, deren Anteile vollstandig der Gemeinde gehéren
(Eigengesellschaften),
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4. Beteiligungen an Anstalten des 6ffentlichen Rechts und an Gesellschaften in privater Rechtsform.

(3) Vor der Griindung eines Unternehmens geméaR Absatz 2 Nr. 2 bis 4 soll die Gemeinde dieses Vorhaben in geeigneter Form &ffentlich
bekannt machen, verbunden mit der Aufforderung an private Dritte, eigene Angebote vorzulegen. Ist eine 6ffentliche Bekanntmachung
ungeeignet, so sind in einer unabhéngigen sachverstandigen Wirtschatftlichkeitsanalyse Unternehmensgriindung und potenzielle Privati-
sierungsalternativen zu vergleichen und zu bewerten. Der 6rtlichen Industrie- und Handelskammer beziehungsweise Handwerkskammer
istim Rahmen ihres jeweiligen Zustandigkeitshereiches Gelegenheit zur Stellungnahme zu der beabsichtigten Griindung zu geben. Vor
der Beschlussfassung iber die Unternehmensgriindung sind der Gemeindevertretung die Angebote privater Unternehmen beziehungs-
weise die Wirtschaftlichkeitsanalyse sowie die Stellungnahme der jeweiligen Kammer vorzulegen. Bei der Entscheidung sind die Grund-
sétze des § 91 Abs. 3 anzuwenden.

(4) Soweit die Erfullung des offentlichen Zwecks nicht beeintrachtigt wird und andere gesetzliche Vorschriften nicht entgegenstehen, soll
ein Jahresgewinn erwirtschaftet werden, der mindestens einer marktlblichen Verzinsung des Eigenkapitals entspricht.

(5) Die Beteiligung an einem Unternehmen und die wesentliche Erweiterung des Gesellschaftsgegenstandes stehen der Unternehmens-
grindung gleich.

(6) Bankunternehmen darf die Gemeinde nicht griinden, ibernehmen oder betreiben. Fiir das &ffentliche Sparkassenwesen gelten die
daflr erlassenen besonderen Vorschriften.

§141
Uberleitungs- und Ubergangsvorschriften

(1) bis (18)[...]
(19) Der Gesamtabschluss gemal § 83 ist erstmals spétestens fiir das Haushaltsjahr 2013 zu erstellen.

(20) Bei der Erstellung des Gesamtabschlusses gemaR § 83 sind die Zweckverbénde, die noch kameral buchen, nicht zu beriicksichti-
gen.

(21) Ergibt sich bei der Aufstellung spaterer Jahresabschliisse, dass in der Eréffnungshilanz Vermégensgegenstande, Sonderposten
oder Schulden fehlerhaft angesetzt worden sind oder der Ansatz zu Unrecht unterblieb, so ist der Wertansatz zu berichtigen oder nach-
zuholen, wenn es sich um einen wesentlichen Betrag handelt. Die Erdffnungshilanz gilt dann als geédndert. Eine Berichtigung kann letzt-
mals im vierten der Eréffnungshilanz folgenden Jahresabschluss vorgenommen werden. Vorherige Jahresabschliisse sind nicht zu
berichtigen.

(22) bis (24)[...]
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KomHKV

§62
Gesamtabschluss

Auf den Gesamtabschluss sind die Vorschriften tiber den Jahresabschluss der Gemeinden (Abschnitt 9) entsprechend anzuwenden,
soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.

§63
Gesamtbilanz

() In der Gesamtbilanz sind mindestens die in den Absétzen 2 und 3 bezeichneten Posten in der angegebenen Reihenfolge gesondert

auszuweisen.

(2) Aktivseite

1 Anlagevermogen

11 Immaterielle Vermdgensgegenstande

1.2 Sachanlagevermdgen

121  Grundstiicke, grundstiicksgleiche Rechte und Bauten einschlief3lich der Bauten auf fremdem Grund und Boden
122 Kunstgegenstande, Kulturdenkmaler

123  Fahrzeuge, Maschinen und technische Anlagen, Betriebs- und Geschaftsausstattung
124  Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau

13 Finanzanlagevermogen

131  Sondervermdgen

132  Anteile an verbundenen Unternehmen

133  Zweckverbdnde

134  Sonstige Beteiligungen

135  Wertpapiere des Anlagevermogens

1.3.6  Ausleihungen

2 Umlaufvermdgen

2.1 Vorrate

2.2 Forderungen

2.3 Wertpapiere des Umlaufvermdgens

24 Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks
3 Aktive Rechnungsabgrenzungsposten

(3) Passivseite

1

11
12
13
14
15
16
17

2
2.1

2.2
2.3

Eigenkapital

Basis-Reinvermdgen/Gezeichnetes Kapital
Kapitalriicklage

Ruicklagen aus Uberschiissen/Gewinnriicklage
Sonderrlicklagen

Ergebnisvortrag
Jahresfehlbetrag/Jahresiiberschuss
Ausgleichsposten fiir Anteile Dritter

Sonderposten
Sonderposten aus Zuweisungen der 6ffentlichen Hand

Sonderposten aus Beitrdgen, Baukosten- und Investitionszuschiissen
Sonstige Sonderposten
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3 Rickstellungen

31 Riickstellungen fiir Pensionen und &hnliche Verpflichtungen

3.2 Steuerriickstellungen

33 Sonstige Rickstellungen

4 Verbindlichkeiten

4.1 Anleihen

4.2 Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen und Rechtsgeschéften, die Kreditaufnahmen wirtschatftlich gleichkommen
4.3 Erhaltene Anzahlungen

44 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen

45 Ubrige Verbindlichkeiten

5 Passive Rechnungsabgrenzungsposten

8§ 64

Gesamtfinanzrechnung

Auf die Gesamtfinanzrechnung findet der Deutsche Rechnungslegungsstandard Nr. 2 (DRS 2) zur Kapitalflussrechnung in der vom
Bundesministerium der Justiz nach § 342 Abs. 2 des Handelsgesetzbuches bekannt gemachten Form entsprechende Anwendung.

865

Konsolidierungsbericht

(1) Im Konsolidierungsbericht ist anhand der letzten Jahresabschliisse der Gemeinde und der gemdR § 83 der Kommunalverfassung
des Landes Brandenburg zu konsolidierenden Unternehmen ein Gesamtiiberblick tiber die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Ge-

meinde darzustellen, so dass ein den tatséchlichen Verhaltnissen entsprechendes Gesamtbild vermittelt wird.

(2) AuRerdem sind, soweit sich dies nicht bereits aus dem nach § 83 Abs. 4 Satz 2 Nr. 5 der Kommunalverfassung des Landes Bran-
denburg beizufiigenden Beteiligungsbericht ergibt, insbesondere darzustellen:

1. Erlauterungen des Gesamtabschlusses bestehend aus
a) Informationen zur Abgrenzung des Konsolidierungskreises und zu den angewandten Konsolidierungsmethoden,
b) Erlauterungen zu den einzelnen Posten des Gesamtabschlusses sowie zu den Nebenrechnungen,
c) Einzelangaben zur Zusammensetzung wesentlicher Jahresabschlusspositionen;
2. Ausblick auf die kiinftige Entwicklung, insbesondere bestehend aus
a) Angaben (iber Vorgange von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss der Konsolidierungsperiode eingetreten sind,

b) Angaben (ber die erwartete Entwicklung wesentlicher Rahmenbedingungen, insbesondere lber die finanziellen und wirt-
schatftlichen Perspektiven und Risiken.
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§ 271 Beteiligungen. Verbundene Unternehmen

(1) Beteiligungen sind Anteile an anderen Unternehmen, die bestimmt sind, dem eigenen Geschéftsbetrieb durch Herstellung einer
dauernden Verbindung zu jenen Unternehmen zu dienen. Dabei ist es unerheblich, ob die Anteile in Wertpapieren verbrieft sind oder
nicht. Als Beteiligung gelten im Zweifel Anteile an einer Kapitalgesellschaft, die insgesamt den fiinften Teil des Nennkapitals dieser
Gesellschaft iberschreiten. Auf die Berechnung ist § 16 Abs. 2 und 4 des Aktiengesetzes entsprechend anzuwenden. Die Mitgliedschaft
in einer eingetragenen Genossenschaft gilt nicht als Beteiligung im Sinne dieses Buches.

(2) Verbundene Unternehmen im Sinne dieses Buches sind solche Unternehmen, die als Mutter- oder Tochterunternehmen (§ 290) in
den KonzernabschluR eines Mutterunternehmens nach den Vorschriften iber die Vollkonsolidierung einzubeziehen sind, das als obers-
tes Mutterunternehmen den am weitestgehenden Konzernabschluf? nach dem Zweiten Unterabschnitt aufzustellen hat, auch wenn die
Aufstellung unterbleibt, oder das einen befreienden KonzernabschluB nach § 291 oder nach einer nach § 292 erlassenen Rechtsverord-
nung aufstellt oder aufstellen kdnnte; Tochterunternehmen, die nach § 296 nicht einbezogen werden, sind ebenfalls verbundene Unter-
nehmen.

§ 290 Pflicht zur Aufstellung

(1) Die gesetzlichen Vertreter einer Kapitalgesellschaft (Mutterunternehmen) mit Sitz im Inland haben in den ersten finf Monaten des
Konzerngeschéftsjahrs fiir das vergangene Konzerngeschaftsjahr einen Konzernabschluss und einen Konzernlagebericht aufzustellen,
wenn diese auf ein anderes Unternehmen (Tochterunternehmen) unmittel- oder mittelbar einen beherrschenden Einfluss austiben kann.
Ist das Mutterunternehmen eine Kapitalgesellschaft im Sinn des § 325 Abs. 4 Satz 1, sind der Konzernabschluss sowie der Konzernla-
gebericht in den ersten vier Monaten des Konzerngeschéftsjahrs fir das vergangene Konzerngeschaftsjahr aufzustellen.

(2) Beherrschender Einfluss eines Mutterunternehmens besteht stets, wenn
1. ihm bei einem anderen Unternehmen die Mehrheit der Stimmrechte der Gesellschafter zusteht;

2. ihm bei einem anderen Unternehmen das Recht zusteht, die Mehrheit der Mitglieder des die Finanz- und Geschaftspolitik bestim-
menden Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans zu bestellen oder abzuberufen, und es gleichzeitig Gesellschafter ist;

3. ihm das Recht zusteht, die Finanz- und Geschéftspolitik auf Grund eines mit einem anderen Unternehmen geschlossenen Be-
herrschungsvertrages oder auf Grund einer Bestimmung in der Satzung des anderen Unternehmens zu bestimmen, oder

4. es bei wirtschaftlicher Betrachtung die Mehrheit der Risiken und Chancen eines Unternehmens tragt, das zur Erreichung eines
eng begrenzten und genau definierten Ziels des Mutterunternehmens dient (Zweckgesellschaft). Neben Unternehmen kdnnen
Zweckgesellschaften auch sonstige juristische Personen des Privatrechts oder unselbsténdige Sondervermdgen des Privatrechts,
ausgenommen Spezial-Sondervermdgen im Sinn des § 2 Abs. 3 des Investmentgesetzes, sein.

(3) Als Rechte, die einem Mutterunternehmen nach Absatz 2 zustehen, gelten auch die einem Tochterunternehmen zustehenden Rech-
te und die den fiir Rechnung des Mutterunternehmens oder von Tochterunternehmen handelnden Personen zustehenden Rechte. Den
einem Mutterunternehmen an einem anderen Unternehmen zustehenden Rechten werden die Rechte hinzugerechnet, iber die es oder
ein Tochterunternehmen auf Grund einer Vereinbarung mit anderen Gesellschaftern dieses Unternehmens verfiigen kann. Abzuziehen
sind Rechte, die
1. mit Anteilen verbunden sind, die von dem Mutterunternehmen oder von Tochterunternehmen fiir Rechnung einer anderen Person
gehalten werden, oder

2. mit Anteilen verbunden sind, die als Sicherheit gehalten werden, sofern diese Rechte nach Weisung des Sicherungsgebers oder,
wenn ein Kreditinstitut die Anteile als Sicherheit fir ein Darlehen halt, im Interesse des Sicherungsgebers ausgetibt werden.

(4) Welcher Teil der Stimmrechte einem Unternehmen zusteht, bestimmt sich fiir die Berechnung der Mehrheit nach Absatz 2 Nr. 1 nach
dem Verhaltnis der Zahl der Stimmrechte, die es aus den ihm gehérenden Anteilen austiben kann, zur Gesamtzahl aller Stimmrechte.
Von der Gesamtzahl aller Stimmrechte sind die Stimmrechte aus eigenen Anteilen abzuziehen, die dem Tochterunternehmen selbst,
einem seiner Tochterunternehmen oder einer anderen Person fiir Rechnung dieser Unternehmen gehéren.

[nicht anwendbar]
(5) Ein Mutterunternehmen ist von der Pflicht, einen Konzernabschluss und einen Konzernlagebericht aufzustellen, befreit, wenn es nur
Tochterunternehmen hat, die gemal § 296 nicht in den Konzernabschluss einbezogen werden brauchen.

8 300 Konsolidierungsgrundsétze. Vollstandigkeitsgebot
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(1) In dem Konzernabschluf? ist der JahresabschluR des Mutterunternehmens mit den Jahresabschliissen der Tochterunternehmen
zusammenzufassen. An die Stelle der dem Mutterunternehmen gehdérenden Anteile an den einbezogenen Tochterunternehmen treten
die Vermdgensgegenstande, Schulden, Rechnungsabgrenzungsposten und Sonderposten der Tochterunternehmen, soweit sie nach
dem Recht des Mutterunternehmens bilanzierungsfahig sind und die Eigenart des Konzernabschlusses keine Abweichungen bedingt
oder in den folgenden Vorschriften nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die Vermdgensgegenstande, Schulden und Rechnungsabgrenzungsposten sowie die Ertrage und Aufwendungen der in den Kon-
zernabschluR einbezogenen Unternehmen sind unabhéngig von ihrer Beriicksichtigung in den Jahresabschliissen dieser Unternehmen
vollstédndig aufzunehmen, soweit nach dem Recht des Mutterunternehmens nicht ein Bilanzierungsverbot oder ein Bilanzierungswahl-
recht besteht. Nach dem Recht des Mutterunternehmens zuléssige Bilanzierungswahlrechte diirfen im KonzernabschluRR unabhéngig
von ihrer Ausiibung in den Jahresabschliissen der in den Konzernabschluf? einbezogenen Unternehmen ausgelibt werden. Ansétze, die
auf der Anwendung von fur Kreditinstitute oder Versicherungsunternehmen wegen der Besonderheiten des Geschéftszweigs geltenden
Vorschriften beruhen, dirfen beibehalten werden; auf die Anwendung dieser Ausnahme ist im Konzernanhang hinzuweisen.

§ 301 Kapitalkonsolidierung

(1) Der Wertansatz der dem Mutterunternehmen gehdrenden Anteile an einem in den Konzernabschlul? einbezogenen Tochterunter-
nehmen wird mit dem auf diese Anteile entfallenden Betrag des Eigenkapitals des Tochterunternehmens verrechnet. Das Eigenkapital
ist mit dem Betrag anzusetzen, der dem Zeitwert der in den Konzernabschluss aufzunehmenden Vermdgensgegensténde, Schulden,
Rechnungsabgrenzungsposten und Sonderposten entspricht, der diesen an dem fiir die Verrechnung nach Absatz 2 maRgeblichen
Zeitpunkt beizulegen ist. Rickstellungen sind nach § 253 Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 2 und latente Steuern nach § 274 Abs. 2 zu bewer-
ten.

(2) Die Verrechnung nach Absatz 1 ist auf Grundlage der Wertansétze zu dem Zeitpunkt durchzufiihren, zu dem das Unternehmen
Tochterunternehmen geworden ist. Kdnnen die Wertansétze zu diesem Zeitpunkt nicht endg(iltig ermittelt werden, sind sie innerhalb der
darauf folgenden zwdlf Monate anzupassen. Ist ein Mutterunternehmen erstmalig zur Aufstellung eines Konzernabschlusses verpflichtet,
sind die Wertansétze zum Zeitpunkt der Einbeziehung des Tochterunternehmens in den Konzernabschluss zugrunde zu legen, soweit
das Unternehmen nicht in dem Jahr Tochterunternehmen geworden ist, fir das der Konzernabschluss aufgestellt wird. Das Gleiche gilt
fir die erstmalige Einbeziehung eines Tochterunternehmens, auf die bisher gemald § 296 verzichtet wurde.

(3) Ein nach der Verrechnung verbleibender Unterschiedsbetrag ist in der Konzernbilanz, wenn er auf der Aktivseite entsteht, als Ge-
schafts- oder Firmenwert und, wenn er auf der Passivseite entsteht, unter dem Posten ,Unterschiedsbetrag aus der Kapitalkonsolidie-
rung“ nach dem Eigenkapital auszuweisen. Der Posten und wesentliche Anderungen gegeniiber dem Vorjahr sind im Anhang zu erldu-
tern.

(4) Anteile an dem Mutterunternehmen, die einem in den Konzernabschluss einbezogenen Tochterunternehmen gehdren, sind in der
Konzernbilanz als eigene Anteile des Mutterunternehmens mit inrem Nennwert oder, falls ein solcher nicht vorhanden ist, mit ihrem
rechnerischen Wert, in der Vorspalte offen von dem Posten ,Gezeichnetes Kapital abzusetzen.

§ 302 weggefallen

§ 303 Schuldenkonsolidierung
(1) Ausleihungen und andere Forderungen, Rickstellungen und Verbindlichkeiten zwischen den in den Konzernabschlu einbezogenen
Unternehmen sowie entsprechende Rechnungsabgrenzungsposten sind wegzulassen.

(2) Absatz 1 braucht nicht angewendet zu werden, wenn die wegzulassenden Betrdge fir die Vermittlung eines den tatséchlichen Ver-
haltnissen entsprechenden Bildes der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns nur von untergeordneter Bedeutung sind.

§ 304 Behandlung der Zwischenergebnisse

(1) In den Konzernabschluf? zu ibernehmende Vermdgensgegenstinde, die ganz oder teilweise auf Lieferungen oder Leistungen zwi-

schen in den KonzernabschluR einbezogenen Unternehmen beruhen, sind in der Konzernbilanz mit einem Betrag anzusetzen, zu dem

sie in der auf den Stichtag des Konzernabschlusses aufgestellten Jahreshilanz dieses Unternehmens angesetzt werden kénnten, wenn
die in den Konzernabschlu einbezogenen Unternehmen auch rechtlich ein einziges Unternehmen bilden wiirden.

(2) Absatz 1 braucht nicht angewendet zu werden, wenn die Behandlung der Zwischenergebnisse nach Absatz 1 fir die Vermittlung

eines den tats&chlichen Verhaltnissen entsprechenden Bildes der Vermégens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns nur von unterge-
ordneter Bedeutung ist.

§ 305 Aufwands- und Ertragskonsolidierung
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(1) In der Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung sind

1. bei den Umsatzerlésen die Erlése aus Lieferungen und Leistungen zwischen den in den Konzernabschlu3 einbezogenen Unter-
nehmen mit den auf sie entfallenden Aufwendungen zu verrechnen, soweit sie nicht als Erhéhung des Bestands an fertigen und
unfertigen Erzeugnissen oder als andere aktivierte Eigenleistungen auszuweisen sind,

2. andere Ertrdge aus Lieferungen und Leistungen zwischen den in den KonzernabschluR einbezogenen Unternehmen mit den auf
sie entfallenden Aufwendungen zu verrechnen, soweit sie nicht als andere aktivierte Eigenleistungen auszuweisen sind.

(2) Aufwendungen und Ertrage brauchen nach Absatz 1 nicht weggelassen zu werden, wenn die wegzulassenden Betrége fiir die Ver-
mittlung eines den tatséchlichen Verhaltnissen entsprechenden Bildes der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns nur von
untergeordneter Bedeutung sind.

§ 306 Latente Steuern

Flhren MaBnahmen, die nach den Vorschriften dieses Titels durchgefiihrt worden sind, zu Differenzen zwischen den handelsrechtlichen
Wertansatzen der Vermdgensgegensténde, Schulden oder Rechnungsabgrenzungsposten und deren steuerlichen Wertansatzen und
bauen sich diese Differenzen in spéteren Geschaftsjahren voraussichtlich wieder ab, so ist eine sich insgesamt ergebende Steuerbelas-
tung als passive latente Steuern und eine sich insgesamt ergebende Steuerentlastung als aktive latente Steuern in der Konzernbilanz
anzusetzen. Die sich ergebende Steuerbe- und die sich ergebende Steuerentlastung kénnen auch unverrechnet angesetzt werden.
Differenzen aus dem erstmaligen Ansatz eines nach § 301 Abs. 3 verbleibenden Unterschiedsbetrages bleiben unberiicksichtigt. Das
Gleiche gilt fur Differenzen, die sich zwischen dem steuerlichen Wertansatz einer Beteiligung an einem Tochterunternehmen, assoziier-
ten Unternehmen oder einem Gemeinschaftsunternehmen im Sinn des § 310 Abs. 1 und dem handelsrechtlichen Wertansatz des im
Konzernabschluss angesetzten Nettovermdgens ergeben. 8 274 Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden. Die Posten diirfen mit den Pos-
ten nach § 274 zusammengefasst werden.

§ 307 Anteile anderer Gesellschafter

(2) In der Konzernbilanz ist fur nicht dem Mutterunternehmen gehérende Anteile an in den Konzernabschluf? einbezogenen Tochterun-
ternehmen ein Ausgleichsposten firr die Anteile der anderen Gesellschafter in Hohe ihres Anteils am Eigenkapital unter entsprechender
Bezeichnung innerhalb des Eigenkapitals gesondert auszuweisen.

(2) In der Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung ist der im Jahresergebnis enthaltene, anderen Gesellschaftern zustehende Gewinn
und der auf sie entfallende Verlust nach dem Posten "Jahrestiberschu3/Jahresfehlbetrag” unter entsprechender Bezeichnung gesondert
auszuweisen.

§ 308 Einheitliche Bewertung

(1) Die in den KonzernabschluR nach § 300 Abs. 2 ibernommenen Vermdgensgegenstande und Schulden der in den Konzernabschlufy
einbezogenen Unternehmen sind nach den auf den Jahresabschluf? des Mutterunternehmens anwendbaren Bewertungsmethoden
einheitlich zu bewerten. Nach dem Recht des Mutterunternehmens zuldssige Bewertungswahlrechte kdnnen im Konzernabschluf unab-
hangig von ihrer Ausiibung in den Jahresabschliissen der in den Konzernabschlul? einbezogenen Unternehmen ausgetibt werden.
Abweichungen von den auf den Jahresabschluf des Mutterunternehmens angewandten Bewertungsmethoden sind im Konzernanhang
anzugeben und zu begriinden.

(2) Sind in den KonzernabschluB aufzunehmende Vermdgensgegensténde oder Schulden des Mutterunternehmens oder der Tochterun-
ternehmen in den Jahresabschliissen dieser Unternehmen nach Methoden bewertet worden, die sich von denen unterscheiden, die auf
den Konzernabschlu? anzuwenden sind oder die von den gesetzlichen Vertretern des Mutterunternehmens in Ausiibung von Bewer-
tungswahlrechten auf den Konzernabschluf? angewendet werden, so sind die abweichend bewerteten Vermdgensgegenstande oder
Schulden nach den auf den Konzernabschluf? angewandten Bewertungsmethoden neu zu bewerten und mit den neuen Wertansatzen in
den KonzernabschluR zu ibernehmen. Wertansétze, die auf der Anwendung von fir Kreditinstitute oder Versicherungsunternehmen
wegen der Besonderheiten des Geschéftszweigs geltenden Vorschriften beruhen, diirfen beibehalten werden; auf die Anwendung dieser
Ausnahme ist im Konzernanhang hinzuweisen. Eine einheitliche Bewertung nach Satz 1 braucht nicht vorgenommen zu werden, wenn
ihre Auswirkungen fiir die Vermittlung eines den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechenden Bildes der Vermdgens-, Finanz- und Er-
tragslage des Konzerns nur von untergeordneter Bedeutung sind. Dariiber hinaus sind Abweichungen in Ausnahmeféllen zuléssig; sie
sind im Konzernanhang anzugeben und zu begriinden.

(3) weggefallen
§ 308a Umrechnung von auf fremde Wéhrung lautenden Abschliissen

Die Aktiv- und Passivposten einer auf fremde Wahrung lautenden Bilanz sind, mit Ausnahme des Eigenkapitals, das zum historischen
Kurs in Euro umzurechnen ist, zum Devisenkassamittelkurs am Abschlussstichtag in Euro umzurechnen. Die Posten der Gewinn- und
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Verlustrechnung sind zum Durchschnittskurs in Euro umzurechnen. Eine sich ergebende Umrechnungsdifferenz ist innerhalb des Kon-
zerneigenkapitals nach den Riicklagen unter dem Posten ,Eigenkapitaldifferenz aus Wahrungsumrechnung” auszuweisen. Bei teilwei-
sem oder vollstandigem Ausscheiden des Tochterunternehmens ist der Posten in entsprechender Hohe erfolgswirksam aufzul6sen.

§ 309 Behandlung des Unterschiedsbetrags

(1) Die Abschreibung eines nach § 301 Abs. 3 auszuweisenden Geschéfts- oder Firmenwertes bestimmt sich nach den Vorschriften des
Ersten Abschnitts. (2) Ein nach § 301 Abs. 3 auf der Passivseite auszuweisender Unterschiedsbetrag darf ergebniswirksam nur aufge-
l6st werden, soweit

1. eine zum Zeitpunkt des Erwerbs der Anteile oder der erstmaligen Konsolidierung erwartete ungunstige Entwicklung der kinftigen
Ertragslage des Unternehmens eingetreten ist oder zu diesem Zeitpunkt erwartete Aufwendungen zu beriicksichtigen sind oder

2. am AbschluBstichtag feststeht, daf3 er einem realisierten Gewinn entspricht.

§310

(1) Fuhrt ein in einen Konzernabschlul? einbezogenes Mutter- oder Tochterunternehmen ein anderes Unternehmen gemeinsam mit
einem oder mehreren nicht in den Konzernabschlul? einbezogenen Unternehmen, so darf das andere Unternehmen in den Konzer-
nabschlu entsprechend den Anteilen am Kapital einbezogen werden, die dem Mutterunternehmen

gehoren.

(2) Auf die anteilm&Rige Konsolidierung sind die §§ 297 bis 301, §§ 303 bis 306, 308, 308a, 309 entsprechend anzuwenden.

§ 311 Definition. Befreiung

(1) Wird von einem in den KonzernabschluRR einbezogenen Unternehmen ein maRgeblicher Einfluf auf die Geschéfts- und Finanzpolitik
eines nicht einbezogenen Unternehmens, an dem das Unternehmen nach § 271 Abs. 1 beteiligt ist, ausgeilbt (assoziiertes Unterneh-
men), so ist diese Beteiligung in der Konzernbilanz unter einem besonderen Posten mit entsprechender Bezeichnung auszuweisen. Ein
mafigeblicher Einflul wird vermutet, wenn ein Unternehmen bei einem anderen Unternehmen mindestens den finften Teil der Stimm-
rechte der Gesellschafter innehat.

(2) Auf eine Beteiligung an einem assoziierten Unternehmen brauchen Absatz 1 und § 312 nicht angewendet zu werden, wenn die
Beteiligung fir die Vermittlung eines den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechenden Bildes der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage
des Konzerns von untergeordneter Bedeutung ist.

§ 312 Wertansatz der Beteiligung und Behandlung des Unterschiedsbetrags

(1) Eine Beteiligung an einem assoziierten Unternehmen ist in der Konzernbilanz mit dem Buchwert anzusetzen. Der Unterschiedsbe-
trag zwischen dem Buchwert und dem anteiligen Eigenkapital des assoziierten Unternehmens sowie ein darin enthaltener Geschéfts-
oder Firmenwert oder passiver Unterschiedsbetrag sind im Konzernanhang anzugeben.

(2) Der Unterschiedsbetrag nach Absatz 1 Satz 2 ist den Wertansétzen der Vermdgensgegenstande, Schulden, Rechnungsabgren-
zungsposten und Sonderposten des assoziierten Unternehmens insoweit zuzuordnen, als deren beizulegender Zeitwert hdher oder
niedriger ist als ihr Buchwert. Der nach Satz 1 zugeordnete Unterschiedsbetrag ist entsprechend der Behandlung der Wertansétze
dieser Vermégensgegenstande, Schulden, Rechnungsabgrenzungsposten und Sonderposten im Jahresabschluss des assoziierten
Unternehmens im Konzernabschluss fortzufiihren, abzuschreiben oder aufzulésen. Auf einen nach Zuordnung nach Satz 1 verbleiben-
den Geschéfts- oder Firmenwert oder passiven Unterschiedsbetrag ist § 309 entsprechend anzuwenden. § 301 Abs. 1 Satz 3 ist ent-
sprechend anzuwenden.

(3) Der Wertansatz der Beteiligung und der Unterschiedsbetrag sind auf der Grundlage der Wertansétze zu dem Zeitpunkt zu ermitteln,
zu dem das Unternehmen assoziiertes Unternehmen geworden ist. Kénnen die Wertansétze zu diesem Zeitpunkt nicht endgiltig ermit-
telt werden, sind sie innerhalb der darauf folgenden zwdélf Monate anzupassen.

(4) Der nach Absatz 1 ermittelte Wertansatz einer Beteiligung ist in den Folgejahren um den Betrag der Eigenkapitalveranderungen, die
den dem Mutterunternehmen gehérenden Anteilen am Kapital des assoziierten Unternehmens entsprechen, zu erhdhen oder zu ver-
mindern; auf die Beteiligung entfallende Gewinnausschittungen sind abzusetzen. In der Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung ist das
auf assoziierte Beteiligungen entfallende Ergebnis unter einem gesonderten Posten auszuweisen.

(5) Wendet das assoziierte Unternehmen in seinem Jahresabschluf? vom Konzernabschlu abweichende Bewertungsmethoden an, so
kénnen abweichend bewertete Vermdgensgegenstande oder Schulden fir die Zwecke der Absétze 1 bis 4 nach den auf den Konzer-
nabschlul angewandten Bewertungsmethoden bewertet werden. Wird die Bewertung nicht angepal3t, so ist dies im Konzernanhang
anzugeben. § 304 (iber die Behandlung der Zwischenergebnisse ist entsprechend anzuwenden, soweit die filr die Beurteilung maRgebli-
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chen Sachverhalte bekannt oder zugénglich sind. Die Zwischenergebnisse diirfen auch anteilig entsprechend den dem Mutterunterneh-
men gehdrenden Anteilen am Kapital des assoziierten Unternehmens weggelassen werden.

(6) Es ist jeweils der letzte Jahresabschlu3 des assoziierten Unternehmens zugrunde zu legen. Stellt das assoziierte Unternehmen
einen Konzernabschluf? auf, so ist von diesem und nicht vom Jahresabschlu3 des assoziierten Unternehmens auszugehen.
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§ 83 Abs. 4 BbgKVerf:

Der Gesamtabschluss besteht aus:
- der Gesamtergebnisrechnung,
- der Gesamtfinanzrechnung,
- der Gesamtbilanz und
- dem Konsolidierungsbericht.

Dem Gesamtabschluss sind als Anlagen beizufligen:
- der Gesamtanhang,
- die Gesamtanlagenibersicht,
- die Gesamtforderungsubersicht,
- die Gesamtverbindlichkeitenibersicht und
- der Beteiligungsbericht.

Beachtlich ist auBerdem § 62 KomHKYV, wonach die Vorschriften iiber den Jahresabschluss entsprechend anzuwenden sind. Daraus folgt unter Anderem, dass die
fr den Jahresabschluss verbindlich vorgegebenen Muster mit der darin enthaltenen Mindestgliederung zu verwenden waren. Die Gesamtbilanz ist gem. § 63
KomHKYV jedoch in einigen Bereichen wesentlich starker aggregiert, so dass hier gesonderte Muster vorgesehen werden sollten.

| obejuy



Gesamtanlagenubersicht

Haushaltsjahr 20..
-in EUR -
Anschaffungs- und Herstellungskosten Abschreibungen Buchwert
Stand am Zugange Abgénge Umbuchungen Stand am Abschrei- Zuschreibun- Abschreibun- Kumulierte am31.12des | am 31.12. des dem
- 31.12. des im Haushalts- im Haushalts- im Haushalts- 31.12. des bungen im gen im Haus- gen auf Abschreibun- Haushaltsjah- Gesamtabschluss
Anlagevermadgen dem Gesamt- jahr*t jahr* jahr* Haushaltsjah- | Haushalts- haltsjahr* Abgénge im gen res* vorangehenden
abschluss res* jahr* Haushaltsjahr* aus Vorjah- Haushaltsjahres
vorangehenden ren)
Haushaltsjah-
res
+ . +/- A, + . A,
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11

Immaterielle Vermdgensgegenstan-
de

Sachanlagevermégen

Grundstiicke, grundstlicksgleiche
Rechte und Bauten einschlieBlich
der Bauten auf fremdem Grund
und Boden

Kunstgegensténde, Kulturdenkma-
ler

Fahrzeuge, Maschinen und techni-
sche Anlagen, Betriebs- und Ge-
schaftsausstattung

Geleistete Anzahlungen, Anlagen
im Bau

Finanzanlagevermégen

Rechte an Sondervermdgen

Anteile an verbundenen Unternehmen

Mitgliedschaft in Zweckverbanden

Anteile an sonstigen Beteiligungen

1* Anzugeben sind die Betrage des Haushaltsjahres, fiir das der Gesamtabschluss erstellt wird
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Anschaffungs- und Herstellungskosten Abschreibungen Buchwert
Stand am Zugange Abgénge Umbuchungen Stand am Abschrei- Zuschreibun- Abschreibun- Kumulierte am31.12des | am 31.12. des dem
- 31.12. des im Haushalts- im Haushalts- im Haushalts- 31.12. des bungen im gen im Haus- gen auf Abschreibun- Haushaltsjah- Gesamtabschluss
Anlagevermogen dem Gesamt- jahr*t jahr* jahr* Haushaltsjah- | Haushalts- haltsjahr* Abgénge im gen res* vorangehenden
abschluss res* jahr* Haushaltsjahr* Haushaltsjahres
vorangehenden
Haushaltsjah-
res
+ 1. +/- 1. + A .
1 2 3 5 6 7 8 9 10 11
Wertpapiere des Anlagevermégens
Ausleihungen
Gesamtsumme Anlagevermdgen:
Gesamtorderungsiibersicht
Haushaltsjahr 20..
- TEUR -
Stand zum Stand zum mit einer Restlaufzeit von Mehr (+) /
31.12. 31.12. Weniger (-)
des des abge- bis zu einem bis mehr als ggi. Vorjahr
dem Gesamt- schlossenen | einem Jahr | fiinf Jahren | fiinf Jahren
Forderungen abschluss | Haushaltsjah-
vorangehen- res
den Haus-
haltsjahres
1 2 3 4 5 6
Gesamtsumme Forderungen:
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Gesamtverbindlichkeitentibersicht

Haushaltsjahr 20..
- TEUR -
Stand zum Stand zum Stand zum mit einer Restlaufzeit von
31.12. des 31.12. des 31.12. des bis zu einem bis mehr als
Vorvorjahres dem Gesamt- | Haushaltsjah- | einem Jahr | fiinf Jahren | fiinf Jahren
abschluss res
Art der Verbindlichkeiten vorangehen-
den Haus-
haltsjahres
1 2 3 4 5 6
Anleihen
Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen
und Rechtsgeschaften, die Kreditauf-
nahmen wirtschaftlich gleichkommen
erhaltene Anzahlungen
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und
Leistungen
Ubrige Verbindlichkeiten
Gesamtsumme Verbindlichkeiten:
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Anlage 2

Gliederung der Kapitalflussrechnung

Periodenergebnis vor auflerordentlichen Posten
Abschreibungen/Zuschreibungen auf das Anlagevermdgen
Zunahme/Abnahme der Riickstellungen

sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen/Ertrige

Verlust/Gewinn aus dem Abgang von Anlagevermdgen

Abnahme/Zunahme der Vorrite, Forderungen aus Lieferungen und Leistun-
gen sowie anderer Aktiva, die nicht der Investitions- oder Finanzierungstitig-
keit zuzuordnen sind

7. +  Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
sowie anderer Passiva, die nicht der Investitions- oder Finanzierungstatigkeit
zuzuordnen sind

SNk WD =
HoHH R

8. +  Ein- und Auszahlungen aus aullerordentlichen Positionen

9. =  Cashflow aus laufender Geschiiftstitigkeit (Summe aus 1 bis 8)
10. Einzahlungen aus Abgéngen des Sachanlagevermogens

11. Auszahlungen fiir Investitionen in das Sachanlagevermogen

_.I_ 1

12. Einzahlungen aus Abgidngen des immateriellen Anlagevermdgens

13. - Auszahlungen fiir Investitionen in das immaterielle Anlagevermodgen

14. +  Einzahlungen aus Abgéngen des Finanzanlagevermogens

15. - Auszahlungen fiir Investitionen in das Finanzanlagevermogen

16. +  Einzahlungen aus dem Verkauf von konsolidierten Unternehmen und sonsti-

gen Geschiftseinheiten

17. - Auszahlungen aus dem Erwerb von konsolidierten Unternehmen und sonsti-
gen Geschiftseinheiten

18. +  FEinzahlungen aufgrund von Finanzmittelanlagen im Rahmen der kurzfristigen

Finanzdisposition

19. - Auszahlungen aufgrund von Finanzmittelanlagen im Rahmen der kurzfristi-
gen Finanzdisposition

20. = Cashflow aus der Investitionstitigkeit (Summe aus 10 bis 19)

21. Einzahlungen aus Eigenkapitalzufiihrungen

22, - Auszahlungen an Unternehmenseigner und Minderheitsgesellschafter

23. +  Einzahlungen aus der Begebung von Anleihen und der Aufnahme von (Fi-
nanz-)Krediten

24, - Auszahlungen aus der Tilgung von Anleihen und der Aufnhahme von (Finanz-
)Krediten

25. = Cashflow aus der Finanzierungstitigkeit (Summe aus 21 bis 24)

26. Zahlungswirksame Verdnderungen des Finanzmittelfonds (Summe aus 9., 20.
und 25.)

27. £+  Wechselkurs-, konsolidierungskreis- und bewertungsbedingte Anderungen
des Finanzmittelfonds
28. +  Finanzmittelfonds am Anfang der Periode

29, = Finanzmittelfonds am Ende der Periode

In der vorstehenden Ubersicht wird die Mindestgliederung der Kapitalflussrechnung dargestellt. Diese

kann entsprechend den jeweiligen Erfordernissen angepasst und tiefer untergliedert werden.



Anlage 3: Gegeniiberstellung Vorschriften zur Bilanzierung nach brandenburgischem Haushaltsrecht und Regelungen nach HGB

Nr. | Sachverhalt | BbgKVerf/ KomHKV | HGB nach BilMoG | Steuerbilanz | Vorgaben Gesamtabschluss LHP
Ansatz
1 Disagio § 53 Abs. 3 KomHKYV Disagio als|§ 250 Abs. 3 HGB Wahlrecht § 6 Abs. 1 Ziffer 3 EStG Aktivierungspflicht fiir Disagio
aktiver RAP Pflicht Disagio als aktiver RAP Aktivierungspflicht
2 Ingangsetzungs- und keine Regelung,daher sind diese |§ 269 HGB aufgehoben, Aktivierungsverbot (kein Aktivierungsverbot fiir Ingangsetzungs- und
erweiterungsaufwendungen als Aufwendungen zu erfassen |Aktivierungsverbot Wirtschaftsgut) Erweiterungsaufwendungen
3 Derivativer Geschafts- oder keine Regelung § 246 Abs. 1 Satz 4 HGB § 5 Abs. 2 EStG Aktivierungsverbot fiir entgeltlich erworbenen
Firmenwert (aus Aktivierungspflicht fiir entgeltlich |Aktivierungspflicht fiir entgeltlich  |Geschéfts- oder Firmenwert (aus
Einzelabschluss) erworbenen Geschéfts- oder erworbenen Geschafts- oder Einzelabschluss)
Firmenwert Firmenwert (Verzicht auf Anpassung fiir Zeit vor
Erstkonsolidierung)
4 Sonderposten mit keine Regelung § 247 Abs. 3 HGB und § 273 Passivierungsverbot fir Sonderposten mit
Rucklageanteil HGB aufgehoben, Rucklageanteil
Passivierungsverbot
5 Erhaltene Zuwendungen fir § 47 Abs. 4 KomHKV keine Vorgaben, z.T. EStR 6.5 Abs. 2 Wahlrecht zur Passivierungspflicht fur erhaltene
Investitionen Passivierungspflicht fur Anwendung HFA 1/1984 erfolgswirksamen Vereinnahmung |Zuwendungen Dritter fir Investitionen und
erhaltene Zuwendungen Dritter |Wahlrecht aktivische Kurzung bzw. erfolgsneutrale Behandlung [InvestitionsférderungsmalRnahmen sowie
fur Investitionen und der Anschaffungs- und durch Kuirzung der AHK Beitrdge und Baukostenzuschusse (Verzicht
Investitionsférderungsmal- Herstellungskosten oder Ansatz auf Anpassung fur Zeit vor
nahmen sowie Beitrage und Sonderposten und zeitanteilig Erstkonsolidierung)
Baukostenzuschiisse Uber GuV auflésen
6 Rickstellungen fiir § 48 Abs. 1 Nr. 4 KomHKV § 249 Abs. 1 Satz2 Nr. 1 HGB  [Passivierungspflicht Passivierungspflicht fiir Rickstellungen fir
unterlassene Instandhaltungen, |Passivierungspflicht fur Passivierungspflicht fur unterlassene Instandhaltung, die innerhalb
Nachholung < 3 Monate Rickstellungen fir unterlassene [Rickstellungen fiir unterlassene von drei Monaten nachgeholt werden
Instandhaltung, die im folgenden |Instandhaltung, die innerhalb von
Haushaltsjahr nachgeholt drei Monaten nachgeholt werden
werden

Stand: 09.07.2012
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Nr. Sachverhalt BbgKVerfl KomHKV HGB nach BilMoG Steuerbilanz Vorgaben Gesamtabschluss LHP
12 Passive latente Steuern § 48 Abs. 1 Nr. 9 KomHKV § 274 Abs. 1 Satz 1 HGB Passivierungspflicht fiir passive latente
Passivierungspflicht fiir sonstige [Passivierungspflicht fuir passive Steuern
Verpflichtungen, die vor dem latente Steuern
Bilanzstichtag wirtschaftlich
begriindet wurden und die dem
Grunde oder der Hohen nach
noch nicht genau bekannt sind,
sofern der zu leistende Betrag
nicht geringflgig ist
13 Saldierung latenter Steuern keine Regelung § 274 Abs. 1 Satz 3 HGB saldierte Darstellung der latenten Steuern
Wahlrecht fir unsaldierte (Wahlrecht zu unverrechnetem Ansatz
Darstellung ausgeschlossen)
14 Drohverlustrickstellungen § 48 Abs. 1 Nr. 9 KomHKV § 249 Abs. 1 Satz 1 HGB § 5 Abs. 4a EStG Passivierungspflicht fir drohende Verluste
(Passivierungspflicht fir sonstige |Passivierungspflicht fiir Passivierungsverbot fir aus schwebenden Geschaften
Verpflichtungen, die vor dem drohende Verluste aus Drohverlustriickstellungen
Bilanzstichtag wirtschaftlich schwebenden Geschéften
begriindet wurden und die dem
Grunde oder der Héhen nach
noch nicht genau bekannt sind,
sofern der zu leistende Betrag
nicht geringflgig ist) i.V.m. Ziff.
4.3.9.6 BewertL Bbg
Passivierungspflicht fir
drohende Verluste aus
schwebenden Geschéaften
15 selbst geschaffene immaterielle|§ 47 Abs. 3 KomHKV § 248 Abs. 2 HGB § 5 Abs. 2 EStG Aktivierungsverbot fiir nicht entgeltlich
Vermdégensgegenstande Aktivierungsverbot fur nicht Aktivierungswahlrecht fir selbst |Aktivierungsverbot fir nicht erworbene Vermdgensgegenstande des
entgeltlich erworbene geschaffene immaterielle entgeltlich erworbene immaterielle |Anlagevermdgens
Vermdgensgegenstande des Vermogensgegenstande des Wirtschaftsglter des
Anlagevermdgens Anlagevermdgens mit Anlagevermdgens
Ausnahme von selbst
geschaffenen Marken,
Drucktiteln, Verlagsrechten,
Kundenlisten und vergleichbaren
immateriellen
Vermdgensgegenstanden des
Anlagevermdgens

Stand: 09.07.2012
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Nr. Sachverhalt BbgKVerfl KomHKV HGB nach BilMoG Steuerbilanz Vorgaben Gesamtabschluss LHP
7 Ruckstellungen fir § 48 Abs. 1 Nr. 4 KomHKV § 249 Abs. 1 Satz 3 HGB Passivierungsverbot Passivierungspflicht fiir Riickstellungen fiir
unterlassene Instandhaltungen, |Passivierungspflicht fiir aufgehoben, unterlassene Instandhaltungen, die im
Nachholung > 3 Monate Ruckstellungen fir unterlassene |Passivierungsverbot folgenden Haushaltsjahr nachgeholt werden
Instandhaltung, die im folgenden Verzicht auf Anpassung handelsrechtlicher
Haushaltsjahr nachgeholt Ansatze
werden
8 Aufwandsrickstellungen Passivierungsverbot von § 249 HGB Passivierungsverbot Passivierungsverbot fur
(ohne Instandhaltungs- Aufwandsriickstellungen (ohne |Wegfall des Aufwandsriickstellungen
rlickstellungen) Instandhaltungs-riickstellungen) |Passivierungswahlrechts,
Passivierungsverbot
9 als Aufwand bertiicksichtigte keine Regelung § 250 Abs. 1 Satz 2 HGB § 5 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 EStG Aktivierungsverbot, Ausweis der Zélle und
Zolle und Verbrauchssteuern aufgehoben, Aktivierungsverbot |Aktivierungspflicht Verbrauchssteuern als Aufwand
10 als Aufwand berticksichtigte § 53 Abs. 1 Satz 2 KomHKV § 250 Abs. 1 Satz 2 HGB § 5 Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 EStG Aktivierungsverbot, Ausweis der
Umsatzsteuer Aktivierungswahlrecht von als  |aufgehoben, Aktivierungsverbot |Aktivierungspflicht Umsatzsteuer als Aufwand
Aufwand berlcksichtigter
Umsatzsteuer auf am
Abschlussstichtag
auszuweisende oder offen von
den Vorraten abgesetzte
Anzahlungen als ARAP
11 Aktive latente Steuern keine Regelung § 274 Abs. 1 Satz2 HGB Aktivierungsverbot fir aktive latente Steuern
Aktivierungswahlrecht fir aktive
latente Steuern

Stand: 09.07.2012
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Herstellungskosten

Pflichtbestandteile
Einzelkosten (Materialkosten,
Fertigungskosten, Sonderkosten
der Fertigung

angemessene Teile der
notwendigen
Materialgemeinkosten, der
Fertigungsgemeinkosten und
des Wertverzehrs des
Anlagevermdgens, soweit durch
die Fertigung veranlasst

Kannbestandteile
keine

Pflichtbestandteile
Einzelkosten (Materialkosten,
Fertigungskosten, Sonderkosten
der Fertigung

angemessene Teile der
Materialgemeinkosten, der
Fertigungsgemeinkosten und
des Wertverzehrs des
Anlagevermdgens, soweit durch
die Fertigung veranlasst

Kannbestandteile

angemessene Teile der Kosten
der allgemeinen Verwaltung
sowie Aufwendungen fiir soziale
Einrichtungen des Betriebs, fir
freiwillige soziale Leistungen und
fur betriebliche Altersversorgung,
soweit auf den Zeitraum der
Herstellung entfallend

Pflichtbestandteile
Einzelkosten (Materialkosten,
Fertigungskosten, Sonderkosten
der Fertigung

angemessene Teile der
notwendigen
Materialgemeinkosten und
Fertigungsgemeinkosten und des
Wertverzehr des
Anlagevermdgens, soweit durch
die Herstellung veranlasst

Kannbestandteile

Kosten der allgemeinen
Verwaltung sowie angemessene
Aufwendungen fiir soziale
Einrichtungen des Betriebs, fir
freiwillige soziale Leistungen und
fur betriebliche Altersversorgung
(nach Anderung der
Einkommensteuerrichtlinien in
Ubereinstimmung mit BMF-
Schreiben vom 12. Marz 2010,
BStBI1S.239,IVC6-S
2122/09/10001: Pflichtbestandteil)

Nr. Sachverhalt [ BbgKVerf/ KomHKV [ HGB nach BilMoG | Steuerbilanz [ Vorgaben Gesamtabschluss LHP
Bewertung
16 Bestandteile der § 50 Abs. 2 KomHKV § 255 Abs. 2 HGB EStR 6.3 Abs. 1 - Abs. 4

Pflichtbestandteile

Einzelkosten (Materialkosten,
Fertigungskosten, Sonderkosten der
Fertigung

angemessene Teile der notwendigen
Materialgemeinkosten, der
Fertigungsgemeinkosten und des
Wertverzehrs des Anlagevermdgens, soweit
durch die Fertigung veranlasst

Kannbestandteile
keine

(Verzicht auf Anpassung der
Herstellungskosten flr Zeit vor
Erstkonsolidierung)

Stand: 09.07.2012
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bewegliche
Vermdgensgegenstande des
Anlagevermdgens, AHK (ohne
Umsatzsteuer) > 150€ und <
1.000€

abnutzbare bewegliche
Vermdgensgegenstande des
Anlagevermogens, die
selbstandig genutzt werden
kénnen, mit AHK (ohne
Umsatzsteuer) > 150€ und <
1.000€ Bildung Sammelposten
im Jahr der
Anschaffung/Herstellung,
Abschreibung Uber 5 Jahre ab
Jahr der Bildung, keine
Anpassung bei Ausscheiden

vorhanden.

bewegliche Wirtschaftsgtiter des
Anlagevermdgens, die selbstandig
genutzt werden kénnen, mit AHK
(ohne Umsatzsteuer) > 150€ und
< 1.000€ Bildung Sammelposten
im Jahr der
Anschaffung/Herstellung,
Abschreibung lber 5 Jahre ab
Jahr der Bildung, keine
Anpassung bei Ausscheiden;
alternative Anwendung der GWG-
Regelung ab 2010 fir
Wirtschaftsglter mit AHK bis zu
410€ (§ 6 Abs. 2 EStG)

Nr. Sachverhalt BbgKVerfl KomHKV HGB nach BilMoG Steuerbilanz Vorgaben Gesamtabschluss LHP
17 Zinsen fir Fremdkapital § 50 Abs. 3 KomHKYV Zinsen fiir |§ 255 Abs. 3 HGB Zinsen fiir EStR 6.3 Abs. 4 Wahlrecht zur Zinsen flr Fremdkapital sind nicht in
Fremdkapital gehoren nicht zu  [Fremdkapital gehéren nicht zu  |Einbeziehung von Zinsen fiir Herstellungskosten einzubeziehen
den Herstellungskosten, aber den Herstellungskosten, aber Fremdkapital (bei Einbeziehung von Fremdkapitalzinsen in
Wahlrecht Zinsen fir Wabhlrecht Zinsen fir nicht wesentlichem Umfang im
Fremdkapital, dass zur Fremdkapital, dass zur Einzelabschluss: Verzicht auf Anpassung
Finanzierung der Herstellung Finanzierung der Herstellung nach vorheriger Abstimmung)
eines Vermdgensgegenstandes |eines Vermdgensgegenstandes
verwendet wird, als verwendet wird, als
Herstellungskosten anzusetzen, [Herstellungskosten anzusetzen,
soweit auf den Zeitraum der soweit auf den Zeitraum der
Herstellung entfallend Herstellung entfallend
18 selbsténdig nutzbare § 50 Abs. 4 Satz 4 KomHKV keine gesetzliche Regelung § 6 Abs. 2 Satz 1 EStG keine Aktivierung von abnutzbaren
bewegliche abnutzbare bewegliche vorhanden. abnutzbare bewegliche beweglichen Vermdgensgegenstanden des
Vermoégensgegenstande des  [Vermdgensgegenstande des Wirtschaftsglter des Anlagevermdgens, die selbstandig genutzt
Anlagevermdgens, AHK (ohne [Anlagevermdgens, die Anlagevermdgens, die selbstandig [werden kdnnen mit AHK < 150€ (ohne
Umsatzsteuer) < 150€ selbstandig genutzt werden genutzt werden kdnnen, mit AHK |Umsatzsteuer), Aufwandsverrechnung in
kénnen, mit AHK < 150€ (ohne < 150€ (ohne Umsatzsteuer) im  [voller Héhe im Jahr der
Umsatzsteuer) unmittelbar Jahr der Anschaffung/ Herstellung |Anschaffung/Herstellung
Aufwand in voller Hohe Betriebsausgaben
19 selbsténdig nutzbare § 50 Abs. 4 KomHKV keine gesetzliche Regelung § 6 Abs. 2a EStG abnutzbare Aktivierung von abnutzbaren beweglichen

Vermodgensgegenstanden des
Anlagevermdgens, die selbstandig genutzt
werden kénnen, mit AHK (ohne
Umsatzsteuer) > 150€ und < 1.000€ in
Sammelposten im Jahr der
Anschaffung/Herstellung, Abschreibung tber
5 Jahre ab Jahr der Bildung, keine Anpassung
des Sammelpostens bei Ausscheiden von
Vermodgensgegenstanden; Beibehaltung der
Anwendung der GWG-Regelung fir
Wirtschaftsglter mit AHK bis zu 410€ maglich

Stand: 09.07.2012
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Rickstellungen nach
vernlnftiger Beurteilung in
angemessener Hohe

Bewertung Ruckstellungen in
Hbéhe des nach vernunftiger
kaufmannischer Beurteilung
notwendigen Erflllungsbetrages.
§ 253 Abs. 2 HGB Abzinsung
von Riickstellungen mit einer
Restlaufzeit von mehr als einem
Jahr mit dem ihrer Restlaufzeit
entsprechenden
durchschnittlichen Marktzinssatz
der vergangenen sieben
Geschéftsjahre

mit Zinssatz von 5,5 %, keine
Berticksichtigung kiinftiger Preis-
und Kostensteigerungen

Nr. Sachverhalt BbgKVerfl KomHKV HGB nach BilMoG Steuerbilanz Vorgaben Gesamtabschluss LHP
20 Anwendbarkeit von § 50 Abs. 5 KomHKYV i.V.m. § 35|§ 240 HGB, § 256 HGB als § 6 Abs. 1 Nr. 2a EStG LIFO Festwertverfahren und Gruppenbewertung
Festwertverfahren, Abs. 2 und 3 KomHKV Verbrauchsfolgeverfahren sind |zuldssig sind zulassig, Verbrauchfolgeverfahren nach
Gruppenbewertung und Méglichkeit der Anwendung des |nur noch LIFO und FIFO HGB sind zulassig
Verbrauchsfolgeverfahren Festwertverfahrens und der zulassig
Gruppenbewertung; BewertL
Bbg 2.6 Festwertverfahren und
Gruppenbewertung nur
ausnahmsweise
21 Verbindlichkeiten § 50 Abs. 6 KomHKYV Bewertung |§ 253 Abs. 1 Satz 2 HGB § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG Abzinsung |Bewertung Verbindlichkeiten zum
Verbindlichkeiten zum Bewertung Verbindlichkeiten mit Zinssatz von 5,5 %, Rickzahlungsbetrag
Ruckzahlungsbetrag zum Erflllungsbetrag ausgenommen Verbindlichkeiten |Verzicht auf Anpassung handelsrechtlicher
mit Restlaufzeit kleiner als ein Jahr|Wertansatze aus Wesentlichkeitsaspekten
und Verbindlichkeiten, die
verzinslich sind oder auf einer
Anzahlung oder Vorausleistung
beruhen
22 Ruckstellungen § 48 Abs. 3 KomHKYV Bewertung |§ 253 Abs. 1 Satz 2 HGB § 6 Abs. 1 Nr. 3a EStG Abzinsung |Bewertung Rickstellungen nach vernilnftiger

Beurteilung in angemessener Héhe
Verzicht auf Anpassung handelsrechtlicher
Wertansatze aus Wesentlichkeitsaspekten

Stand: 09.07.2012
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Nr.

Sachverhalt

BbgKVerfl KomHKV

HGB nach BilMoG

Steuerbilanz

Vorgaben Gesamtabschluss LHP

23 Pensionsrickstellungen

§ 48 Abs. 2 KomHKYV Bewertung
Riickstellungen fir
beamtenrechtliche
Pensionsverpflichtungen mit
Barwert der erworbenen
Versorgungsanspriiche nach
dem Teilwertverfahren,
Rechnungszinsful 5 %

Saldierungsverbot fur
Deckungsvermdgen (§ 47 Abs. 2
KomHKV)

§ 253 Abs. 1 Satz 2 HGB
Bewertung in H6he des nach
vernunftiger kaufmannischer
Beurteilung notwendigen
Erfillungsbetrages,
grundsétzlich Anwendung

§ 253 Abs. 2 Satz 1 HGB, nach §
253 Abs. 2 Satz 2 HGB
Wabhlrecht Ruickstellungen fiir
Altersversorgungsverpflicht-
ungen pauschal mit dem
durchschnittlichen Marktzinssatz
abzuzinsen, der sich bei einer
angenommenen Restlaufzeit von
15 Jahren ergibt.

(Wahlrechte im Rahmen der
Umstellung auf BilMoG gem. Art.
67 Abs. 1 EGHGB)

Saldierung mit
Deckungsvermdgen (§ 246 Abs.
2 Satz 2 HGB)

§ 6a Abs. 3 EStG Bewertung mit
dem Teilwert, Rechnungszinsfu
von 6%

Bewertung Ruickstellungen fir
beamtenrechtliche Pensionsverpflichtungen
mit Teilwert (Rechnungszinsful® 5%)
Verzicht auf Anpassung handelsrechtlicher
Wertansatze aus Wesentlichkeitsaspekten

Saldierungsverbot fiir Deckungsvermégen

24 Abschreibungsmethoden

§ 51 Abs. 1Satz2und 3
KomHKYV grundséatzlich lineare
Abschreibung; ausnahmsweise
degressive Abschreibung oder
Leistungsabschreibung, wenn
dies dem Nutzungsverlauf
wesentlich besser entspricht

§ 253 Abs. 3 Satz 1 HGB
Wahlrecht der planméaRigen
Abschreibung (linear,
leistungsabhangig oder
degressiv)

§ 7 EStG, grundsatzlich fir alle
Wirtschaftsguter lineare
Abschreibungen, bei beweglichen
Wirtschaftgitern
Leistungsabschreibung mdglich,
2009-2010: degressive
Abschreibung zulassig

grundsatzlich lineare Abschreibung;
ausnahmsweise deressive Abschreibung oder
Leistungsabschreibung, wenn dies dem
Nutzungsverlauf wesentlich besser entspricht;
Bei Abweichung von der linearen
Abschreibung: Anhangangabe notwendig

Stand: 09.07.2012
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Nr.

Sachverhalt

BbgKVerfl KomHKV

HGB nach BilMoG

Steuerbilanz

Vorgaben Gesamtabschluss LHP

25

Nutzungsdauer

§ 51 Abs. 1 Satz 4 KomHKV, §
51 Abs. 2 KomHKV
Nutzungsdauer: mafRgeblich ist
wirtschaftliche Nutzungsdauer,
die auf der Grundlage von
Erfahrungswerten und unter
Berticksichtigung von
Beschaffenheit und Nutzung des
Vermogensgegenstandes zu
bestimmen ist. Moglichkeit der
Zugrundelegung der AfA-Tabelle
des Innenministerium

§ 253 Abs. 1i.V.m. Abs. 3 HGB
betriebsgewdhnliche
Nutzungsdauer, AfA-Tabelle

§ 7 Abs. 1 EStG Gesamtdauer der
Verwendung/ Nutzung,
betriebsgewdhnliche
Nutzungsdauer, AfA-Tabelle

wirtschaftliche Nutzungsdauer;
Verzicht auf Anpassung der Nutzungsdauern
aus den Einzelabschlissen der Unternehmen

26

aulerplanmaRige
Abschreibungen im
Anlagevermdgen

§ 51 Abs. 4 Satz 1 KomHKV
Verbot der auRerplanmaRigen
Abschreibung bei nur
vorlbergehender
Wertminderung bei
Vermoégensgegenstanden des
Anlagevermdgens.
Voraussetzung der
Dauerhaftigkeit dann gegeben,
wenn die Wertminderung
voraussichtlich langer als

die Halfte der
Restnutzungsdauer anhalt (Ziff.
2.5.1 BewertL Bbg).

§ 253 Abs. 3 Satz 3 und 4 HGB
Verbot der auRerplanmaRigen
Abschreibung bei nur
vorlibergehender
Wertminderung bei
Vermoégensgegenstanden des
Anlagevermdgens, Ausnahme
Finanzanlagen

Verbot bei nur voriibergehender
Wertminderung

Verbot auRerplanmaRiger Abschreibungen bei
nur voriibergehender Wertminderung bei
Vermoégensgegenstanden des
Anlagevermdgens

27

Wertaufholungsgebot

§ 51 Abs. 4 Satz 2 KomHKV
Wertaufholungsgebot fir
vorangegangene
auBerplanmafige
Abschreibungen des
Anlagevermodgens, § 51 Abs. 5
KomHKYV keine Regelungen zur
Wertaufholung bei
Gegenstanden des
Umlaufvermégens

§ 253 Abs. 5 HGB
Wertaufholungsgebot,
Ausnahme:Geschéfts- oder
Firmenwert Verbot

Wertaufholungsgebot

Wertaufholungsgebot (Anlagevermdgen und
Umlaufvermdogen)

Stand: 09.07.2012
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Nr. Sachverhalt BbgKVerfl KomHKV HGB nach BilMoG Steuerbilanz Vorgaben Gesamtabschluss LHP

28 Abschreibungen im Rahmen keine Regelung § 253 Abs. 4 HGB, Wahlrecht keine Abschreibungen im Rahmen
vernlinftiger kaufmannischer entfallt vernlinftiger kaufmannischer Beurteilung
Beurteilung

29 auflerplanmaRige keine Regelung § 253 Abs. 3 Satz 3 HGB, keine auRerplanmaBigen Abschreibungen
Abschreibungen im Wahlrecht entfallt wegen zukunftiger Wertschwankungen im
Umlaufvermdgen wegen Umlaufvermogen
zukuinftiger Wertschwankungen

30 nur steuerrechtlich zulassige keine Regelung § 254 HGB, Regelung entfallt, keine nur steuerrechtlich zulassigen
Abschreibungen Verbot von nur steuerrechtlich Abschreibungen

zuldssigen Abschreibungen

Stand: 09.07.2012
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Anlage 4: Positionenplan/ Meldebogen Gesamtbilanz

Stichtag:
Stand:

Nr.

M
1.1
M.1.1
M1.1.2
1.1.2.1
1.1.2.2

M1.1.2
1.1.2.1
1.1.2.2
1.2

F
1.2.1
M1.2.2

1.2.3

1.2.4
1.2.4.1
1.2.4.2

1.3
1.3.1

1.3.2
1.3.2.1
1.3.2.2

1.3.3
1.3.4

1.3.5

(Name verselbststandigter Aufgabentréager)
(Sitz verselbststandigter Aufgabentréger)

TT.MM.JJJJ
TT.MM.JJJJ

Positionenbezeichnung

AKTIVA

Anlagevermdgen

Immaterielles Vermoégen

Konzessionen, Lizenzen, Software

Sonstiges immaterielles Vermdgen
Geschaéfts- oder Firmenwerte aus der Kapitalkonsolidierung
Sonstiges Immaterielles Vermégen

Anzahlungen auf immaterielle Vermégensgegenstande
an wollkonsolidierte Unternehmen
an Sonstige
Sachanlagevermdégen
Grundstiicke und grundstiicksgleiche Rechte und Bauten einschlie3lich
der Bauten auf fremdem Grund und Boden

Kunstgegensténde, Kunstdenkmaler

Fahrzeuge, Maschinen und technische Anlagen,
Betriebs- und Geschaftsausstattung

Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau
an wllkonsolidierte Unternehmen und Anlagen im Bau
an Sonstige und Anlagen im Bau

Finanzanlagevermoégen
Sondervermégen

Anteile an verbundenen Unternehmen
an wllkonsolidierten verbundenen Unternehmen
an nicht wollkonsolidierten verbundenen Unternehmen

Zweckwerbande

Sonstige Beteiligungen
at-equity konsolidierte sonstige Beteiligungen
nicht konsolidierte sonstige Beteiligungen

Wertpapiere des Anlagevermdgens

Erlauterung:
Die in Spalte A farblich hinterlegten Positionen wurden im Sinne der Ubersichtlichkeit gruppiert. Soweit zu diesen Positionen Werte aus den Teilkonzern-

abschlissen zu Gbernehmen sind, ist die Position aufzugliedern und eine differenzierte Eintragung der Daten vorzunehmen.
Sollte zu einzelnen Positionen Erlauterungsbedarf bestehen, so sind diese Erlauterung im vorliegenden Dokument festzuhalten. Eine Veranderungen oder
Erweiterung des Positionenplans ist grundsatzlich mit der Konsolidierungsstelle des Landkreises abzustimmen.

KB-| ALz W KB-II KB-I1I
Bewertungsanpassung
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1.3.6

Ausleihungen

1.3.6.1 ggu. verbundenen Unternehmen
1.3.6.2 ggu. Unternehmen mit denen ein Beteiligungsverhéltnis besteht
1.3.6.3 ggu. Sonstigen
2 Umlaufvermégen
2.1 Vorrate
2.1.1 Geleistete Anzahlungen auf Vorrate
2111 an wllkonsolidierte Unternehmen
2.1.1.2 an Sonstige
2.2 Forderungen
221 ggul. verbundenen Unternehmen
2.2.3 ggu. Sonstigen
2.3 Wertpapiere des Umlaufvermdégens
Kassenbestand, Bundesbankguthaben,
2.4 Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks
3 Ausgleichsposten nach dem KHG
4, Aktive Rechnungsabgrenzung
4.1 Disagio
4.2 Geleistete Investitionszuschisse
42.1 an wollkonsolidierte Unternehmen
4.2.2 an Sonstige
4.3 Sonstige aktive Rechnungsabgrenzungsposten
5. Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag
von verbundenen Unternehmen
Summe Aktiva
Passiva
g Eigenkapital
1.1 Basis-Reinvermdgen/Gezeichnetes Kapital
1.2 Kapitalriicklagen
1.3 Riicklagen aus Uberschiissen/Gewinnriicklagen
1.4 Sonderriicklagen
15 Ergebnisvortrag
1.6 Jahresfehlbetrag/Jahresiiberschuss
1.7 Ausgleichsposten fiir Anteile Dritter
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2.1
2.1.1
2.1.2

2.2
2.2.1
2.2.2

2.3
”2.3.1
2.3.2
3
3.1
3.2

3.3
3.3.1
13.3.2

N

4.2
1.2.1
422

4.3
4.3.1
4.3.2

4.4
4.4.1
4.4.2

4.5
45.1
4.5.2

6.1
6.2

Sonderposten

Sonderposten aus Zuweisungen der 6ffentlichen Hand
Sonderposten aus Zuweisungen von wllkonsolidierten Unternehmen
Sonderposten aus Zuweisungen von Sonstigen

Sonderposten aus Beitragen, Baukosten- und Investitionszuschiissen
Sonderposten aus Zuweisungen von wollkonsolidierten Unternehmen
Sonderposten aus Zuweisungen von Sonstigen

Sonstige Sonderposten
Sonderposten aus Zuweisungen von wllkonsolidierten Unternehmen
Sonderposten aus Zuweisungen von Sonstigen

Rickstellungen
Rickstellungen fur Pensionen und ahnliche Verpflichtungen

Steuerriickstellungen

Sonstige Rickstellungen
Sonstige Rickstellungen in Verbindung mit vollkonsolidierten Unternehmen
Sonstige Riickstellungen ggl. Sonstigen

Verbindlichkeiten
Anleihen
Verbindlichkeiten aus Kreditauinahmen und Rechtsgeschaften,
die Kreditaufnahmen wirtschaftlich gleichkommen
bei wllkonsolidierten Unternehmen
bei Sonstigen

Erhaltene Anzahlungen
Erhaltene Anzahlungen von wllkonsolidierten Unternehmen
Erhaltene Anzahlungen von Sonstigen

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
bei wllkonsolidierten Unternehmen
bei Sonstigen

Ubrige Verbindlichkeiten
bei wllkonsolidierten Unternehmen
bei Sonstigen

Ausgleichsposten nach dem KHG
Passive Rechnungsabgrenzungsposten
von wollkonsolidierten Unternehmen

von Sonstigen

Summe Passiva
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Anlage 4
Meldebogen Gesamtbilanz

Anlage: Positionenplan/ Meldebogen Gesamtergebnisrechnung

(Name verselbststandigter Aufgabentrager)
(Sitz verselbststandigter Aufgabentrager)

Stichtag: TT.MM.JJJJ
Stand: TT.MM.JJJ3J

Nr. Positionenbezeichnung

ordentliche Ertrage

1 Steuern und ahnliche Abgaben

2 Zuwendungen und allgemeine Umlagen
2.1 von wllkonsolidierten Unternehmen
2.2 won Sonstigen

3 sonstige Transferertrage

3.1 von wollkonsolidierten Unternehmen
3.2 won Sonstigen

4 offentlich-rechtliche Leistungsentgelte
4.1 von wollkonsolidierten Unternehmen
4.2 won Sonstigen

5 privatrechtliche Leistungsentgelte

5.1 von wollkonsolidierten Unternehmen
5.2 wvon Sonstigen

6 Kostenerstattungen und Kostenumlagen
6.1 wvon wollkonsolidierten Unternehmen
6.2 won Sonstigen

7 sonstige ordentliche Ertrage

7.1 von wollkonsolidierten Unternehmen
7.2 won Sonstigen

8 aktivierte Eigenleistungen

9 Bestandsveranderungen

10 Ertrage aus laufender Verwaltungstatigkeit

ordentliche Aufwendungen

Erlduterung:
Die in Spalte A farblich hinterlegten Positionen wurden im Sinne der Ubersichtlichkeit gruppiert.

Soweit zu diesen Positionen Werte aus den Teilkonzernabschlussen zu Gbernehmen sind, ist die
Position aufzugliedern und eine differenzierte Eintragung der Daten vorzunehmen.

Sollte zu einzelnen Positionen Erlauterungsbedarf bestehen, so sind diese Erlauterung im
worliegenden Dokument festzuhalten. Eine Veranderungen oder Erweiterung des Positionenplans
ist grundsatzlich mit der Konsolidierungsstelle des Landkreises abzustimmen.

ER | Ansatz- und ER Il
Bewertungsanpassung

M1 Personalaufwendungen
11.1 an wollkonsolidierten Unternehmen
11.2 an Sonstigen
12 Versorgungsaufwendungen
13 Aufwendungen fir Sach- und Dienstleistungen
13.1 an wllkonsolidierten Unternehmen
13.2 an Sonstigen
14 Abschreibungen
Abschreibungen auf immaterielle Vermégensgegenstande des Anlagever-
14.1 mdgens und Sachanlagen
i Abschreibungen auf den Geschéafts- oder Firmenwert
14.1.1 aus der Kapitalkonsolidierung
" Sonstige Abschreibungen auf immaterielle Vermdgensgegenstande
14.1.2 des Anlagevermogens
M14.1.3 Abschreibungen auf Sachanlagevermdgen
M4.1.4 Abschreibungen auf Finanzanlagen
14.3 Abschreibungen auf Vermogensgegenstande des Umlaufvermégens
15 Transferaufwendungen
15.1 an wllkonsolidierten Unternehmen
15.2 an Sonstigen




Anlage 4
Meldebogen Gesamtbilanz

16 sonstige ordentliche Aufwendungen

16.1 Steuern von Einkommen und Ertrag

16.2 Sonstige Steuern

16.3 Ubrige sonstige ordentliche Aufwendungen

16.3.1 an vollkonsolidierten Unternehmen

16.3.2 an Sonstigen

" 17 Aufwendungen der laufenden Verwaltungstatigkeit
18 Ergebnis der laufenden Verwaltungstatigkeit (10 ./.17)

Finanzertrage

19 Zinsen und sonstige Finanzertrage

19.1 Zinsen und sonstige Finanzertrage

19.1.1 von vollkonsolidierten Unternehmen

19.1.2 von Sonstigen

19.2 Ertrage aus Gewinnanteilen aus verbundenen Unternehmen und Sonstigen
19.2.1 aus verbundenen vollkonsolidierten Unternehmen

19.2.2 aus Sonstigen

19.3 Sonstige Finanzertrage

19.3.1 aus vollkonsolidierten verbundenen Unternehmen

19.3.2 aus Sonstigen

Finanzaufwendungen

20 Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen
20.1 an vollkonsolidierten Unternehmen
20.2 an Sonstigen

21 Finanzergebnis

22 ordentliches Jahresergebnis (18 + 21)

23 aulerordentliche Ertrage
23.3.1 aus vollkonsolidierten verbundenen Unternehmen
23.3.2 aus Sonstigen
24 aulRerordentliche Aufwendungen
24.1 an vollkonsolidierten Unternehmen
24.2 an Sonstigen
25 aullerordentliches Jahresergebnis
26 Gesamtliberschuss/Gesamtfehlbetrag
27 Gewinnverwendung
27.1 Anderen Gesellschaftern zuzurechnendes Ergebnis
27.2 Gewinnvortrag/Verlustvortrag aus dem Vorjahr
27.2.1 Gewinnvortrag aus dem Vorjahr
27.2.2 Verlustvortrag aus dem Vorjahr
28 Entnahmen aus Ricklagen
29 Einstellungen in Ricklagen
30 Anteil anderer Gesellschafter am Bilanzgewinn/-verlust
31 Ergebnisabfuhrung
24.1 an vollkonsolidierten Unternehmen
24.2 an Sonstigen
31 Bilanzgewinn/ -verlust

AulRerordentliches Ertrage und Aufwendungen




Beispiel fiir die Festlegung von Verhaltniszahlen

Als Beispiel wird das in der Gemeinde Boitzenburger Land angewandte Verfahren zur Festlegung der Verhaltniszahlen dargestellt.

alle Beteiligungen mit den relevanten Bilanzpositionen abgebildet.

In einem ersten Schritt werden

Wohng.
KEB Abwasser | KEB Wohnungen | Zweckverb. Wasser Gmbl-g| Entw.gesellschaft | Gemeinde

Anteile in % 100 100 13,85 32,43 17
Kons.art Voll Voll Equity Equity Equity
Aktiv

24.775.829,2
Anlagevermoégen | 2.690.077,43 1.408.722,08 15.534.476,75| 8.115.387,55 104.418,13 9
Umlaufvermogen 176.148,57 71.138,25 557.234,44 | 1.286.519,27 689.825,37| 785.396,01

25.561.225,3
Summe 2.866.226,00 1.479.860,33 16.091.711,19| 9.401.906,82 794.243,50 0
Passiv

18.982.183,5
EK(einschl. SoPo) | 2.360.942,85 252.611,89 11.417.312,17 | 2.945.135,79 584.402,94 2
FK (einschl.RiiLa) 552.767,71 1.197.688,22 4.498.016,05| 6.233.370,12 203.406,11 | 6.618.577,96
Jahresergebnis -47.484,56 29.560,22 176.382,97 223.400,91 6.434,45 -39.536,18

25.561.225,3
Summe Passiva 2.866.226,00 1.479.860,33 16.091.711,19 9.401.906,82 794.243,50 0

Zusammenstellung der Beteiligungen
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Im zweiten Schritt werden fir die voll (@) und equity (b) zu konsolidierenden Beteiligungen die Summenbilanzen aufgestellt und die Anteile der Beteiligungen ins

Verhéltnis zur errechneten Summe gesetzt. Im konkreten Beispiel werden zwei Beteiligungen voll konsolidiert. Die Verhaltniszahlen dieser Beteiligungen werden

dazu einzeln flr die aktiven und die passiven errechnet.

Anteil KEB Anteil Woh-

KEB Abwasser | KEB Wohnungen Gemeinde Summen an Summe nungen
Anteile 100 100
Kons.art Voll Voll
Aktiv
Anlagevermogen 2.690.077,43 1.408.722,08 | 24.775.829,29 | 28.874.628,80 9,32 4,88
Umlaufvermdogen 176.148,57 71.138,25 785.396,01 1.032.682,83 17,06 6,89
Summe 2.866.226,00 1.479.860,33 | 25.561.225,30| 29.907.311,63 9,58 4,95
Passiv
EK(einschl. SoPo) 2.360.942,85 252.611,89| 18.982.183,52| 21.595.738,26 10,93 1,17
FK (einschl.RiiLa) 552.767,71 1.197.688,22 | 6.618.577,96 8.369.033,89 6,60 14,31
Jahresergebnis -47.484,56 29.560,22 -39.536,18 -57.460,52 82,64 -51,44
absolut 47.484,56 29.560,22 39.536,18 116.580,96 40,73 25,36
Summe passiv 2.866.226,00 1.479.860,33 25.561.225,30

(a) Gemeinde und KEB (Vollkonsolidierung)
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Wie bei den voll zu konsolidierenden Beteiligungen wird auch bei den equity zu konsolidierenden Beteilungen verfahren. Im konkreten Fall sind drei Beteiligungen

Zu betrachten.

Zweckverb. Wohng. Entw.gesellsc Summen

Wasser GmbH haft Gemeinde %ualer Anteil | Anteil ZVWU | Anteil Wohng. | Anteil EGU
Anteile 13,85 32,43 17
Kons.art Equity Equity Equity
Aktiv
Anlagevermogen 15.534.476,75| 8.115.387,55 104.418,13| 24.775.829,29 | 29.576.925,58 7,27 8,90 0,06
Umlaufvermogen 557.234,44 | 1.286.519,27 689.825,37 785.396,01 | 1.397.061,49 5,52 29,86 8,39
Summe 16.091.711,19| 9.401.906,82 794.243,50 | 25.561.225,30 | 30.973.987,08 7,20 9,84 0,44
Passiv
EK(einschl. SoPo) 11.417.312,17 | 2.945.135,79 584.402,94 | 18.982.183,52 | 21.617.937,29 7,31 4,42 0,46
FK (einschl.RiLa) 4.498.016,05| 6.233.370,12 203.406,11| 6.618.577,96| 9.297.614,15 6,70 21,74 0,37
Jahresergebnis 176.382,97 223.400,91 6.434,45 -39.536,18 58.435,63 41,81 123,98 1,87
absolut 176.382,97 223.400,91 6.434,45 39.536,18 137.507,99 17,77 52,69 0,80
Summe Passiv 16.091.711,19 9.401.906,82 794.243,50 25.561.225,30

(b) Betrachtung (iber Equity-Beteiligungen
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Im letzen Schritt werden die einzelnen Konsolidierungskreise zusammengefihrt.

KEB Abw. KEB Wo. ZVWU GeWo EGU Gemeinde
Anteile 100 100 13,85 32,43 17
Kons.art Voll Voll Equity Equity Equity
Aktiv
2.690.077,4| 1.408.722,0 8.115.387,5
Anlagevermogen 3 8| 15.534.476,75 5(104.418,13 | 24.775.829,29
Umlaufvermo- 1.286.519,2
gen 176.148,57 71.138,25 557.234,44 7| 689.825,37 785.396,01
2.866.226,0| 1.479.860,3 9.401.906,8
Summe 0 3116.091.711,19 2|794.243,50 | 25.561.225,30
Passiv
2.360.942,8 2.945.135,7
EK(einschl. SoPo) 5| 252.611,89|11.417.312,17 9 (584.402,94 | 18.982.183,52
1.197.688,2 6.233.370,1
FK (einschl.RiiLa) | 552.767,71 2| 4.498.016,05 2 |203.406,11| 6.618.577,96
Jahresergebnis -47.484,56 29.560,22 176.382,97 | 223.400,91 6.434,45 -39.536,18
absolut 47.484,56 29.560,22 176.382,97 223.400,91 6.434,45 39.536,18
2.866.226,0 1.479.860,3 9.401.906,8
Summe Passiva 0 3 16.091.711,19 2 794.243,50 25.561.225,30

Betrachtung liber alle Beteiligungen
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Summen

33.675.725,09

1.644.348,31

35.320.073,41

24.231.492,03

11.048.070,08
40.511,29

214.552,77

prozentualer Anteil an Summe

ZVW
KEBA |KEBW| U |GeWo| EGU
7,99| 4,18| 639| 7,82| 0,05
10,71| 4,33| 4,69| 2537| 7,13
812| 4,19| 631| 863| 0,38
9,74| 1,04| 653| 3,94| 041
500| 10,84| 5,64| 18,30| 0,31
117,21 72,97 | 60,30 |178,84| 2,70
22,13 | 13,78 11,39| 33,77| 0,51
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Anlage 6
Positionenplan zum kommunalen Gesamtabschluss

Hinweise zum Positionenplan zum kommunalen Gesamtabschluss gemaR § 83
BbgKVerf

Gesamtbilanz
Die Gesamtbilanzpositionen entsprechen auf der Gruppierungsebene 1 der Mindestgliederung gem. §
63 KomHKYV. Die Mindestgliederung wurde um die nachfolgende Positionen (Ziffern) der Gesamtbilanz

erweitert;

Aktiva

1.1.1  Konzessionen, Lizenzen und Software

1.1.2  Geschafts- und Firmenwerte aus der Kapitalkonsolidierung beherrschter Aufgabentrager
1.1.3  sonstige immaterielle Vermogensgegenstande

1.1.4  Anzahlungen auf immaterielle Vermogensgegenstande

4. Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag beherrschter Aufgabentrager

Passiva

1.8 Unterschiedsbetrag aus der Kapitalkonsolidierung beherrschter Aufgabentrager

Gesamtergebnisrechnung
Die Positionen der Gesamtergebnisrechnung entsprechen der Mindestgliederung gem. § 4 KomHKV.

Die Mindestgliederung wurde um nachfolgende Positionen erweitert:

27. Gewinnverwendung

28. Entnahmen aus Rucklagen

29. Einstellung in Riicklagen

30. Anteil anderer Gesellschafter am Bilanzgewinn/Bilanzverlust
31. Ergebnisabfiihrung

32. Gesamtbilanziiberschuss/Gesamtbilanzfehlbetrag

Die Gesamtbilanz- und Gesamtergebnisrechnungspositionen der 2. Gruppierungsebene werden im
Sinne der Eliminierung konzerninterner Beziehungen flir beherrschte Aufgabentrager (Tochterorganisa-
tionen) und sonstigen nicht voll konsolidierten Einheiten getrennt ausgewiesen. Zudem wurde der Posi-

tionenrahmen um weitere konsolidierungsrelevante Positionen erweitert.



Anlage 6
Positionenplan zum kommunalen Gesamtabschluss

Gesamtbilanz

Aktiva

1.

_ A A
oo -~

1.2
1.2.1

1.2.2
1.2.3
1.2.4

1.3

1.3.1
1.3.2
1.3.3
1.34
1.3.5
1.3.6

2.1
2.2
2.3
24

Anlagevermogen

Immaterielles Vermogen

Konzessionen, Lizenzen und Software

Geschéfts- und Firmenwerte aus der Kapitalkonsolidierung beherrschter Aufgabentrager
sonstige immaterielle Vermdgensgegenstande

Anzahlungen auf immaterielle Vermdgensgegenstande

Sachanlagevermégen

Grundstiicke und grundstlcksgleiche Rechte und Bauten einschlielich Bauten auf fremden
Grund und Boden

Kunstgegenstande, Kulturdenkmaler

Fahrzeuge, Maschinen und technische Anlagen, Betriebs- und Geschaftsausstattung
Geleistete Anzahlungen und Anzahlungen im Bau

Finanzanlagevermogen

Sondervermdgen

Anteile an verbundenen Unternehmen (beherrschte Unternehmen)
Zweckverbande

Sonstige Beteiligungen

Wertpapiere des Anlagevermdgens

Ausleihungen

Umlaufvermdgen

Vorrate

Forderungen

Wertpapiere des Umlaufvermogens

Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks

Aktive Rechnungsabgrenzungsposten

Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag beherrschter Aufgabentrager
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Passiva

1.

1.1
1.2
1.3
1.4
1.5
1.6
1.7
1.8

2
2.1
2.2
2.3
3.
3.1
3.2
3.3
4

4.1
4.2

4.3
4.4
4.5

5

Anlage 6
Positionenplan zum kommunalen Gesamtabschluss

Eigenkapital

Basisreinvermogen/gezeichnetes Kapital

Kapitalriicklagen

Riicklage aus Uberschiissen/Gewinnriicklagen

Sonderriicklagen

Ergebnisvortrag

Jahresfehlbetrag/Jahresiiberschuss

Ausgleichsposten fiir Anteile Dritter

Unterschiedsbetrag aus der Kapitalkonsolidierung beherrschter Aufgabentrager

Sonderposten

Sonderposten aus Zuweisungen der 6ffentlichen Hand
Sonderposten aus Beitragen, Baukosten- und Investionszuschiissen
Sonstige Sonderposten

Riickstellungen

Rickstellungen fiir Pensionen und ahnliche Verpflichtungen
Steuerriickstellungen

Sonstige Riickstellungen

Verbindlichkeiten

Anleihen

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen und Rechtsgeschaften, die Kreditaufnahmen
wirtschaftlich gleichkommen

Erhaltene Anzahlungen

Verbindlichkeiten aus Lieferung und Leistung

Ubrige Verbindlichkeiten

Passive Rechnungsabgrenzungsposten
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Anlage 6

Positionenplan zum kommunalen Gesamtabschluss

Gesamtergebnisrechnung
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Steuern und ahnliche Abgaben

Zuwendungen und allgemeine Umlagen
sonstige Transferertrage

offentlichrechtliche Leistungsentgelte
privatrechtliche Leistungsentgelte,
Kostenerstattungen und Kostenumlagen
sonstige ordentliche Ertrage

aktivierte Eigenleistungen
Bestandsveranderungen

Ertrage aus laufender Verwaltungstatigkeit
Personalaufwendungen
Versorgungsaufwendungen

Aufwendungen fir Sach- und Dienstleistungen
Abschreibungen

Transferaufwendungen

sonstige ordentliche Aufwendungen
Aufwendungen aus laufender Verwaltungstatigkeit
Ergebnis aus Laufender Verwaltungstatigkeit
Zinsen und sonstige Finanzertrage

Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen
Finanzergebnis

Ordentliches Ergebnis

auBerordentliche Ertrage

auBerordentliche Aufwendungen
auBerordentliches Ergebnis
Gesamtuberschuss/Gesamtfehlbetrag
Gewinnverwendung

Entnahmen aus Rucklagen

Einstellung in Riicklagen

Anteil anderer Gesellschafter am Bilanzgewinn/Bilanzverlust
Ergebnisabflihrung
Gesamtbilanziiberschuss/Gesamtbilanzfehlbetrag
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KEB AbwasserwerkBoitzenburger Land

Aktiva

A. ANLAGEVERMOGEN

L

s0240 Maschinelle Anlagen
s0350 Lkw
s0420 Biroeinrichtung
s0480 Geringwertige Wirtschaftsgiiter
5. Geleistete Anzahlungen im Bau
s0300 Anlagen im Bau
B. Umlaufvermogen
L Forderungen und sonstige Vermogensgegenstinde
1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen
s1400 Forderungen
51462 EWB
51463 PWB
$1500 Kreditorische Debitoren
2. Forderungen an die Gemeinde
s1594 Forderungen gegen verbundene Unternehmen
3. Sonstige Vermdgensgegenstande
51501 debitorische Kreditoren

II.

Sachanlagen
1. Grundstlcke und Bauten
s0030 Lizenzen an gew. Schutzr. u. dhnl. Rechte
s0060 Grundst./grundstgl. Rechte
s0070 Dienstbarkeiten
s0090 Gesch.baut. auf eig. Grundst
s0112 Hof- u. Wegebefestigungen f. KA Fkh
2. Abwasserreinigungsanlagen
s0200 Klaranlage
3. Abwassersammlungsanlagen
s0210 Pumpstation
s0250 Kanalnetz 1 (DL)
s0251 Kanalnetz 2 (SL)
50252 Kanalnetz
s0255 Grundstiicksanschliisse

4. Betriebs- und Geschaftsausstattung

Guthaben bei Kreditinstituten
51200 Bank
s0980 Aktive Rechnungsabgrenzung

vorlaufige
Bilanz mit AbschluRwerten
01/09 bis 12/09

2009

EUR

0,51
245.739,26
2.272,45
19.338,49
2.281,50

600.472,56

125.710,90
996.602,66
346.058,73
304.992,84

9.679,12

10.137,33
14.183,75
4.412,36
292,86

7.902,11

62.722,88
-19.440,72
-2.000,00
18.415,88

2.513,50

182,05

113.754,98
0,00

EUR

269.632,21

600.472,56

1.783.044,25

29.026,30

7.902,11
2.690.077,43

59.698,04

2.513,50

182,05

113.754,98
0,00
2.866.226,00

Eroffnungsbilanz

Anlage 7

EUR

592,12
245.739,26
2.158,03
20.239,95
2.515,50

664.874,22

142.725,07
1.012.495,95
357.253,43
294.289,97
9.911,44

8.983,45
8.643,25
5.219,59

390,48

3.092,98

78.400,99
-19.440,72
-2.000,00
13.444,11

0,00
2.527,68

95.228,63
74,17

30.03.2010

Abgleich EB Tochter

EUR

271.244,86

664.874,22

1.816.675,86

23.236,77

3.092,98
2.779.124,69

70.404,38

2.527,68

95.228,63
74,17
2.947.359,55




KEB Abwasserwerk Boitzenburger Land

Passiv

A. Eigenkapital
L. Stammkapital

s0870 Stammkapital
II.  Kapitalriicklage
s0854 Kapitalriicklage
s0900 erhaltene Fordermittel
s0901 Einlagen der Gemeinde

III. Gewinnvortrag
s0860 Gewinn- und Verlustvortrag
IV. Jahresfehlbetrag

B. Empfangene Ertragszuschiisse
s0930 Ertragszuschiisse
s0931 Baukostenzuschiisse
C. Riickstellungen
s0950 Riickstellungen
s0970 Riickstellungen

D. Verbindlichkeiten
1.  Verbindlichkeiten gegeniiber Kreditinstituten
s0630 Darlehen
s0650 Darlehen

2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und leistungen

s1600 Verb. a. Lief. u. Leist. Lieferantengr. 0
s1601 debitorische Kreditoren
s1701 Kreditorische Debitoren
3.  Verbindlichkeiten gegeniiber der Gemeinde
s0705 Verb. gg. verb. Untern. - RLZ 1-5 J.
5. Rechnungsabgrenzungsposten
s0990 Passive Rechnungsabgrenzung

vorlaufige

Bilanz mit AbschluRwerten
01/09 bis 12/09

2009

EUR
35.000,00

2.556,46

1.438.094,83
1.151.427,71

-534.714,12

211.821,14
56.756,83

10.440,00
22.200,00

397.898,09
20.807,53

22.892,37
182,05
18.415,88
2.120,00

57.811,79

EUR
35.000,00

2.592.079,00
-534.714,12

-47.484,56
2.044.880,32

268.577,97

32.640,00

418.705,62
23.074,42
18.415,88

2.120,00
57.811,79

821.345,68
2.866.226,00

Eroffnungsbilanz

EUR
35.000,00

2.556,46

1.430.382,08
1.151.427,71

-534.714,12

229.666,22
58.236,83

9.000,00
22.700,00

420.130,59
24.979,53

31.489,84
2.527,68
13.444,11
0,00

50.532,62

Anlage 7 Abgleich EB Tochter

EUR
35.000,00

2.584.366,25

-534.714,12

2.084.652,13

229.666,22
58.236,83

31.700,00

445.110,12
34.017,52
13.444,11

0,00
50.532,62

862.707,42
2.947.359,55




Anlage 7 Abgleich EB Tochter

Nutzer 00000

Summen- und Saldenliste bis zur Periode 20 (Jahr) 2009 (in EUR), Mandant 2 bis 2, Jahr 2009

Summen- und Saldenliste 2009

Konto von - bis 000000 - 999999

Seite 1

20
Monat Periode 20 (Jahr) Aufgelaufen bis Periode 20 (Jahr) Saldo per

Mandant Konto Typ Kontobezeichnung Summe Soll Summe Haben Soll Haben Periode 20 (Jahr) Gesamtsaldo
2 0131 SO DV-Software 0,00 0,51 0,00 0,51 0,00 0,51 0,51
2 0411 SO Grund und Boden des Infrastrukturvermégens und sonstiger Sonderflachen 0,00 248.011,71 0,00 248.011,71 0,00 248.011,71 248.011,71
2 0441 SO Entwasserungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen 0,00 2.383.516,81 0,00 2.383.516,81 0,00 2.383.516,81 2.383.516,81
2 0471 SO Bauten auf Sonderfldachen 0,00 21.619,99 0,00 21.619,99 0,00 21.619,99 21.619,99
2 0711 SO Fahrzeuge 0,00 14.183,75 0,00 14.183,75 0,00 14.183,75 14.183,75
2 0821 SO Betriebs- und Geschaftsausstattung 0,00 14.549,69 0,00 14.549,69 0,00 14.549,69 14.549,69
2 0822 SO Geringwertige Wirtschaftsglter 0,00 292,86 0,00 292,86 0,00 292,86 292,86
2 0961 SO Anlagenim Bau 0,00 7.902,11 0,00 7.902,11 0,00 7.902,11 7.902,11

Summe Bereich 0 0,00 2.690.077,43 0,00 2.690.077,43 0,00 2.690.077,43  2.690.077,43
2 1611 SO Gebiihren 0,00 81.338,06 17,25 81.338,06 17,25 81.320,81 81.320,81
2 1613 SO Wertberichtigung auf Gebuihren und Beitrage 0,00 0,00 21.440,72 0,00 21.440,72 -21.440,72 -21.440,72
2 1713 SO Privatrechtliche Forderungen gegen verbundene Unternehmen 0,00 2.513,50 2.513,50 0,00 2.513,50 2.513,50
2 1811 SO Bankbestand 0,00 113.754,98 0,00 113.754,98 0,00 113.754,98 113.754,98

Summe Bereich 1 0,00 197.606,54 21.457,97 197.606,54 21.457,97 176.148,57 176.148,57
2 2000 SO Stammkapital 0,00 0,00 35.000,00 0,00 35.000,00 35.000,00 35.000,00
2 2011 SO Basis-Reinvermogen 0,00 0,00 1.151.427,71 0,00 1.151.427,71 1.151.427,71  1.151.427,71
2 2021 SO Riicklage aus Uberschiissen des ordentlichen Ergebnisses 0,00 0,00 2.556,46 0,00 2.556,46 2.556,46 2.556,46
2 2031 SO Verlustvortrag aus ordentlichem Ergebnis 0,00 534.714,12 0,00 534.714,12 0,00 -534.714,12 -534.714,12
2 2100 SO Jahresiiberschuss/ Fehlbetrag 0,00 47.484,56 0,00 47.484,56 0,00 -47.484,56 -47.484,56
2 2311 SO Sonderposten aus Zuweisungen der 6ffentlichen Hand 0,00 0,00 1.438.094,83 0,00 1.438.094,83 1.438.094,83 1.438.094,83
2 2321 SO Sonderposten aus Beitrdgen, Baukosten und Investitionszuschiissen 0,00 0,00 268.577,97 0,00 268.577,97 268.577,97 268.577,97
2 2831 SO Weitere ungewisse Verpflichtungen, die vor dem Bilanzstichtag wirtschaftlich begrindet wurden 0,00 0,00 32.640,00 0,00 32.640,00 32.640,00 32.640,00

Summe Bereich 2 0,00 582.198,68 2.928.296,97 582.198,68  2.928.296,97 2.346.098,29  2.346.098,29
2 3212 SO Kreditaufnahmen fir Investitionen von Gem/GV 0,00 0,00 2.120,00 0,00 2.120,00 2.120,00 2.120,00
2 3217 SO Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen fiir Investitionen und InvestitionsférderungsmaRn. 0,00 0,00 418.705,62 0,00 418.705,62 418.705,62 418.705,62
2 3511 SO Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 0,00 0,00 41.490,30 0,00 41.490,30 41.490,30 41.490,30
2 3911 SO RAP aus Zahlungen 0,00 0,00 57.811,79 0,00 57.811,79 57.811,79 57.811,79

Summe Bereich 3 0,00 0,00 520.127,71 0,00 520.127,71 520.127,71 520.127,71
2 4311 SO Verwaltungsgebihren 0,00 0,00 6.847,09 0,00 6.847,09 6.847,09 6.847,09
2 4321 SO Benutzungsgebiihren und dhnliche Entgelte 0,00 49,59 531.366,76 49,59 531.366,76 531.317,17 531.317,17
2 4411 SO Mieten und Pachten 0,00 0,00 40,00 0,00 40,00 40,00 40,00
2 4562 SO Saumniszuschlage 0,00 10,24 1.306,51 10,24 1.306,51 1.296,27 1.296,27
2 4565 SO Weitere sonstige ordentliche Ertrage 0,00 337,94 757,64 337,94 757,64 419,70 419,70
2 4571 SO Ertrage aus der Auflésung von sonstigen Sonderposten 0,00 0,00 19.325,08 0,00 19.325,08 19.325,08 19.325,08
2 4592 SO Periodenfremde ordentliche Ertrage 0,00 0,00 49,59 0,00 49,59 49,59 49,59
2 4617 SO Zinsertrage von Kreditinstituten 0,00 1.239,47 3.842,27 1.239,47 3.842,27 2.602,80 2.602,80
2 4711 SO Aktivierte Eigenleistungen 0,00 0,00 6.810,44 0,00 6.810,44 6.810,44 6.810,44

Summe Bereich 4 0,00 1.637,24 570.345,38 1.637,24 570.345,38 568.708,14 568.708,14




Anlage 7 Abgleich EB Tochter

Summen- und Saldenliste 2009

Summen- und Saldenliste bis zur Periode 20 (Jahr) 2009 (in EUR), Mandant 2 bis 2, Jahr 2009

Seite 2

Nutzer 00000
Konto von - bis 000000 - 999999
Periode 20
Monat Periode 20 (Jahr) Aufgelaufen bis Periode 20 (Jahr) Saldo per

Mandant Konto Typ Kontobezeichnung Eroff.-Bilanz Summe Soll Summe Haben Soll Haben Periode 20 (Jahr) Gesamtsaldo
2 5012 SO Tariflich Beschéftigte 0,00 110.733,36 0,00 110.733,36 0,00 110.733,36 110.733,36
2 5022 SO Tariflich Beschéftigte 0,00 4.086,85 0,00 4.086,85 0,00 4.086,85 4.086,85
2 5032 SO Tariflich Beschéftigte 0,00 21.399,22 0,00 21.399,22 0,00 21.399,22 21.399,22
2 5211 SO Unterhaltung der Grundstiicke und baulichen Anlagen 0,00 27.103,62 9.539,36 27.103,62 9.539,36 17.564,26 17.564,26
2 5221 SO Unterhaltung des sonstigen unbeweglichen Vermoégens 0,00 23.075,30 5.860,36 23.075,30 5.860,36 17.214,94 17.214,94
2 5231 SO Mieten und Pachten 0,00 6.387,55 41,00 6.387,55 41,00 6.346,55 6.346,55
2 5251 SO Haltung von Fahrzeugen 0,00 2.061,64 0,00 2.061,64 0,00 2.061,64 2.061,64
2 5261 SO Besondere Aufwendungen fur Beschaftigte 0,00 263,04 17,94 263,04 17,94 245,10 245,10
2 5271 SO Besondere Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen 0,00 37.890,92 0,00 37.890,92 0,00 37.890,92 37.890,92
2 5291 SO Aufwendungen fiir sonstige Dienstleistungen 0,00 179.333,54 386,82 179.333,54 386,82 178.946,72 178.946,72
2 5431 SO Geschaftsaufwendungen 0,00 5.643,46 16,80 5.643,46 16,80 5.626,66 5.626,66
2 5441 SO Steuern, Versicherungen, Schadensfille 0,00 713,91 0,00 713,91 0,00 713,91 713,91
2 5494 SO Zufuihrung zu sonst. Riickstellungen 0,00 19.900,00 0,00 19.900,00 0,00 19.900,00 19.900,00
2 5499 SO Ubrige weitere sonstige Aufwendungen aus laufender Verwaltungstatigkeit 0,00 309,41 0,00 309,41 0,00 309,41 309,41
2 5517 SO Zinsaufwendungen an Kreditinstitute 0,00 20.944,71 1.445,46 20.944,71 1.445,46 19.499,25 19.499,25
2 5711 SO Abschreibungen auf immaterielle Vermogensgegenstande und Sachanlagen 0,00 149.204,98 0,00 149.204,98 0,00 149.204,98 149.204,98
2 5731 SO Abschreibungen auf das Umlaufvermégen 0,00 4,28 0,00 4,28 0,00 4,28 4,28
2 5741 SO auRerplanmaRige Abschreibungen 0,00 20.766,45 0,00 20.766,45 0,00 20.766,45 20.766,45
2 5921 SO AuRerordentliche periodenfremde Aufwendungen 0,00 3.678,20 0,00 3.678,20 0,00 3.678,20 3.678,20

Summe Bereich 5 0,00 633.500,44 17.307,74 633.500,44 17.307,74 616.192,70 616.192,70

Gesamtsummen Mandant 2 0,00  4.105.020,33 4.057.535,77  4.105.020,33  4.057.535,77 -47.484,56 -47.484,56




Beispiele fiir Aufwands- und Ertragskonsolidierung

Gegen-

Kto. Datum Soll Haben Buchungstyp Buchungstext Buchungstext1 mandant Gegenkonto

Bsp.: Eliminierungen aus Mandant 1 (Gemeinde)gegen Mandant 4 (KEB Wohnungen)

4012 | 30.07.2010 | 8.761,25 0,00| 14 Umgliederung Aut Ausbuchung Grundsteuer 4 5241
wands- und Ertragskons.

5241 | 30.07.2010 0,00 8.761,25| 14 Umgliederung Auf- Ausbuchung Grundsteuer 1 4012
wands- und Ertragskons.

Bsp.: Eliminierungen Mandant 2 (KEB Abwasser) gegen Mandant 4 (KEB Wohnungen)

5041 | 19.08.2010 0,00 241 45 14 Umgliederung Auf- | Ertrags- und' Aufwandseli- | KEB Halleben und 9 4911
wands- und Ertragskons. menierung Abwasser

4911 | 19.08.2010 241 45 0.00 14 Umgliederung Auf- | Ertrags- und_ Aufwandseli- | KEB HalRleben und 4 5041
wands- und Ertragskons. menierung Abwasser

Durch diese Buchungen wird die Ergebnisrechnung insgesamt verkUrzt, in den Einzelbilanzen der Mandanten (Mutter/Téchter) andern sich die Einzelergebnis-

se. (siehe Anlage 9 - Gesamtergebnis als Beispiel)
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Beispiele fiir Schuldenkonsolidierung

Kto. Datum Soll Haben\ Buchungstyp \ Buchungstext Buchungstext1 | Gegenmandant| Gegenkonto
Konsolidierung Mandant 1 (Gemeinde) mit Tochter 2 (KEB Abwasser)
1713 | 16112010 0,00 776,70 | 12 Umgliederung Schuldenkon- | g0y o aus Endabr. 1 3511
solidierung
3511 [16.11.2010| 776,70 0,00| 12 Umgliederung Schuldenkon- | oo e aus Endabr. 2 1713
solidierung
1341 116.11.2010 0,00 2.420,00 12Umglleder'ur)gSchuldenkon- Eliminierung Auslei- 9 3912
solidierung hung
3212 |16.11.2010 | 2.120,00 0.00 12Umglleder_ur)gSchuldenkon- Eliminierung Auslei- 1 1341
solidierung hung
Beispiele fiir Kapitalkonsolidierung
Kto. | Datum Soll Haben Buchungstyp Buchungstext Gegenkonto
0100 | 16.11.2010 000  35.000,00| 2! Eliminierung Kapi Kapitalkonsolidierung 2000
talkonsolidierung
0100 | 16.11.2010 0,00| 1.151427,71| ! Eliminierung Kapi- Kapitalkonsolidierung 2011
talkonsolidierung
0100 | 16.11.2010 0,00| 144065129/ 21 Eliminierung Kapi- Kapitalkonsolidierung 020
talkonsolidierung
0100 | 16.11.2010| 534.714,12 0,00 | 21 Eliminierung Kapi- Kapitalkonsolidierung 2031
talkonsolidierung
0100 | 16.11.2010 | 2.104.996,00 0,00 | 21 Eliminierung Kapi- Kapitalkonsolidierung 1211
talkonsolidierung
0100 | 17.11.2010 000| 1022584 1 Umgliederung Korrekturbuchung 2020
Kapitalkonsolidierung
Summen  2.639.710.12  2.637.304.84 240528 Differenz ist der Geschafts- oder Firmenwert (Anlage 10 - Ge-

schafts- oder Firmenwert)
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Ergebnisrechnung
Haushaltsjahr 2009
-in EUR-
Ergebnis
Ertrags- und Aufwandsarten
2009
3
1 [Steuern und ahnliche Abgaben 1.076.905,39
4011 Grundsteuer A 94.649,83
4012 Grundsteuer B 333.161,83]
4013 Gewerbesteuer 157.622,48
4021 Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 364.641,00)
4022 Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 53.645,00
4032 Hundesteuer 8.278,25
4051 Leistungen nach dem Familienleistungsausgleich 64.907,00]
2 |+ Zuwendungen und allgemeine Umlagen 2.596.947,98
4111 Schlliisselzuweisungen vom Land 1.609.981,00
4131 Sonstige allgemeine Zuweisungen vom Land 190.283,02]
4141 Zuweisungen fir laufende Zwecke vom Land 2.428,84
4142 Zuweisungen fir laufende Zwecke von Gemeinden/GV 445.989,75
4147 Zuschusse fir laufende Zwecke von privaten
Unternehmen 74,57
4148 Zuschusse fir laufende Zwecke von Ubrigen Bereichen 100,00}
4161 Ertrage aus der Auflésung von Sonderposten aus
Zuweisungen d 6ffentlichen Hand 348.090,80]
3 |+ Sonstige Transferertrage 0,00
4 |+ Offentlich-rechtliche Leistungsentgelte 1.083.517,95
4311 Verwaltungsgebiihren 47.360,58
4321 Benutzungsgebuhren und ahnliche Entgelte 977.576,57|
4371 Ertréage aus der Auflésung von Sonderposten aus
Beitragen, Baukosten- und Investitionszuschiissen 58.580,80
5 [+ Privatrechtliche Leistungsentgelte 828.360,97
4411 Mieten und Pachten 800.341,47
4421 Ertrage aus dem Verkauf von Vorraten 5,00
4423 Ertrage aus dem Verkauf von Waren,
unfertigen/fertigen Erzeugnissen, unfertigen Leist 27.054,50,
4461 Sonstige privatrechtliche Leistungsentgelte 960,00
6. [+ Kostenerstattungen und Kostenumlagen 36.841,51
4482 Erstattungen von Gemeinden/GV 9.321,30
4487 Erstattungen von privaten Unternehmen 829,30
4488 Erstattungen von ubrigen Bereich 26.690,91
7 |+ Sonstige ordentliche Ertrage 159.104,68|
4511 Konzessionsabgaben 85.018,97
4562 Saumniszuschlage 8.226,45
4565 Weitere sonstige ordentliche Ertrage 11.433,75
4571 Ertrage aus der Aufldsung von sonstigen
Sonderposten 6.433,58
4582 Ertrage aus der Auflésung oder Herabsetzung von
Riickstellungen 408,88
4591 Andere sonstige ordentliche Ertrédge 2.931,31
4592 Periodenfremde ordentliche Ertrage 44.651,74
8 |+ Aktivierte Eigenleistungen 6.810,44
4711 Aktivierte Eigenleistungen 6.810,44
9 [+/- Bestandsveranderungen 0,00
10 |= Ertréage aus laufender Verwaltungstatigkeit 5.788.488,92
11 | Personalaufwendungen 1.728.858,51
5011 Beamte 122.183,20)]

Anlage 9

Gesamtergebnis
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12

13

14

15

16

17

18

Ertrags- und Aufwandsarten

Ergebnis

2009

5012 Tariflich Beschéaftigte
5021 Beamte

5022 Tariflich Beschaftigte
5032 Tariflich Beschaftigte

5071 Zufihrungen zu Ruckstellungen far
|Altersteilzeitverpflichtungen

5072 Inanspruchnahme von Rickstellungen far
|Altersteilzeitverpflichtungen

5081 Zufiihrungen zu Ruckstellungen fir nicht genommenen
Urlaub

5082 Inanspruchnahme von Rickst. fiir nicht gen Urlaub
- Versorgungsaufwendungen

5172 Inanspruchnahme von Rickstellungen fiir ATZ-
\Verpflichtung (Aufstockung)

- Aufwendungen fiir Sach- und Dienstleistungen
5211 Unterhaltung der Grundstlcke und baulichen Anlagen

5221 Unterhaltung des sonstigen unbeweglichen Vermdégens|

5222 Unterhaltung von Geraten, Ausstattungen und
IAusrustungsgegenstanden

5231 Mieten und Pachten

5241 Bewirtschaftung der Grundstiicke und baulichen
/Anlagen

5251 Haltung von Fahrzeugen
5261 Besondere Aufwendungen fiir Beschéftigte
5271 Besondere Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen
5281 Aufwendungen fiir den Erwerb von Vorraten
5291 Aufwendungen fiir sonstige Dienstleistungen
- Abschreibungen

5711 Abschreibungen auf immaterielle
\Vermégensgegenstéande und Sachanlagen

5731 Abschreibungen auf das Umlaufvermégen
5732 Einzelwertberichtigung von Forderungen
5741 auRerplanmaBige Abschreibungen
- Transferaufwendungen
5318 Zuschisse an Ubrige Bereiche
5341 Gewerbesteuerumlage
5372 Alilgemeine Umlagen an Gemeinden/GV
- Sonstige ordentliche Aufwendungen
5411 Sonstige Personal- und Versorgungsaufwendungen

5421 Aufwendungen fiir ehrenamtliche und sonstige
Tatigkeit

5429 Sonstige Aufwendungen fir die Inanspruchnahme von
Rechten und Diensten

5431 Geschéaftsaufwendungen

5441 Steuern, Versicherungen, Schadensfalle
5450 Erstattungen an Bund

5452 Erstattungen an Gemeinden/GV

5457 Erstattungen an private Unternehmen
5491 Verfugungsmittel

5494 Zuflihrung zu sonst. Rickstellungen

5499 Ubrige weitere sonstige Aufwendungen aus laufender
\Verwaltungstatigkeit

= Aufwendungen aus laufender Verwaltungstatigkeit

= Ergebnis der laufenden Verwaltungstatigkeit (=
Zeilen 10 und 17)

3
1.254.507,98
64.980,00
39.864,22
254.066,88

32.957,71
-34.723,02

25.258,90
-30.237,36]
-19.727,36

-19.727,36
1.489.624,71
209.790,79

153.211,54

29.728,78
10.329,65

507.883,34]
28.303,74
13.424,05
89.457,21

109.615,30

337.880,31

951.046,63]

959.421,11
10.472,37|
-40.850,50]
22.003,65)
1.351.405,97|
72.374,11
20.340,00
1.258.691,86
327.965,09
4.597,18

62.211,00

28.699,59
356.125,26]
32.774,51
919,32
46.747,09
67.211,35
728,60,
-289.251,15

17.202,38

5.829.173,55

-40.684,63)

Anlage 9

Gesamtergebnis
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Anlage 9

Gesamtergebnis
Ergebnis
Ertrags- und Aufwandsarten
2009
3
19 [+ Zinsen und sonstige Finanzertrage 204.181,77
4616 Zinsertrage von sonstigen 6ffentliche
Sonderrechnungen 535,48
4617 Zinsertrage von Kreditinstituten 34.012,56
4651 Gewinnanteile aus verbundenen Unternehmen und
Beteiligungen 167.173,79
4691 Sonstige Finanzertrage 2.459,94
20 [ Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 226.056,63
5517 Zinsaufwendungen an Kreditinstitute 176.857,80
5591 Kreditbeschaffungskosten 2.000,00]
5592 Verzinsung von Steuernachzahlungen 4.194,75
5599 Sonstige Finanzaufwendungen 43.004,08
21 = Finanzergebnis (= Zeilen 19 und 20) -21.874,86]
22 = Ordentliches Ergebnis (= Zeilen 18 und 21) -62.559,49
23 |+ AulRerordentliche Ertrage 67.634,79
4921 Auferordentliche periodenfremde Ertrage 49,59
4931 Ertrage aus Vermdgensverdullerungen, die dem
lauBerordentlichen Ergebnis zuzuordnen sind 67.585,20
24 |- AuBBerordentliche Aufwendungen 62.535,82
5921 AuRerordentliche periodenfremde Aufwendungen 17.740,02
5931 Aufwendungen aus Vermdgensveraufierungen, die
dem auRerordentlichen Ergebnis zuzuordnen sind 44.795,80
25 |= AuBerordentliches Ergebnis (=Zeilen 23 und 24) 5.098,97|
26 = Gesamtiiberschuss/Gesamtfehlbetrag (=Zeilen 22
und 25) -57.460,52,
Verprobung vor Eliminierungen:
Mandant 1 Mandant 2 Mandant 4 Summen
Gemeinde KEB Abwasser KEB Wohnungen
Ord. Ergebnis -48.573,17 € -43.546,54 € 29.560,22 € -62.559,49 €
AuRerord. Ergebnis 9.036,99 € -3.938,02 € 0,00 € 5.098,97 €
gesamt -39.536,18 € -47.484,56 € 29.560,22 € -57.460,52 €
Verprobung nach Eliminierungen:
Mandant 2 nach Eliminierung mit 4 + 1 ord. Ergebnis -25.437,08 €
Mandant 4 nach Eliminierung mit 2 + 1 ord. Ergebnis -87.794,05 €
Mandant 1 nach Eliminierung mit 2 + 4 ord. Ergebnis 50.671,64 €
Summe -62.559,49 €
aulerord. Ergebnis gesamt 5.098,97 €
Gesamtergebnis -57.460,52 €
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Aufrechnung zur Ermittlung des Unterschiedsbetrages zwischen Mandant 01 und Mandant 2 nach Eliminierung

Anlage 10

Geschifts- oder Firmenwert

Konto

2000 SO Stammbkapital 35.000,00
2011 SO Basis-Reinvermogen 1.151.427,71
2020 SO Kapitalricklage 1.440.651,29
2021 SO Riicklage aus Uberschiissen des ordentlichen Ergebnisses

2022 SO Riicklage aus Uberschiissen des auRerordentlichen Ergebnisses

2023 SO Sonderriicklagen

2031 SO Verlustvortrag aus ordentlichem Ergebnis -534.714,12
2100 SO Jahresiberschuss/ Fehlbetrag -47.484,56

Summe

Beteiligungsbuchwert

aktivischer Unterschiedsbetrag

2.092.364,88

2.094.770,16

-2.405,28


schoenmeier
Textfeld
Anlage 10
Geschäfts- oder Firmenwert
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